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„Aber  was  auf  der  Erde  ist  höher 
denn  das  Volk;  es  könnte  nur 
gegen  sich  selbst  rebellieren,  wel- 
ches ungereimt  ist.  Nur  Grott  ist 
über  das  Volk;  soll  daher  gesagt 
werden  können,  ein  Volk  habe 
gegen  seinen  Fürsten  rebelliert, 
so  muß  angenommen  werden,  daß 
der  Fürst  ein  Gott  sei,  was  schwer 
zu  erweisen  sein  dürfte." 

Naturrecht  Bd.  3  S.  182. 
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I,  Die  demokratischen  Gesichtspunkte  bei  Fichte  in  der 
bisherigen  Beurteilung  durch  die  Staatslehre. 

Die  Umbildung  der  Staats-  oder  Regierungsform  des  Deut- 
schen Reiches  zu  einer  demokratischen  Republik  lenkt  das 
wissenschaftliche  Interesse  stärker  als  bisher  auf  die  geistigen 
Begründer  des  demokratischen  Gedankens. 

Neuere  Forschung  hat  mit  großer  Sorgfalt  die  Ursprünge 
des  angelsächsischen  Demokratismus  aufgedeckt,  indem  sie  hin- 
wies auf  die  Kongregation alisten  und  indepen dentistischen 
Sekten  des  17.  Jahrhunderts,  die  zuerst  den  demokratischen 
Gedanken  der  reformierten  Gemeindeverfassung  von  den  reli- 
giösen Vorstellungen  loslösten  und  ihn  auf  das  politische  Leben 
übertrugen,  die  damit  zugleich  den  Gedanken  zur  Durchführung 
brachten,  daß  der  Staat  das  Resultat  eines  Vertrages  der  ur- 
sprünglich souveränen  Individuen  sei. 

Weiterhin  ist  der  auf  dem  Boden  des  Naturrechts  er- 
wachsene gewaltige  Einfluß  Rousseaus  in  der  französischen 
Revolution  offenbar,  dessen  Ideen  über  die  romanischen  Völker 
hinaus  die  Staatsformen  ganz  Europas  berührten.  —  Endlich 
nicht  weniger  bekannt  ist  das  Wirken  der  großen  deutschen 
Parteien  in  der  Mitte  des  19.  Jahrhunderts,  die  durch  das  Vor- 
bild der  schweizerischen  und  nordamerikanischen  Demokratien 
eine  radikale  Umgestaltung  der  Verfassung  erstrebten.  —  In- 
wieweit jedoch  der  deutsche  Demokratismus  in  der  Gedanken- 
welt der  deutschen  klassischen  Philosophie  fundiert  ist,  ist  ein 
von  der  Staatslehre  noch  ungeklärtes  Problem. 

Neuerdings  nun  hat  Gebhardt  in  seiner  ideenreichen  Schrift 
„Der  demokratische  Gedanke"  1  Kant  und  Eichte  unmittelbar 
als  die  geistigen  Ahnen  und  Begründer  des  deutschen  Demo- 
kratismus bezeichnet  und  stellt  Fichte  als  den  Philosophen 


1  Meiner,  Leipzig  1920,  S.  1  f. 
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unseres  heutigen  Staatswesens  hin.  Fichte  ist  nach  Gebhardt 
nicht  nur  der  Prophet  der  nationalen  Idee,  als  was  er  dem 
Bewußtsein  des  Deutschen  stets  lebendig  gewesen,  sondern  vor 
allem  der  in  die  Zukunft  blickende  Verkünder  des  staatlichen 
Zwanges  im  Dienste  der  sozialen  Gerechtigkeit.  Daneben  ist 
Fichte  auch  der  Philosoph  der  Demokratie  als  der  staatlichen 
Form,  die  die  Gleichheit  aller  Menschen  gewährleistet.  Aus- 
gehend von  dem  Gedanken  Kants  über  die  individuelle  Freiheit 
und  die  Gleichheit  im  Sinne  der  gleichen  Entwicklungsmöglich- 
keit, gelangt  Gebhardt  über  eine  Schilderung  von  Fichtes  So- 
zialismus, der  durch  die  Form  der  Demokratie  die  Gleichheit 
und  durch  seine  ökonomischen  Maßregeln  die  Lebens-  und 
Entwicklungsmöglichkeiten  der  Individuen  gewährleisten  soll, 
zu  dem  Satz1:  „Der  organische  Staat  des  deutschen  Idealis- 
mus ist  die  soziale  Demokratie."  Diese  These  findet  nach 
Gebhardt  ihre  Begründung  in  der  gegenseitigen  Ergänzung 
Kants  und  Fichtes,  indem  die  Konsequenzen  der  Ideen  des 
einen  die  Basis  darstellt,  auf  der  aufbauend  der  andere  Fol- 
gerungen, zieht,  die  ihrerseits  den  Deduktionen  des  anderen 
wieder  zugrunde  liegen ;  Kant  ist  für  Gebhardt  in  erster 
Linie  Demokrat  und  erst  weiterhin  Sozialist,  während  umgekehrt 
bei  Fichte  die  sozialistischen  Auffassungen  im  Vordergrund 
stehen,  aus  denen  heraus  er  die  demokratische  Staatsform 
fordert. 

Zu  etwa  gleicher  Zeit  hat  nun  Gertrud  Bäumer 2  sehr  be- 
achtenswert, mehr  intuitiv  als  kritisch,  aus  der  Gesamtwürdigung 
des  Wesens  heraus  Fichte  schlechthin  als  Demokraten  be- 
zeichnet. 

Beweisend  sind  die  Ausführungen  Gebhardts  und  Gertrud 
Bäumers  nicht;  anderseits  steht  diese  Auffassung,  die  Fichte 
neben  Kant  als  den  philosophischen  Begründer  der  deutschen 
Demokratie  hinstellt,  in  der  bisherigen  Literatur,  soweit  sie 
überhaupt  die  politischen  Ideen  Fichtes  einer  genaueren  Unter- 
suchung unterzogen  hat,  völlig  isoliert  da. 

Vor  allem  versagen  die  umfassenden  Werke  von  G.  Jel- 

1  Gebhardt  a.  a.  0.  S.  11.  21. 

2  Bäumer,  Fichte  und  sein  Werk,  1921;  Herpig  S.  65;  vorerst  als 
Aufsätze  in  der  „Hilfe"  erschienen. 


linek1  (Allgemeine  Staatslehre)  und  Hasbach  (Die  moderne 
Demokratie)  in  diesem  Punkte  völlig. 

Soweit  aber  die  politischen  Ideen  Fichtes  Gegenstand 
selbständiger  wissenschaftlicher  Untersuchung  gewesen  sind, 
so  handelt  es  sich  vor  allem  um  die  nationalen  und  die  so- 
zialistischen Einschläge,  die  zwar  in  enger  Verbindung  mit 
dem  demokratischen  Gedanken  stehen,  eine  selbständige  Unter- 
suchung jedoch  natürlich  nicht  erübrigen. 

Schmoller  (in  seinem  Aufsatz  über  Fichte 2)  behandelt  über- 
wiegend die  sozialistischen  und  ethischen  Ideen  Fichtes,  läßt 
aber  die  demokratischen  Einschläge  nahezu  völlig  verschwinden ; 
ebenso  Marianne  Weber3,  die,  Schmoller  folgend,  die  sozia- 
listischen Tendenzen  in  der  Lehre  Fichtes  noch  schärfer  her- 
vorhebt, um  damit  Fichtes  Verhältnis  zur  Marx'schen  Doktrin 
zu  klären.  —  Auch  Treitschke 4  hat  auf  die  Fichte  eigentüm- 
liche Begründung  sozialistischen  Wirtschaftszwanges B,  und  zwar 
gerade  aus  der  Forderung  sittlicher  Freiheit,  für  jedermann 
hingewiesen.  „Kein  Volk  hat  je  größer  gedacht  als  das  un- 
sere von  der  Würde  des  Menschen,  keines  die  demokratische 
Tugend  der  Menschenliebe  werktätiger  geübt",  und  weiter  auf 
Fichtes  Eintreten  für  die  Gleichheit  unter  Verwerfung  aller 
Geburtsprivilegien  und  seine  daraus  resultierende  republika- 
nische Gesinnung 6 ;  vor  allem  aber  ist  es  die  nationale  Idee, 

1  Jellinek  berührt  dieses  Problem  nicht.  Er  faßt  Fichte  lediglich 
in  der  Rechtfertigung  des  Staates  als  ein  Vertreter  der  sogenannten  ethi- 
schen Theorie  (a.  a.  0.  S.  218),  ohne  die  Voraussetzungen,  unter  denen 
Fichte  zu  der  Rechtfertigung  des  Staates  kommt,  zu  würdigen,  woraus 
sich  andere  Konsequenzen  als  die  von  Jellinek  gezogenen  ergeben. 

2  In  dem  Buche  zur  Literaturgeschichte  der  Staats-  und  Sozial- 
wissenschaften 1888,  S.  28  f..  eine  Studie  auf  dem  Gebiete  der  Ethik  und 
Nationalökonomie. 

3  Marianne  Weber,  Fichtes  Sozialismus  und  das  Verhältnis  zur  Marx- 
schen  Doktrin,  Tübingen  1900;  Volkswirtschaft  1.  Abhandl.  der  bad.  Hoch- 
schulen, 4.  Bd.,  3.  Heft;  ebenso  wie  M.  Weber  arbeitet  Max  Adler  (Weg- 
weiser, Studien  zur  Geistesgeschichte  des  Sozialismus,  1914,  S.  28  f .)  ein- 
seitig den  Sozialisten  Fichte  heraus. 

4  Fichte  und  die  nationale  Idee,  Leipzig  1862,  jetzt  Bd.  1  der  Hi- 
storischen und  politischen  Aufsätze,  6.  Aufl,  1903,  S.  113  ff. 

5  Treitschke  a.  a.  0.  S.  124  ff.,  137,  141. 

6  Über  die  von  Treitschke  konstruierte  Abkehr  Fichtes  von  den 


—    4  — 


die  für  Treitschke  das  wesentliche  Moment  in  der  Lohre  Fichtes 
darstellt,  die  er  in  einer  —  wie  noch  zu  zeigen  sein  wird  - 
dem  Fichteschen  Denken  nicht  entsprechenden  Weise  von  seinen 
Voraussetzungen  loslöst,  was  zu  einer  Umwertung  derselben 
geführt  hat.  —  Im  Gegensatz  hierzu  hat  Meinecke  1  in  seiner 
tiefdringenden  Analyse  der  nationalen  Idee  bei  Fichte  die  Ein- 
heit der  divergierenden  Tendenzen  herzustellen  gesucht  und 
läßt  hierbei  gleich  Windelband  2  —  dieser  aber  nur  im  nega- 
tiven Sinne  —  zwar  die  republikanische  Auffassung  hervor- 
treten, die  spezitisch  demokratische  dagegen  nicht. 

Soweit  somit  neben  den  sozialistischen  und  nationalen 
Elementen  die  verfassungspolitischen  Ideen  selbständig  wissen- 
schaftlich behandelt  sind,  ist  es  wohl  die  Verfassungsform,  unter 
der  sich  das  Volk  zusammenschließt,  die  kritisch  erörtert  wird, 
nicht  aber  die  dieselben  erst  qualifizierende  Ausgestaltung,  kurz- 
um wohl  die  Republik,  nicht  aber  die  demokratische  Republik, 
die  Beachtung  findet. 

Zeller3  in  seinem  Aufsatz  über  „Fichte  als  Politiker1* 
berührt  das  demokratische  Element  als  indifferent  nahezu  gar 
nicht 4.  Anders  dagegen  Lasson 5  und  Bluntschli 6.  Hier 
treten  die  demokratischen  Ideen  zwar  deutlich  hervor,  und 
doch  kommen  sie  zu  dem  Endergebnis,  daß  Fichte  nicht  mit 
Recht  in  den  Ruf  eines  Demokraten  gekommen  sei,  Bluntschli, 
der  andeutet,  daß  Fichte  es  ausdrücklich  abgelehnt  habe,  daß 
man  seine  politischen  Grundsätze  nach  dem  von  Rousseau  und 
Sieyes  beeinflußten  Maßstabe  beurteile7,    schließt  mit  der 

republikanischen  Gedanken  (a.  a.  0.  S.  136),  die  Fichte  nur  noch  als 
ideales  Endziel  betrachtet  haben  will,  siehe  unten. 

1  Meinecke,  Fichte  und  die  Idee  des  deutschen  Nationalstaates  in 
den  Jahren  1806—1813  in  ..Weltbürgertum  und  Nationalstaat",  4.  Aufl. 

1917,  S.  1)3  ff. ;  Meinecke  (Fichte  als  nationaler  Prophet.  Velhagen  & 
Klasings  Monatshefte  1908,  jetzt  auch  in   „Preußen  und  Deutschland" 

1918,  S.  134  ff.)  beschränkt  sich  auf  das  durch  den  Titel  bezeichnete  Thema. 

2  Fichtes  Idee  des  deutschen  Staates  1890,  S.  12. 

3  Historische  Zeitschrift  4  (1860).  S.  1  ff. 

*  Siehe  dagegen  Zeller  a.  a.  0.  S.  18—21. 

:>  Fichte  im  Verhältnis  zu  Kirche  und  Staat,  3erlin  1863. 

6  Bluntschli,  Geschichte  der  neueren  Staatswissenschaft.  3.  Aull. 
1881,  S.  394  ff. 

7  Bluntschli  a.  a.  0.  S.  404. 
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Beifügung:  „Er  spricht  sich  demnach  gegen  die  demokratische 
Verfassung  aus"  K  Auch  Lassons  Untersuchung,  der  es  für 
natürlich  hält,  „daß  Fichte  die  Demokratie  kurzweg  als  un- 
vernünftigverwirft41, führt  zu  dem  Schluß,  daß  Fichte  ein  Gegner 
der  Verwirklichung  jeder  irgendwie  demokratisch  gefärbten 
Verfassung  ist,  daß  er  vielmehr  nur  eine  einzig  vernunftgemäße 
Staatsform  anerkennt,  und  zwar  „einen  krassen,  von  der  Aristo- 
kratie der  Wissenden  getragenen  Absolutismus" 2.  Beide, 
Bluntschli  und  Lasson,  kommen  zu  demselben  einheitlichen 
Ergebnis  unter  verschiedener  Begründung.  Bluntschli  legt 
seiner  Auffassung  „Das  Naturrecht" 3  zugrunde4,  Lasson 
spitzt  seine  Darstellung  zu  auf  die  letzten  Vorlesungen,  die 
Fichte  über  die  „Rechtslehre"  (1812)  und  über  die  „Staats- 
lehre oder  das  Verhältnis  des  Urstaates  zum  Vernunftreich" 
im  Sommer  1813  gehalten  hat,  und  verallgemeinern  das  somit 
erzielte  Resultat  als  die  Auffassung,  die  in  politischer  Be- 
ziehung für  Fichte  maßgebend  war.  Also  gerade  die  Schriften, 
die  Fichtes  politische  Ideen  gesondert  hervorheben,  berühren 
wohl  bisweilen  die  demokratischen  Einschläge,  legen  ihnen 
einen  selbständigen  Wert  jedoch  nicht  bei,  im  Gegenteil,  sie 
reihen  Fichte  unter  die  entschiedenen  Gegner  des  demokra- 
tischen Gedankens  ein,  der  an  dieser  Auffassung  einheitlich 
und  konsequent,  allerdings  unter  verschiedener  Begründung, 
festgehalten  haben  soll. 

Im  Gegensatz  hierzu  stehen  die  philosophiegeschichtlichen 
Abhandlungen,  die  das  System  Fichtes  als  Ganzes  oder  in 
Beziehung  gesetzt  zu  einzelnen  gesondert  erörterten  Problemen 
darstellen.  Auch  hier  ist  dieselbe  Tendenz  festzustellen;  es 
wird  notwendigerweise  der  demokratischen  Momente  Erwähnung 
getan,  jedoch  wird  in  der  gesamten  philosophischen  Literatur 


1  Bluntschli  a.  a.  0.  S.  407,  408. 

2  Lasson  a.  a.  0.  S.  187 ff.  Inwieweit  das'  Lasson  sehe  Fehlurteil 
bedingt  ist,  durch  die  irrige  Auffassung  des  Begriffes  der  Demokratie, 
siehe  unt^n 

3  Gruudzüge  des  Naturrechts  nach  Prinzipien  der  Wissenschafts- 
lehre 1796. 

4  Siehe  besonders  die  Zitate  Bluntschlis  Bd.  3,  S.  158,  die  alle  aus 
dem  „Naiurreuht"  herrühren. 


über  Fichte  nicht  die  Folgerung  gezogen  oder  besser  der  Ver- 
such gemacht  zu  prüfen,  ob  Fichte  nicht  als  führender  Theo- 
retiker des  demokratischen  Gedankens  angesprochen  werden  darf 
und  muß.  Charakteristisch  hierfür  ist  die  umfassendste  Dar- 
stellung von  Fichtes  Leben  und  Lehre,  die  von  Kuno  Fischer1. 
Auch  er  zieht  die  für  Fichte  maßgeblichen  politischen  Fol- 
gerungen aus  dem  „Naturrecht",  das  er  ohne  jegliche  termino- 
logische Erklärung  und  Prüfung  zugrunde  legt.  „Regiert 
die  Gemeinde  selbst,  so  haben  wir  Demokratie;  die  demo- 
kratische Verfassung  ist  notwendig  despotisch,  sie  ist  unter 
allen  Verfassungen  die  allerunsicherste,  sie  ist  nicht  bloß  un- 
politisch, sondern  schlechthin  rechtswidrig."  2  Anderseits  muß 
Fischer  auf  der  nächsten  Seite  bereits  zugeben,  daß  Fichte 
auch  eine  „rechtmäßige"  Demokratie  anerkennt,  in  der  die 
regierende  Körperschaft  durchgängig  gewählt  wird. 

Damit  ist  klargestellt,  worauf  es  vor  allem  ankommt  für 
die  Entscheidung  der  Frage,  ob  Fichte  als  der  Staatsphilosoph 
des  modernen  Demokratismus  angesprochen  werden  darf, 
kurzum,  ob  die  Behauptung  Gebhardts  zu  Recht  besteht  oder 
nicht.  Es  kommt  darauf  an  festzustellen,  was  man  denn  unter 
dem  Begriff  der  Demokratie  und  des  demokratischen  Ge- 
dankens eigentlich  zu  verstehen  hat.  Diese  Frage  ist  in  der 
gegenwärtigen  deutschen  Literatur  der  Staatslehre  nicht  mit 
der  nötigen  Sorgfalt  behandelt  worden  und  soll  deshalb  im 
folgenden  zuerst  klargestellt  werden ;  denn  erst,  wenn  feststeht, 
was  unter  dem  demokratischen  Gedanken  zu  verstehen  ist, 
kann  Fichtes  Stellung  dazu  kritisch  erörtert  werden. 

1  Geschichte  der  neueren  Philosophie,  6.  Bd. :  Fichtes  Leben,  Werke 
und  Lehre,  3.  Aufl.  1900,  S.  408. 

2  Siehe  vor  allem  „Das  Naturrecht". 


II.  Der  Begriff  der  Demokratie. 


Einigkeit  herrscht  in  der  Staatslehre  darüber,  daß  von 
einer  Demokratie  nur  dann  gesprochen  werden  darf,  wenn  die 
höchste  staatliche  Herrschaft  der  Gesamtheit  aller  Staatsbürger 
oder  besser  einer  sich  irgendwie  konstituierenden  Mehrheit 
gelegt  ist 1 ;  Staatsbürger  sind  alle  Personen,  die  im  Genuß 
der  verfassungsmäßigen  Voraussetzungen  sind,  meist  also  alle 
erwachsenen  Staatsangehörigen,  zum  mindesten  alle  Männer 
eines  Landes.  Der  herrschende  Wille  geht  aus  der  Gesamt- 
heit der  Volksgenossen  hervor2,  die  sich  eben  dadurch  von 
der  Monarchie,  Erbaristokratie,  Plutokratie  oder  einer  son- 
stigen sich  selbst  ergänzenden  Gruppe  unterscheidet. 

Dazu  tritt  im  modernen  Begriff  der  Demokratie  noch  ein 
weiteres  und  wichtigstes  Element  hinzu.  Infolge  der  englischen 
Revolution  des  17.  Jahrhunderts,  des  Unabhängigkeitskampfes 
der  amerikanischen  Kolonien  Englands,  die  zur  Bildung  sou- 
veräner demokratischer  Republiken  führte  —  bedingt  zum  Teil 
durch  religiöse  Vorstellungen  — ,  und  schließlich  der  franzö- 
sischen Revolution,  die,  teils  durch  die  Vorgänge  in  Amerika 
befruchtet,  teils  naturrechtlich  insofern  fundiert  ist,  als  die 
Anteilnahme  an  der  Staatsgewalt  als  ein  allgemeines,  aus  der 
menschlichen  Natur  fließendes  Recht  erklärt  wird,  trat  die 
Forderung  der  absoluten  politischen  Gleichwertigkeit  der  In- 
dividuen immer  mehr  in  Vordergrund;  die  Allheit  der  Staats- 
bürger, auf  das  Gleichheitsprinzip  bezogen,  fand  ihren  Ausdruck 
in  der  Gleichheit  des  allgemeinen  Stimm-  oder  Wahlrechts, 


1  Siehe  über  das  Prinzip  der  Nationalsouveränität  besonders  Esmein, 
Elements  de  droit  constitutionnel  frangais,  4.  Aufl.  1906. 

2  Siehe  das  Prototyp  der  amerikanischen  Erklärungen  der  Rechte, 
Bill  of  rights  von  Virginien,  die  im  Artikel  2  besagt:  „That  all  pover 
is  vested  in,  and  consequently  derivet  from  the  people;  that  magistrates 
are  their  trustees  and  servants,  and  at  all  time  amenable  to  them.'4 
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das  allein  in  der  Lage  ist,  die  an  Masse  überlegenen  sozial 
beherrschten  Klassen  gegenüber  den  privilegierten  Schichten 
zur  Geltung  zu  bringen.  Diese  freie  Entwicklung  des  Grund- 
rechtes aller  Bürger  ist  allein  der  modernen  sozialen  und  öko- 
nomischen Struktur  des  Staates  angemessen  l.  Nur  ein  Staat, 
der  auf  solchen  Fundamenten  errichtet  ist,  ist  spezifisch  demo- 
kratisch. —  Demokratie  kann  also  nur  heißen,  ein  Volksstaat 
mit  allgemeinem  und  gleichem  Wahl-  oder  Stimmrecht.  Gleich- 
heit im  Sinne  der  Verwerfung  erblicher  oder  plutokratischer 
Privilegien,  ist  ein  Grundelement  des  demokratischen  Ge- 
dankens. 

Insoweit  herrscht  Ubereinstimmung;  unterhalb  dieser 
Grundbestimmung  ist  aber  die  Terminologie  eine  schwankende; 
zurückzuführen  ist  diese  auf  die  Klassifizierung  der  Ver- 
fassungstypen  durch  Aristoteles2.  Er  unterscheidet  drei  Grund- 
formen, die  von  ihm  als  opSoi  rpÖTroi  bezeichnet  werden,  weil 
sie  dem  Ideal  einer  auf  das  Gemeinwohl  gerichteten  Regie- 
rungsführung entsprechen,  stellt  diesen  vernunftgemäßen 
Staatsformen  die  diesen  entsprechenden  Entartungen  gegen- 
über, die  rcapsxßaoeic.  Der  Basileia,  der  Einherrschaft,  die 
Tyrannis,  die  usurpiert  eigennützigen  Motiven  dient,  der  Ari- 
stokratie, der  Herrschaft  der  besten  Bürger,  die  Oligarchie 
der  begüterten  Kreise,  der  Politeiea  die  Demokratie,  die  die 
Willensherrschaft  der  nicht  besitzenden  Massen  verkörpert 
Es  ist  hier  abzusehen  von  den  logischen  Bedenken,  die  gegen 
die  Dreiteilung  als  solche  bestehen,  da,  wenn  überhaupt  eine 
rein  theoretische  Scheidung  zulässig  erscheint,  konsequent 
die  Zweiteilung  —  und  hierauf  hat  schon  Machiavelli  hin- 


1  Siehe  auch  Max  Weber,  „Parlament  und  Regierung  im  neugeord- 
neten Deutschland"  und  „Wahlrecht  und  Demokratie  in  Deutschland" 
1917.  Jetzt  erschienen  in  den  gesammelten  politischen  Schriften  1921. 
S.  126  ff.,  277  ff. 

2  Zu  dem  Folgenden  Aristoteles,  Die  Politik,  übersetzt  von  Rolffes 
bei  Meiner;  ferner  Brentano,  Aristoteles  1911;  Bluntschli,  Allgemeine 
Staatslehre  1886,  S.  H20  ff.;  Roscher,  Politik  1908,  S.  314  ff.;  van  Calker 
im  Handbuch  der  Politik,  2.  Aufl.  S.  129  ff.,  3.  Aufl.  S.  150  ff.;  Rehm, 
Geschichte  der  Staatsrechtswissenschaft  S.  60  ff. ;  Arnim.  Die  politischen 
Theorien  des  Altertums  1910,  S.  93  ff. 
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gewiesen  —  die  formalen  Unterschiede  erfaßt1  und  auf  das 
liier  Wesentliche  abzustellen,  auf  das,  was  Aristoteles  unter 
der  Politie,  seiner  Idealverfassung,  und  unter  Demokratie 
verstand. 

Zu  den  wesentlichen  Begriffsmerkmalen  einer  demokra- 
tischen, anderseits  auch  einer  oligarchischen  Verfassung  zahlt 
Aristoteles  nicht  so  sehr  das  zahlenmäßige  als  das  besitzende 
Moment2;  die  Demokratie  ist  für  ihn  eine  Herrschaft  der 
Besitzlosen,  und  da  die  vermögenden  Schichten  den  nicht 
Besitzenden  gegenüber  in  der  Minderzahl  sind,  folgt  sekun- 
där auch  das  überwiegende  Zahlenmoment,  das  zweite,  aber 
untergeordnete  Merkmal  der  Demokratie.  Der  Grund  zu  der 
für  Aristoteles  entscheidenden  Bedeutung  der  Zahlenverhält- 
nisse ist  der  Umstand,  daß  er  den  Doppelbegriff  des  Demos, 
die  rechtswissenschaftliche  und  sozialpolitische  Seite,  verein- 
heitlicht und  damit  identifiziert.  Staat  und  Gesellschaft  sind 
eines,  juristische  und  vor  allem  ökonomische  Momente  durch- 
dringen sich  gegenseitig;  das  Wort  Demokratie  wird  fast 
durchgängig  nur  in  diesem  Sinne,  im  Sinne  der  Herrschaft 
der  nicht  Besitzenden,  der  Masse,  des  Pöbels,  verwendet. 
Zu  untersuchen,  aus  welchen  Gründen  und  unter  welchen 
Umständen  Aristoteles  zur  Umbildung  des  terminologisch 
schon  in  seiner  wahren  Urbedeutung  vorhandenen  Wortes 
Demokratie  gelangt  ist,  liegt  außerhalb  vorliegender  Unter- 
suchung; jedenfalls  ist  es  erklärlich,  daß  infolge  des  jahr- 
hundertelangen Einflusses,  den  Aristoteles  omnipotent  aus- 
geübt hat,  seitdem  die  europäische  Literatur  von  einer  Strö- 
mung durchzogen  wird,  die  beim  Worte  Demokratie  nur  an 
Gebilde  denkt,  die  die  unmittelbare  absolute  Demokratie  mit 
krassen  Übertreibungen  verwirklichen  oder  doch  die  Tendenz 
in  sich  tragen,  jede  Wertung  individueller  Qualifikationen 
durch  eine  absolute  Gleichmacherei  zu  ersetzen. 

Verstärkt  wird  dieser  Sprachgebrauch  noch  durch  den 
„contrat  social"  Kousseaus,  der  als  die  einzige  vernunftge- 
mäße Gestaltung  eines  Staates  die  unmittelbare  Demokratie 

1  Siehe  Calker  im  Handbuch  der  Politik,  3.  Aufl.,  S.  150 ff.;  A.  A. 
Hübner,  Die  Staatsform  der  Republik  S.  8  Anm.  2. 

2  6,  1290  a. 
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postuliert  und  jede  Repräsentativverfassung  als  tyrannisch 
verwirft;  eine  Radikal demokratie,  die  Rousseau  selbst  nur  in 
Zwergstaaten,  etwa  in  denen  der  Schweiz,  für  realisierbar  er- 
klärt. Dazu  tritt  noch  das  politische  Streben,  die  Demokratie 
zu  diskreditieren.  So  erklärt  es  sich,  daß  im  Sinne  dieses 
Sprachgebrauches  z.  B.  die  bekannte  Staatsschrift  aus  der 
Zeit  der  nordamerikanischen  Verfassungsbegründung  „The 
Federalist"  nur  solche  Staaten  als  demokratisch  bezeichnet, 
wo  das  Volk  im  ganzen  sich  versammelt  und  beschließt.  Mit 
diesem  Sprachgebrauch  arbeitet  zuletzt  noch  insbesondere 
Hasbach,  der  alle  Institutionen  gemäßigter  Demokratie  die 
Wahl  von  Repräsentativversammlungen,  langfristige  Wahlen, 
Ausleseprinzipien  bei  der  Amterbesetzung  als  undemokratisch 
hinzustellen  sucht;  er  kommt  in  seinem  Buche  „Die  Parla- 
mentarische Kabinettsregierimg"  *,  in  dem  er  die  Volkssou- 
veränität und  das  allgemeine  und  gleiche  Wahlrecht  nicht 
für  die  konstituierenden  Merkmale  der  Demokratie  erklärt, 
vielmehr  fordert,  daß  die  Bürger  selbst  Gesetze  geben,  den 
Staat  verwalten  und  Recht  sprechen  müssen,  zu  dem  Resul- 
tat, daß  kein  parlamentarisch  regiertes  Land' den  Anspruch  er- 
heben darf,  zu  den  Demokratien  gerechnet  zu  werden,  eine  Ter- 
minologie, die,  wie  noch  zu  zeigen  sein  wird,  nicht  gerechtfertigt 
ist  und  in  ihrer  Eigenart  zu  der  aristotelischen  Dreiteilung 
zurückführt2.  Auch  Jellinek  betont,  daß  in  diesen  einzelnen 
Institutionen  der  demokratische  Gedanke  nicht  konsequent 
durchgeführt  wird3,  und  Rehm  in  seiner  „Allgemeinen  Staats- 

1  S.  263  ff. 

2  Siehe  hierzu  scharf  und  treffend  die  Kritik  von  Thoma,  Archiv 
f.  öffentl.  Recht,  40.  Bd.  1921,  S.  238  ff.  Nachgewiesen  ist  der  innerhalb 
der  Schriften  Hasbachs  selbst  variierende  lebensfremde  Sprachgebrauch, 
anderseits  die  in  der  „parlamentarischen  Kabinettsregierung"  verstärkt  in 
Erscheinung  tretende  Tendenz ,  nur  die  radikale  Gleichmacherei  als 
demokratisch  gelten  zu  lassen,  „alles  das  aber,  was  man  etwa  als  den 
Demokratismus  liberaler  Prägung  bezeichnen  könnte,  als  im  Grunde  un- 
demokratisch hinzustellen".  Es  müßten  denn,  worauf  Thoma  auch  mit 
Recht  hinweist,  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Frankreich  und 
im  Grunde  auch  das  Deutsche  Reich  aus  der  Reihe  der  Demokratien  ge- 
strichen werden. 

3  Jellinek  a.  a.  0.  S.  724  und  Hatscheck,  Allgemeines  Staatsrecht, 
Göschen  Bd.  2,  1909. 
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lehre"  führt  aus,  daß  infolge  des  Prinzipes  der  Demokratie, 
der  quantitativen  Gleichheit,  jede  Besonderheit  beseitigt  wird, 
die  Ungleichen  nicht  ungleich,  sondern  gleich  behandelt  werden 
müssen,  und  kommt  zu  dem  Satz :  „Die  repräsentative  Demo- 
kratie stellt  eben  in  seiner  Durchführung  eine  ganz  wesent- 
liche tatsächliche  Absetzung  des  Freiheits-  zugunsten  des 
Ordnungsprinzipes,  einen  weitgehenden,  tatsächlichen  Über- 
gang zur  monarchischen  Regierungsform  dar.  —  Die  parla- 
mentarische Regierungsform  ist  auf  diese  Weise  tatsächliche 
Monarchie  auf  unmittelbar  demokratischer  Grundlage."  1 

In  Wahrheit  ist  diese  Beschränkung  des  Begriffes  der 
Demokratie,  diese  Terminologie,  die  den  demokratischen  Ge- 
danken in  einen  absoluten  Gegensatz  stellt  zum  aristokra- 
tischen und  —  im  Sinne  von  Regierung  der  Tüchtigkeit  — 
auch  monarchischen  Gedanken,  unhaltbar  und  von  der  nach 
wissenschaftlicher  Objektivität  strebenden  Staatslehre  ebenso 
preisgegeben  wie  vor  allem  von  den  großen  politischen  Par- 
teien, die  in  der  Gegenwart  Träger  des  demokratischen  Ge- 
dankens sind. 

Es  muß,  um  derartige  terminologische  Verwirrungen  zu 
verhüten,  von  der  verfassungspolitischen  Frage  streng  die 
organisatorische  geschieden,  d.  h.  es  muß,  wenn  die  eine  Ver- 
fassung konstituierenden  Elemente  gegeben  sind,  die  technische 
Ausgestaltung  derselben  als  akzidentale  behandelt  werden. 
Eine  Verfassung  ist  und  bleibt  demokratisch  gestaltet,  solange 
die  oben  erörterten  grundlegenden  Funktionen  gewahrt  sind, 
also  das  Prinzip  der  Volkssouveränität,  die  Inhaberschaft  der 
obersten  Staatsgewalt  durch  das  Volk  und  das  Prinzip  der 
Allgemeinheit  und  Gleichheit  der  politischen  Rechte.  Daß 
eine  solche  Verfassung  in  ihrer  Organisation  Modifizierungen 
mannigfacher  Art  zuläßt,  die  aristokratischen  Charakter  tragen 
können,  steht  dem  nicht  entgegen,  ist  sogar  dem  Begriff  der 
modernen  Demokratie  recht  geläufig.  Durch  die  Erhebung  der 
Repräsentativdemokratie  zum  politischen  Prinzip  ist  zweifel- 
los eine  Veredelung  der  Demokratie  erreicht,  die  den  Grund- 
charakter derselben  unberührt  läßt.  So  sagt  Bluntschli  ganz 


1  Rehm  a.  a.  0.  S.  354  ff. 
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mit  Rocht,  „daß  die  moderne  Republik  eine  durch  die  Besten 
als  Repräsentanten  des  Volkes,  d.  h.  durch  eine  aristokra- 
tische Unterscheidung  veredelte  Demokratie  istu  K  Selbst 
Trcitschke.  der  doch  ein  Gegner  der  demokratischen  Repu- 
blik ist,  muß  zugeben2,  daß  die  Demokratie  auch  dann  nocli 
gewahrt  erscheint,  wenn  aristokratische  Elemente  sich  mit 
ihr  verbinden.  Eigentümlich  ist  es,  daß  die  Grundzüge  der 
modernen,  durch  die  Repräsentativverfassung  verfeinerten  De- 
mokratie enge  Beziehungen  hat  zu  der  von  Aristoteles  kon- 
struierten Verfassung,  der  Politie. 

Bei  der  Lehre  von  der  Organisation  des  ßooXeodfievov 
bezeichnet  es  Aristoteles  geradezu  als  eine  aristokratische 
Einrichtung  im  Gegensatz  zu  den  ipÖTtot  87](J.oxpauxot,  bei 
denen  die  Bürger  in  ihrer  Gesamtheit  entscheiden3,  und  zu 
den  Tf-öirot  öXiYap/ixoi,  w0  nur  einzelne  Bürger  befinden,  wenn 
über  einen  Teil  der  zur  Beratung  stehenden  Gegenstände  alle, 
über  die  laufenden  Angelegenheiten  dagegen  gewählte  Beamte 
entscheiden  sollten,  Beamte,  die  auf  Grund  des  Volkswillens 
(zob  St({jloo  ßooXouivoo)  in  ihr  Amt  gesetzt  wären.  Aristo- 
teles selbst  bezeichnet  die  Politie  als  eine  (u£is  oki^.rjyyj.z 
y.ou  Srjaoxpanas,  ohne  damit  etwa  den  konstruktiven  Unter- 
schied von  Aristokratie  und  Demokratie  zum  Ausdruck  bringen 
zu  wollen.  „Eine  gute  Mischung  aber  von  Demokratie  und 
Oligarchie  wird  daran  erkannt,  daß  es  einem  begegnen  kann, 
eine  und  dieselbe  Verfassung  demokratisch  und  oligarchisch 
zu  nennen."  Diese  von  Aristoteles  vorgenommene  Vereini- 
gung von  oligarchischen  und  demokratischen  Bestandteilen4 
bezieht  sich  nur  auf  die  Organisationsform  seiner  im  heutigen 
Sinne  streng  demokratischen  Verfassungsform;  das  ergeben 
seine  Bemerkungen,  durch  die  er  eine  oligarchische  bzw. 
aristokratische  Verfassung  von  der  Politie  unterschied,  die  er 
naturgemäß  wegen  der  Inhaberschaft  der  Staatsgewalt  durch 
das  gesamte  Volk  nicht  noch  durch  eine  exxXTjOtot  in  ihrer 
Tätigkeit  beschränken  konnte;  gelegentlich  gibt  Aristoteles 
dann  selbst  zu,  daß  das,  was  er  Politie  nennt,  in  früheren 

1  Bluntschli  a.  a.  0.  S.  546,  551  ff. 

2  Treitschk«,  Tolitik,  2.  Bd.  1898,  S.  251  ff. 
8  VI  1298a  ff.  *  VI  1294a. 
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Generationen  Demokratie  hieß1.  Modern  ausgedrückt  ist 
somit  die  Politie  des  Aristoteles  eine  gemischte  Demokratie, 
in  der  sich  unmittelbar  demokratische  Institutionen  mit  ge- 
mäßigt liberalen  Formen  paaren  —  allerdings  unter  Außer- 
achtlassung des  der  Antike  überhaupt  fremden  Repräsentativ- 
gedankens2. Und  es  muß  eigentümlich  anmuten,  daß  Ari- 
stoteles, der,  soweit  überhaupt  es  in  der  Antike  möglich  war, 
den  Begriff  der  Demokratie  am  schärfsten  herausgearbeitet 
hat,  wegen  der  unheilvollen  jahrhundertelang  fortwirkenden 
Terminologie  als  Gegner  der  Verwirklichung  jeder  auch  nur 
gemäßigt  demokratischen  Gedanken  in  Anspruch  genommen 
wird. 

Mit  der  Durchdringung  von  veredelnden  aristokratischen 
Bestandteilen,  die  der  modernen  Demokratie  eigen  ist,  hängt 
die  weitere  Frage  nach  der  Klassifizierung  der  Verfassungs- 
typen überhaupt  eng  zusammen,  die  als  solche  hier  nicht  zur 
Erörterung  steht.  Die  Staaten  werden  von  fast  allen  Schrift- 
stellern in  Monarchien  und  Republiken  eingeteilt ;  Republiken 
sind  im  Gegensatz  zu  den  .monarchisch  organisierten  Staaten 
solche,  in  denen  die  Staatsgewalt  nicht  einem  einzigen  Men- 
schen, sondern  einer  einheitlich  zusammengefaßten  Personen- 
mehrheit zusteht,  die  wieder  in  Aristokratien  und  Demokratien 
zerfallen3;  somit  wird  ein  ausschließlicher  Gegensatz  zwischen 
Monarchie  und  Demokratie  konstruiert. 

Es  kann  hier  dahingestellt  bleiben,  ob  der  Einteilungs- 
maßstab zu  Recht  besteht;  jedenfalls  sind  mannigfaltige  Uber- 
gänge möglich.  —  Bei  weitgehender  politischer  Macht  des 
Parlamentes  erscheint  noch  so  lange  die  monarchische  Staats- 
form gewahrt,  als  es  der  Wille  des  Staatsoberhauptes  ist, 
der  alle  übrigen  Staatsorgane  in  Tätigkeit  setzt.    Indes  be- 

1  VI  1295  a  ff. 

2  Daß  Aristoteles  in  der  Politik  nur  diejenigen  am  Bürgerrecht  teil- 
nehmen läßt,  die  dem  Mittelstand  und  den  vermögenderen  Schichten  an- 
gehören, die  gegenüber  den  nicht  Besitzenden  die  Mehrheit  bilden,  hängt 
mit  der  oben  erörterten  sozialen  Eingliederung  der  Verfassungsformen 
zusammen.    Siehe  1279  a. 

3  Siehe  das  Nähere  über  die  begrifflichen  Unterschiede,  vor  allem 
über  die  in  der  Literatur  herrschenden  Streitfragen,  Meyer- Anschütz, 
Lehrb.  d.  deutsch.  Staatsrechtes  S.  33  Anm.  2. 

Leibholz,  Fichte.  o 
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merkt  schon  Hubrich1,  Monarchien,  die  auf  dem  Grundsatz 
der  Volkssouveränität  beruhen,  seien  in  Wahrheit  Republiken. 
Ein  Satz,  der  jedenfalls  dann  viel  Einleuchtendes  hat,  wenn 
in  einer  solchen  Monarchie  das  parlamentarische  Regierungs- 
system so  stark  entwickelt  ist,  daß  es  den  Erbmonarchen  in 
die  Rolle  eines  rein  dekorativen,  höchstens  in  gewissen  Krisen 
als  Schiedsrichter  zwischen  den  Parteien  fungierenden  Staats- 
organs herabdrückt.  Auch  van  Calker2  hält  es  für  zweifel- 
haft, ob  von  einer  parlamentarischen  Monarchie  gesprochen 
werden  darf,  weil  nicht  streng  juristisch  das  Unterscheidungs- 
merkmal von  der  Demokratie  erfaßt  werden  kann.  Anderseits 
kann  auch  bei  den  mannigfaltigen  Bildungen,  die  der  höchste 
Wille  in  der  Republik  erfahren  kann,  einer  Person  alle  Funk- 
tionen der  Staatsgewalt  übertragen  werden  und  ihr  eine  ge- 
setzliche Vorherrschaft  zustehen,  so  daß  dieser  Typus  einer 
Monarchie  sich  anzunähern  scheint.  So  redet  auch  mit  Recht 
Hubrich  von  der  Möglichkeit  einer  „demokratischen  Tyran- 
nis".  So  viel  ist  somit  offensichtlich,  daß  auch,  wenn  aristo- 
kratische, ja  sogar  monarchische  Bestandteile  einer  rein  de- 
mokratischen Verfassung  eingegliedert  sind,  nicht  von  einer 
tatsächlichen  Monarchie  mit  demokratischer  Grundlage  (s.  o.), 
sondern  nur  von  einer  Demokratie  mit  monarchischen  Ein- 
schlägen gesprochen  werden  darf.  —  Somit  ist  auch  eine 
rein  repräsentative  und  in  der  Ämterbesetzung  rein  bürokra- 
tische Republik  wie  die  gegenwärtige  französische  in  jeder 
Beziehung  nichtsdestoweniger  echte  Demokratie,  weil  sie  durch- 
aus auf  dem  allgemeinen  und  gleichen  Wahlrecht  beruht, 
und  verwirklicht  der  Idee  nach,  nicht  freilich  in  der  politischen 
Wirklichkeit  den  demokratischen  Gedanken,  und  womit  nicht 
verneint  ist,  daß  es  praktisch  bessere  Verwirklichungen  gibt3. 

Und  noch  ein  weiteres  Moment  ist  zu  beachten.  Die 
Entwicklung  der  demokratischen  Ideen  im  17.  und  18.  Jahr- 
hundert führt  auf  den  staatsrechtlichen  Ausgangspunkt  des 

1  Handbuch  der  Politik,  3.  Aufl.  1920,  S.  68  ff. 

2  Handbuch  der  Politik,  3.  Aufl.,  S.  150  ff. 

3  Jellinek  a.  a.  0.  S.  717;  Hubrich,  Handbuch  der  Politik,  3.  Auf... 
Bd.  1,  S.  64;  desgl.  van  Calker  S.  150  ff;  Tecklenburg,  2.  Aufl.  1912. 
Ed.  1,  S.  162  ff. 
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Naturrechts  zurück,  indem  die  vereinigten  ursprünglich  sou- 
veränen Individuen  aus  dem  Natur-  in  den  staatlichen  Zu- 
stand hinübertreten;  die  Ideen  des, Individualismus  und  der 
Verbürgung  der  individuellen  Freiheit  stehen  im  Vordergrund. 
„Weil  die  gesamte  Macht  der  ganzen  Natur  nichts  anderes  ist, 
als  die  Macht  aller  einzelnen  Individuen  zusammengenommen, 
so  folgt,  daß  jedes  Individuum  das  höchste  Recht  hat,  alles 
zu  tun,  was  es  vermag,  daß  also  das  Recht  eines  jeden  In- 
dividuums sich  so  weit  ausdehnt,  als  die  ihm  zugewiesene 
Macht".1  Wirtschaftspolitisch  würde  —  und  das  ist  auch 
die  Konsequenz,  die  von  Treitschke  in  der  „Politik"  gezogen 
wird2  —  der  demokratische  Grundsatz  die  absolut  freie  wirt- 
schaftliche Konkurrenz  als  ihrem  Wesen  entsprechend  for- 
dert. Indessen  ist  diese  Verschwisterung  keine  notwendige, 
und  auch  der  Transpersonalist  oder  Staatsabsolutist  deshalb 
allein  natürlich  kein  Gegner  des  demokratischen  Gedankens. 

Das  liegt  zutage  schon  bei  Rousseau,  vor  allem  aber  im 
modernen  Sozialismus,  insbesondere  bei  der  deutschen  Sozial- 
demokratie. Schon  bei  Lassalle  war  im  Gegensatz  zu  den  nur 
konsequenten  Wirtschaftstheoretikern  Marx  und  Engels  das 
demokratische  Prinzip  keineswegs  nur  ein  Mittel  zur  Er- 
langung der  Macht  des  Proletariates,  sondern  ein  selb- 
ständiges Ziel.  Lassalle  war  nicht  nur  Sozialist,  sondern 
vor  allem  auch  Demokrat.  Sein  Begriff  der  Demokratie 
stand  auf  dem  Prinzip  der  Nationalität,  „der  nach  innen 
freien  und  autonomen  und  nach  außen  unabhängigen  Natio- 
nalität". Wogegen  Lassalle  anzukämpfen  suchte,  das  war 
die  Kleinbürgerdemokratie,  die  allen  individuellen  Tendenzen 
weitesten  Spielraum  ließ,  „in  deren  Schlepptau  die  Arbeiter 
liegen",  die  die  Emanzipation  der  Arbeiter  von  der  politi- 
schen und  wirtschaftlichen  Bevormundung  des  Bürgertums 
verhindert3.  So  vollzog  sich  auf  der  einen  Seite  der  Kampf 
Lassalles  gegen  den  Liberalismus,  der  keine  Beschränkung 
der  persönlichen  Freiheit  zuläßt  und  der  die  Vertretung  des 

1  Spinoza,  Tractatus  theologico-politicus  1670,  Kap.  16. 

2  Treitschke  a.  a.  0.  S.  270,  278. 

3  Lassalle,  „Der  italienische  Krieg  und  die  Aufgabe  Preußens.  Eine 
Stimme  aus  der  Demokratie." 
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Arbeitorstandes  in  den  gesetzgebenden  Körperschaften  sa- 
botiert1, auf  der  andern  der  notwendige  Bruch  mit  Marx 
und  Engels,  für  die  die  Aufnahme  des  demokratischen  Natio- 
nalitätsprinzip68  die  Aufgabe  der  folgerichtig  gedachten  so- 
zialistischen Ideen,  insbesondere  der  Diktatur  des  Arbeiter- 
standes bedeuten  mußte2.  Es  ist  somit  kein  Zufall,  sondern 
tiefe  Symbolik,  daß  Lassalle  als  Erster  nach  Jahrzehnten 
Fichte  nicht  so  sehr  als  Sozialisten,  als  vielmehr  als  Kron- 
zeugen demokratischer  Nationalpolitik  in  Anspruch  nahm8; 
die  Postulierung  des  demokratischen  Gedankens  seitens  La- 
salles ist,  wie  noch  zu  zeigen  sein  wird,  mit  der  Fichtes  eng 
liiert;  der  Begriff  der  Demokratie  ist  bei  Lassalle,  bei  Fichte 
monarchisch  zugeschnitten;  Fichtes  Zwingherr  zur  Einheit, 
Lassalles  soziales  Königtum  sind  aus  demselben  Streben  ge- 
boren, demokratische  Institutionen  zu  veredeln.  Lassalle  war 
bei  der  technischen  Durchbildung  der  demokratischen  Regie- 
rungsform nicht  bei  dem  abstrakten  Doktrinarismus  stehen 
geblieben,  sondern  hatte  sich  unter  dem  Einfluß  nicht  so  sehr, 
wie  Oncken4  meint,  Hegels,  sondern  vor  allem  Fichtes  zu  dem 
Gedanken  durchgerungen,  daß  die  wahre  Demokratie  nur 
durch  die  Verbindung  mit  den  materiellen  Interessen  der 
unteren  Schichten,  anderseits  nur  dadurch  zur  Macht  gelangen 


1  Das  „offene  Antwortschreiben"  Lassalles  S.  1  ff.  1863. 

2  Doch  ist  bestritten,  was  Marx  und.  Engels  unter  Diktatur  des 
Proletariats  verstehen.  Es  finden  sich  Äußerungen,  die  die  des  kommu- 
nistischen Manifestes  erheblich  modifizieren.  Marx  spricht  im  „Bürger- 
krieg in  Frankreich"  1871,  S.  46  vom  allgemeinen  Wahlrecht  des  ge- 
samten Volkes,  Engels  im  „Artikel  von  1891"  über  den  sozialdemokratischen 
Programmentwurf  S.  11:  „Die  demokratische  Republik  ist  die  spezifische 
Form  für  die  Diktatur  des  Proletariates."  Legt  man  diese  späteren  Äuße- 
rungen zugrunde,  so  ist  doch  auch  hier  die  Demokratie  im  Gegensatz  zu 
Lassalle  letzthin  nicht  als  Selbstzweck,  sondern  als  die  der  Diktatur 
des  Proletariats  untergeordnete,  diese  gewährleistende  Staatsform  gefaßt. 
Siehe  hierzu  den  interessanten  Broschürenwechsel  zwischen  Lenin  und 
Kautsky.  Lenin,  Staat  und  Revolution  1918.  Kautsky.  Demokratie  oder 
Diktatur  1919. 

3  Fichtes  politisches  Vermächtnis  und  die  neueste  Gegenwart  1860, 
in  den  „Demokratischen  Studien"  veröffentlicht,  und  „Die  Philosophie 
Fichtes  und  die  Bedeutung  des  deutschen  Volksgcistes"  18>v2. 

4  Oncken,  Lassalle,  2.  Aufi.  1912,  S.  78  ff,  174  ff..  24'i,  r>07. 
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kann,  daß  bei  Wahrung  der  Urform  gewisse  aristokratische, 
ja  sogar  monarchische  Elemente  in  die  Demokratie  einge- 
gliedert werden. 

Diese  von  Lassalle  bereits  klar  herausgearbeiteten  Ge- 
danken haben  sich  unbewußt  trotz  der  offenen  Opposition  der 
sozialistischen  Parteien,  und  zwar  gefördert  durch  den  Welt- 
krieg und  die  Umwälzung  von  1918,  zu  den  leitenden  Programm- 
punkten der  Sozialdemokraten  entwickelt,  nachdem  schon  im 
Erfurter  Programm  eine  Revision  des  Marx-Engelsschen  Wirt- 
schaftstheorems stattgefunden  hat.  So  erklärt  denn  z.  B.  auch 
Kautsky 1  als  das  Endziel  der  sozialistischen  Bestrebungen 
die  Aufhebung  „jeder  Art  der  Ausbeutung  und  Unterdrückung, 
richte  sie  sich  gegen  eine  Klasse,  eine  Partei,  ein  Geschlecht, 
eine  Rasse"  (Erfurter  Programm).  Mittel  zur  Erreichung 
dieses  Zieles  sind  Demokratie  und  Sozialismus  im  Sinne  der 
Vergesellschaftung  der  Produktionsmittel.  Demokratie  ist  also 
nicht  mehr  das  Mittel,  um  den  Sozialismus  zu  verwirklichen, 
sondern  führt  gleich  dem  Sozialismus  zu  demselben  Zweck. 
„Für  uns  ist  Sozialismus  ohne  Demokratie  undenkbar.  Wir 
verstehen  unter  dem  modernen  Sozialismus  nicht  bloß  gesell- 
schaftliche Organisierung  der  Produktion,  sondern  auch  demo- 
kratische Organisierung  der  Gesellschaft.  Der  Sozialismus  ist 
demnach  für  uns  untrennbar  verbunden  mit  der  Demokratie. 
Kein  Sozialismus  ohne  Demokratie."  2  Demokratie  und  Sozia- 
lismus sind  nicht  sich  widersprechende  Forderungen,  sondern 
bedingen  sich  gegenseitig. 

Jedenfalls  ist  so  viel  erwiesen,  daß  von  einem  Staats- 
philosophen, der  sich  vom  Individualismus  abwendet,  eine  sozia- 
listische Wirtschaftsordnung  postuliert,  das  Individuum  der 
Nation  unterordnet  und  die  Zwecke  der  Gattung  höher  stellt 
als  die  des  Individuums  und  sich  dadurch  vor  den  meisten 
„Radikalen",  d.  h.  den  demokratischen  Liberalen  der  ersten 
Jahrzehnte  des  19.  Jahrhunderts,  unterscheidet,  noch  nicht 
gesagt  werden  darf,  er  habe  sich  von  dem  „demokratischen  Ge- 
danken" entfernt;  vielmehr  wird  man  sagen  müssen,  er  habe 
ihn  zu  Ende  gedacht;  doch  dies  ist  ein  Punkt,  der  zunächst 

1  Kautsky  a.  a.  0.  S.  7. 

2  Kautsky  a.  a.  0.  S.  8. 
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dahingestellt  bleiben  muß,  da  es  sich  hier  um  eine  letzten 
Endes  unlösbare  Antinomie  zwischen  den  äußersten  Konse- 
quenzen der  Grundgedanken  des  Demokratismus:  Freiheit  und 
Gleichheit  auf  der  einen,  Herrschaft  der  Mehrheit  auf  der 
andern  Seite,  eine  Antinomie,  mit  der  sowohl  Rousseau  als 
auch,  wie  sich  zeigen  wird,  Fichte  gerungen  haben.  Denn  das 
Mehrheitsprinzip  hat  seinerseits  das  allgemeine  und  gleiche 
Wahlrecht  zur  Voraussetzung.  Jeder  Bürger  ist  Träger  der 
Souveränität,  aber  nur  als  winziger  Bruchteil,  der  in  der 
Masse  zur  Geltung  kommt.  „Man  muß  es  Ironie  nennen, 
daß  die  Proklamation  der  Rechte  des  Ich  in  die  Formel  der 
freiwilligen  Massenbildung  umschlägt,  aber  es  gibt  in  der  Tat 
keinen  besseren  Weg,  das  Einzel-Ich  politisch  wirksam  zu 
machen."  1 

Nach  diesen  Ausführungen  erscheint  es  erlaubt  und  ge- 
boten, Fichte  als  den  Staatsphilosophen  des  deutschen  Demo- 
kratismus zu  bezeichnen,  insoweit  und  insolange  er  in  seinen, 
im  Fortschritt  seines  Denkens  vielfach  modifizierten  politischen 
Äußerungen  vertritt,  das  Prinzip  der  Volkssouveränität  und 
das  Prinzip  der  Allgemeinheit  und  Gleichheit  der  politischen 
Rechte  unter  Ablehnung  erblicher  oder  plutokratischer  Privi- 
legien. 

Und  deshalb  und  insofern  als  Fichte  vom  Postulat  des 
menschenwürdigen  Daseins  für  jedermann  zum  Sozialismus, 
von  seinen  Ideen  über  das  Wesen  des  Rechtes  und  die  Not- 
wendigkeit nationaler  Freiheit  zum  Transpersonalismus,  von 
Erwägungen  über  die  zweckmäßigsten  Verfassungseinrichtungen 
zu  Konzessionen  an  den  monarchischen  Gedanken  und  zu 
Postulaten  aristokratischer  Natur  gelangt,  soweit  nur  Erb- 
aristokratie und  Besitzaristokratie  ausgeschlossen  bleiben,  würde 
er  immer  noch  nicht  aufhören,  ein  Staatsphilosoph  des  demo- 
kratischen Gedankens  zu  sein. 


1  Naumann,  Demokratie  und  Wahlrecht» 


III.  Die  politischen  Ideen  Fichtes. 

Unter  diesen  Voraussetzungen  ist  das  Ziel  nachfolgender 
Untersuchung,  von  dem  Mittelpunkt  der  Lehre  Fichtes  aus 
die  Möglichkeit  zu  gewinnen,  das  Postulat  der  reinen  Demo- 
kratie innerlich  zu  erfassen  unter  Verweisung  und  Hindeutung 
auf  die  notwendig  mit  dem  demokratischen  Gedanken  zu- 
sammenhängenden, aber  schon  genauerer  Forschung  unter- 
worfenen Bestandteilen  des  Systems,  vor  allem  dem  National- 
staatsgedanken und  den  sozialistischen  Einschlägen. 

Hierbei  ist  das  interessanteste  Problem,  zugleich  die  con- 
ditio sine  qua  non,  festzustellen,  ob  in  der  ununterbrochenen 
Entwicklung  von  Fichtes  politischen  Ideen  ein  eigentlicher 
Bruch,  eine  Abkehr  von  gewissen  Ansichten  seiner  Jugend 
stattgefunden  hat,  oder  ob  nicht  vielmehr  eine  durchweg  fest- 
gehaltene Grundidee  von  Anfang  bis  Ende  die  Entfaltung 
seiner  politischen  Ideen  trägt  und  durchleuchtet. 

A.  Der  Freiheitsbegriff  im  System  Fichtes. 
Die  Einheit  in  der  Lehre  Fichtes,  von  deren  Begreifen 
das  ganze  Verständnis  abhängt,  ist  zweifellos,  wenn  man 
genau  zusieht,  vorhanden,  wenn  nur  äußere  Momente  nicht 
zu  stark  betont  und  nicht  aus  der  Gegenüberstellung  von 
Sätzen  auf  einen  fehlerhaften  Aufbau  seines  Systems  falsche 
Schlüsse  gezogen  werden.  Es  dürfen  nicht  einzelne  Bestand- 
teile der  Lehre,  die  notwendig  eine  Entwicklung  in  sich 
erfahren  mußten,  herauskristallisiert  und  als  Beweis  für  eine 
„unerklärliche  Änderung"  seiner  Lehre  angesehen  werden. 
Fichte  hat  selbst  den  schon  zu  seinen  Lebzeiten  erhobenen 
Angriffen  gegenüber  stets  die  Einheit  seines  Systems  betont1, 

1  Vgl.  Fichtes  sämtliche  Werke  Bd.  2,  S.  167;  Bd.  3,  S.  368;  Bd.  5, 
S. 399;  Nachgelassene  Werke  Bd.  3,  S.  356;  Bd. 2,  S.  194.  Ferner:  A.Schmidt. 
„Die  Philosophie  Fichtes  mit  Rücksicht  auf  die  Frage  nach  der  veränder- 
ten Lehre"  und  die  dort  angegebene  Literatur. 
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und  mit  Recht.  Denn  nur  eine  vollständig  geistig  ab- 
gestorbene Persönlichkeit  ist  nicht  mehr  in  der  Lage,  ihre 
Lehre  mit  stets  neuem  Leben  zu  erfüllen,  und  man  ist  m.  E. 
nur  dann  berechtigt,  von  einer  Änderung  der  Lehre  zu 
sprechen,  wenn  die  Änderung  beruht  auf  einem  Grundlagen- 
Methodenwechsel;  seine  sogenannte  „Änderung-  liegt  nicht 
in  einem  radikalen  Überzeugungswechsel,  nicht  in  einer  spe- 
kulativen Verschiebung  seiner  Prinzipien,  sondern  in  Wahr- 
heit handelt  es  sich  nur  um  den  Ausbau  der  Konsequenzen 
einer  einheitlichen  Methode.  Wenn  hier  das  demokratische 
Prinzip  als  Ausfluß  seiner  Lehre  und  anderseits  doch  auch 
als  selbständiges  Gebilde  untersucht  werden  soll,  so  ist  efn 
Punkt  gegeben,  von  dem  aus  die  Einheit  der  ganzen  Philo- 
sophie am  leichtesten  begriffen  werden  kann,  wenn  man  nur 
nicht  die  Verfassung  als  solche,  sondern  den  erst  die  Staats- 
form als  akzidentale  erzeugenden  Freiheitsbegriff,  der  identisch 
mit  dem  Sitten gesetz  die  zentrale  Funktion  in  seinem  System 
darstellt,  zugrunde  legt1. 

Die  Freiheit,  unbedingt  und  nur  durch  sich  beweisbar,  ist 
das  Prinzip  unseres  Seins.  „Glaube  an  Deine  Freiheit  und  Du 
bist  frei,  handle  frei  und  Du  bist  frei  —  schaffe,  gestalte  und 
bilde  die  Dinge,  die  Außenwelt  nach  Deinen  Ideen  und  Zwecken, 
dann  bist  Du  ihr  Herr,  dann  müssen  sie  Dir  dienen,  das 
Herrsein  ist  Deine,  das  Dienen  ist  ihre  Bestimmung."  Die 
Freiheit  als  Tat,  die  vollständige  Autonomie  des  Handelns  ist 
das  Primäre  und  das  schlechthin  Vernünftige,  identisch  mit 
dem  Sittengesetz,  das  unabhängig  von  jeder  äußeren  Normie- 
rung allein  den  Menschen  bindet.  Es  ist  der  eigentliche 
Zweck  nicht  nur  des  Individuums,  sondern  der  Welt,  ..der 
Freiheit  eine  Sphäre  bilden  zu  helfen",  sie  zum  Werkzeug 
des  sittlichen  Handelns  zu  machen.  „Nur  derjenige  ist  frei, 
der  alles  um  sich  herum  frei  machen  will  und  durch  einen 
gewissen  Einfluß,  dessen  Ursache  man  nicht  immer  gemerkt 

1  Windelband  (Fichtes  Idee  des  deutschen  Staates,  Freiburg  1890, 
S.  8)  sucht  die  Einheit  seiner  Lehre  von  der  Staatstheorie  aus  zu  be- 
gründen. Damit  ist  m.  E.  der  umfassende  Gesichtspunkt  nicht  erfaßt; 
denn  der  Staatsbegriff  Fichtes  läßt  nicht  deutlich  das  einigende  Prinzip 
in  Erscheinung  treten. 
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hat,  wirklich  frei  macht.  Unter  seinen  Augen  atmen  wir 
freier,  wir  fühlen  uns  durch  nichts  gepreßt  und  zurückge- 
halten und  eingeengt.  Wir  fühlen  eine  ungewohnte  Lust,  alles 
zu  sein  und  zu  tun,  was  nicht  die  Achtung  für  uns  selbst 
uns  verbietet."1  So  postuliert  Fichte  die  sittliche  Tat  und 
gliedert  sie  ein  in  den  sittlichen  Zweck,  den  Endzweck.  —  Die 
Kultur  zur  Freiheit  ist  das  einzige  mögliche  Ziel  des  Menschen, 
„solange  er  Teil  hat  an  der  Sinnen  weit",  das  aber  seinerseits 
nur  Mittel  ist  zur  Erreichung  jenes  höchsten  Zieles,  der 
völligen  Ubereinstimmung  des  Willens  mit  dem  Gesetz  der 
Vernunft2. 

Also  nur  durch  sich  selbst  bestimmtes,  unbedingtes 
Handeln  wird  somit  die  Handlung  zur  freien  Tat3.  Das 
Selbstbewußtsein  ist  die  erste  Bedingung,  die  die  Abhängig- 
keit beseitigt  und  eine  Freiheitssphäre  schafft,  die  den  Men- 
schen zum  Menschen  macht.  „Worauf  beruht  denn  alle 
menschliche  Größe  außer  auf  der  Selbständigkeit  und  Ur- 
sprünglichkeit, also  auf  der  Freiheit  der  Person,  und  daß  sie 
nicht  sei  ein  erkünsteltes  Gemächte  des  Zeitalters,  sondern 
ein  Gewächs  aus  der  ewigen  und  ursprünglichen  Geisterwelt."4 
Die  Freiheit  besteht  somit  gerade  in  der  freiwilligen  Unter- 
ordnung unter  das  Gesetz  und  dieses  fordert  wiederum,  ledig- 
lich das  Prinzip  der  Autarkie  anzuerkennen.  Die  Synthese 
von  Freiheit  und  Gesetz  ist  geschaffen,  die  Freiheit  unter  dem 
Gesetz  frei  zu  sein;  und  damit  ist  der  kategorische  Imperativ 
gefordert.  Denn  unter  dem  Begriff  der  Freiheit  kann  ich  frei 
nur  handeln,  wenn  ich  soll,  nie  wenn  ich  muß.  So  ist  aus 
der  Synthese  von  Freiheit  und  Gesetz  der  kategorische  Impe- 
rativ der  Autonomie  abgeleitet5. 

Das  Postulat  der  Freiheit  des  Geistes  durch  eigene 
Tätigkeit  als  Urquell  und  Endzweck  alles  Daseins,  der  völligen 

1  Bestimmung  des  Gelehrten  1794,  Sämtliche  Werke  Berlin  1846, 
Bd.  6,  S.  308. 

2  Siehe  auch  die  Ausführungen  von  Mar.  Weber  a.  a.  0.  S.  20  ff. 

3  Grundlage  der  gesamten  Wissenschaftslehre  Bd.  1,  S.  91 — 101; 
ferner  Kuno  Fischer  a.  a.  0.  S.  384. 

4  Staatslehre  Bd.  4,  S.  411;  Bd.  7,  S.  456. 

5  Siehe  Hans  Freyer,  Das  Materiale  der  Pflicht:  Kant-Studien  25, 
Heft  2,  S.  120  ff. 
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Übereinstimmung  des  Willens  mit  der  Vernunft,  ist  bereits 
in  dem  „Beitrag  über  die  französische  Revolution"  eindeutig 
formuliert1.  Und  weiter  entwickelt  und  ausgebaut  beginnt 
die  Wisscnschaftslehre  mit  der  Forderung  der  Tathandlung 
als  dem  Anfange  jeglicher  Philosophie.  „Mache  Dich  frei, 
und  fortan  sei  alles,  was  Du  bist,  denkst  und  tust  in  Wahr- 
heit Deine  eigenste  Tat."  „Setze  Dein  Ich,  werde  Dir  Deiner 
bewußt",  ist  die  eigenste  Forderung  der  Tathandlung.  Auf 
diesem  Sittengesetz  als  dem  Inbegriff  der  Freiheit  basieren 
alle  Schriften.  Noch  die  „Staatslehre"  und  das  „Vermächt- 
nis" bestimmen  als  wahrhaft  frei  nur  denjenigen,  der  die 
reinen  Begriffe  des  sittlichen  Gesetzes  im  praktischen  Leben 
realisiert2.  Noch  die  Grundstimmung  seiner  „Staatslehre" 
gipfelt  in  dem  rigorosen  ethischen  Diktat  eines  rein  sittlichen 
Lebens  als  eines  schlechthin  Seinsollenden,  das  nur  berufen 
ist,  die  äußeren  in  der  gegebenen  Welt  liegenden  Bedin- 
gungen der  sittlichen  Freiheit  darzustellen3.  Die  durch  das 
Freiheitsgesetz  bestimmte  sittliche  Handlung  fordert  ein 
ständiges  Kundtun  des  reinen  Willens:  „niemand  ist  seiner 
Moral ität   ohne  fortgesetzte  Anstrengung  einen  Augenblick 

1  Beitrag  zur  Berichtigung  über  die  „Urteile  der  französischen  Re- 
volution" 1793,  S.  58,  wo  es  heißt:  „Wir  begehren  demnach  Tatsachen 
nach  einem  Gesetz  zu  beurteilen,  das  wir  keinen  Tatsachen  entlehnen 
und  in  keinem  enthalten  sein  kann.  Wo  denken  wir  das  Gesetz  aufzu- 
finden? Ohne  Zweifel  in  unserem  Selbst,  da  es  außer  uns  nicht  an- 
getroffen werden  kann.  Das  Dasein  dieses  Gesetzes  in  uns  führt  uns  dem- 
nach auf  eine  ursprüngliche  Form  unseres  Ich."  Siehe  weiter  Bd.  6,  S.  60, 
62,  81—83,  130-131. 

2  In  schwerer  Zeit  hält  ihn  allein  der  Gedanke  aufrecht,  „daß  er 
frei  geatmet,  geredet,  gedacht  und  sein  Rücken  nie  unter  das  Joch  des 
Treibers  gebogen  habe."  Briefwechsel  1,  S.  382  an  seine  Frau  vom 
4.  Mai  1807. 

3  Nur  von  diesem  ethischen  Urquell  aus  läßt  sich  der  so  oft  miß- 
verstandene Haß  gegen  Napoleon  erklären.  Nicht  etwa  im  modernen 
Sinne  nationale  Momente  waren  das  treibende  Agens,  sondern  das  voll- 
ständige Mißverstehen  wahrer  Menschengröße  seitens  Napoleons.  „Wäre 
nur  eine  leise  Ahnung  der  sittlichen  Bestimmung  des  Menschengeschlechts 
in  seinen  Geist  gefallen,  hätte  er  sich  der  Freiheit  des  Menschen- 
geschlechtes aufgeopfert  und  uns  alle  mit  sich,  dann  z.  B.  müßte  ich  und 
jeder,  der  die  Welt  sieht,  wie  ich  sie  sehe,  freudig  sich  ihm  nachstürzen 
in  die  heilige  Opferflamme."    Bd.  6,  S.  439,  474  ff.,  519,  5(-;6. 
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sicher.  Kein  Mensch  wird  im  Guten  bestätigt."  1  Die  realen 
Beziehungen  des  Lebens  dahin  zu  steigern,  daß  sie  als  Aus- 
fluß der  in  uns  getragenen  moralischen  Ordnung  erscheinen, 
das  berechtigt  im  tiefsten  Sinne  erst  zur  Philosophie.  In  den 
„ewig  aus  sich  selbst  quellenden  Leben  und  Grundsein  seiner 
selbst"  in  der  potenziertesten  Tätigkeit2  wird  das  Gesetz 
stetig  neu  erzeugt.  —  Somit  ist  die  synthetische  Vereini- 
gung von  Freiheit  und  Gesetz  versinnbildlicht  in  der  Tat- 
handlung. 

Der  Zweck  des  Erdenlebens  der  Menschheit  ist  also  der, 
daß  sie  in  demselben  alle  ihre  Verhältnisse  mit  Freiheit  nach 
der  Vernunft  einrichtet3  oder,  wie  er  an  Eeinhold  schreibt: 
„Mein  System  ist  von  Anfang  bis  zu  Ende  nur  eine  Analyse 
des  Begriffes  der  Freiheit.  Es  kann  in  diesem  ihm  nicht 
widersprochen  werden,  indem  gar  kein  anderes  Ingredienz 
hereinkommt." 4  —  Um  eine  Analyse  des  Freiheitsbegriffes 
handelt  es  sich ;  der  Substanzmachung  dieses  Begriffes  gilt 
seine  ganze  Lehre;  er  liegt  ihr  als  der  zentrale  Mittelpunkt 
zugrunde,  dessen  Vertiefung,  dessen  Steigerung  stellt  keine 
Änderung,  sondern  nur  eine  konsequente  Entwicklung  des 
Bewußtseins  dar.  „Schon  im  Beitrag  zur  französischen  Revo- 
lution" heißt  es:  „Drei  Arten  von  Freiheiten  unterscheide  ich, 
die  transzendentale,  die  in  allen  vernünftigen  Geistern  die 
gleiche  ist,  das  Vermögen,  erste  unabhängige  Ursache  zu 
sein,  die  kosmologische,  da  man  wirklich  von  nichts  außer 
sich  selbst  abhängt  —  kein  Geist  besitzt  sie  als  der  unend- 
liche, aber  sie  ist  das  Ziel  aller  endlichen  Geister;  die  po- 
litische, das  Recht,  kein  Gesetz  anzuerkennen,  als  welches  man 
sich  selbst  gab. " 5  —  Diese  Worte  bedeuten  für  Fichte  in  den 
90er  Jahren,  also  in  der  Zeit,  in  der  sie  niedergeschrieben 
wurden,  lediglich  Kategorien  ohne  den  lebendigen  Gehalt, 
den  er  später  erfuhr,  Kategorien,  in  die  das  Individuum  ein- 
gegliedert wurde.    Und  selbst  der  Begriff  der  sittlichen  Indi- 

1  Bd.  4,  S.  495. 

2  Nachgelassene  Werke  Bd.  1,  S.  74;  Tatsachen  des  Bewußtseins  1810. 

3  Bd.  7,  S.  7. 

4  Fichtes  Leben  Bd.  2,  S.  279. 

5  Bd.  6,  S.  101  Anm. 
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vidualität  war  noch  nicht  voll  entwickelt.  Lediglich  die  ein- 
zelnen sittlichen  Akte,  die  erst  durch  das  stetige  Tätigwerden 
des  reinen  Willens  sich  zu  solchen  erhehen,  waren  das 
Dauernde.  Später,  und  das  ist  entscheidend,  die  sogenannte 
Wandlung,  die  in  Wahrheit  alle  Wandlungen  harmonisch 
auflöst,  treibt  die  dauernd  ins  Metaphysische  gehende  Ten- 
denz das  Fichtesche  Denken  zu  immer  höheren  Ansatzpunkten 
der  Deduktion  und  kommt  somit  zur  Klärung  der  sittlichen 
Individualität  und  ferner  zur  Einführung  neuer  Werttotali- 
täten. Der  kategorische  Imperativ  macht  den  ganzen  Inhalt 
des  Daseins  der  sittlichen  Individualität  aus,  er  hat  sich  meta- 
physisch konstruiert;  das  sinnliche  Joch  ist  vernichtet,  ein 
der  Transzendenz  entstammendes  Korrelat  ist  zur  Erscheinung 
gekommen:  „Wolle  sein,  was  Du  sein  sollst,  sein  kannst, 
bist"  ;  das  ist  die  Formel  der  neuen  Synthese1.  Aber  für  die 
Untersuchung  wesentlicher  ist  das  zweite  Moment.  Auch  die 
Weltordnung,  die  die  einzelnen  Glieder  umschließt,  ist  nicht 
mehr  Reich  reiner  Willen,  sondern  „metaphysische  Substanz 
der  konkreten  Totalitäten".  Die  Produkte  dieser  gedanklichen 
Steigerung  führen  notwendig  zu  einer  Vertiefung  der  Formen, 
unter  denen  sich  ein  Volk  zusammenschließt,  was  durch  den 
Inhalt  des  aus  Gott,  d.  h.  dem  Gesetze  der  Freiheit  hervor- 
gehenden Volksgeistes  zur  Aufstellung  des  Begriffes  der  Nation 
und  der  Gattung  führt;  dieser  einheitliche  Begriff  ist  kein 
Xovum,  sondern  durch  dasselbe  Gesetz  der  Freiheit  bedingt, 
wie  das  der  90  er  Jahre,  das  lediglich  das  Moment  der  sitt- 
lichen Individualität  dadurch  steigert,  daß  ein  übergreifender 
Zusammenhang  geschaffen  wird.  Es  ist  also  festzuhalten, 
daß  die  Synthese  von  Freiheit  und  Gesetz,  die  tätige  sittliche 
Autonomie  —  sofern  überhaupt  eine  Formel  zulässig  er- 
scheint —  das  Essentielle  und  damit  der  Grund  allen  realen 
Lebens,  das  Unsterbliche  ist;  nur  soweit  dieses  Freiheits- 
moment die  ethische  Bestimmung  den  Menschen  gewiesen, 

1  Anweisung  zum  seligen  Leben  Bd.  5,  S.  533 ;  ferner  auch  Freyer 
a.  a.  0.  S.  139,  146,  149,  152  ff.;  siehe  auch  Liebert  (Problem  der  GeltuDg, 
Berlin  1914,  Kant-Studien  Heft  Nr.  32,  S.  132),  der  von  anderer  Basis  aus 
auch  schon  auf  die  metaphysische  Ausweitung  des  Ideenbegrifis  hingewiesen 
als  die  einzige  Wesenheit,  die  dem  empirischen  Getriebe  zugrunde  liegt. 
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soweit  die  Tatenlosigkeit,  die  keinen  freien  Willen  in  sich 
erzeugen  kann,  überwunden  ist,  ist  das  Dauernde  und  die 
Welt  Ordnende  in  die  Erscheinung  getreten.  Der  Mittelpunkt 
und  die  Zusammensetzung  der  Koordinaten  erscheint  stets 
identisch,  nur  der  Umfang  der  Peripherie  hat  sich  verschoben. 
„So  soll  sich  die  Erscheinungswirklichkeit  verwandeln  in  ein 
Reich  der  Freiheit  und  des  Geistes." 

Seine  Wissenschaftslehre  ist  unter  diesen  Umständen  nur 
Ausdruck  und  geistiger  Rückhalt  seiner  umfassenden  Freiheits- 
forderung. Die  Wissenschaftslehre  ist  „vollkommenes  Ver- 
stehen, durchgeführtes  Sein,  darum  vollkommene  Freiheit"  *. 
Diese  Freiheitsforderung  ist  das  einigende  Band,  das  die  ver- 
schiedenen Gestaltungen,  die  die  Wissenschaftslehre  im  Laufe 
der  Jahre  erhalten  hat,  unter  einen  höheren  einheitlichen 
Gesichtspunkt  bringt,  und  zwar  wird  man  gut  tun,  unter  steter 
Berücksichtigung  dieser  Einheitlichkeit  vor  allem  die  spätere 
Darstellung  als  gewissermaßen  die  geläuterte  höhere  zu  be- 
vorzugen und  die  früheren  Konstruktionen  lediglich  als  von 
jenen  abgeleitete,  als  Vorbereitungsarbeiten  zu  fassen.  Die 
objektive  Welt  perzipiert  er  in  das  Selbstbewußtsein,  um  sie 
aus  dem  reinen  Selbstbewußtsein  wieder  neu  zu  erzeugen  oder, 
anders  ausgedrückt,  „das  Ich  oder  das  reine  Denken  ist  das 
konstitutive  Gesetz  und  der  positiv  erzeugende  Mutterschoß 
alles  nur  aus  ihm  sich  entwickelnden  und  ableitenden  Objek- 
tiven und  Realen"  2.  Das  Ich  bringt  die  Dinge  in  seiner  un- 
endlich schöpferischen  Kraft  als  die  Bedingung  seines  Selbst- 
bewußtseins hervor.  Dieses  Absolute  ist  schlechthin  das  erste, 
es  hat  sein  eigenes  Sein  und  ist  nur  in  der  Lage,  sich  zu 
setzen.  Das  Ich  ist;  aber  zugleich  damit,  daß  ich  sage  „Ich 
bin",  unterscheide  ich  schon  das  Ich  vom  anderen,  dem  Nicht- 


1  Staatslehre  Bd.  4,  S.  382:  „Die  Freiheit  ist  die  verständige  Er- 
kenntnis alier  Erkenntnis,  indem  sie  dieselbe  sowohl  überhaupt  daß  sie 
ist,  als  insbesondere  so  wie  sie  ist,  hervorgehen  sieht,  aus  dem  Grunde 
und  Gesetze;  diese  Einsicht  nun  ist  Freiheit  der  Erkenntnis  vom  Gesetze. 
Sie  ist  indifferentes  Darüberschweben,  dagegen  alle  andere  nicht  also  sich 
verstehende  Erkenntnis,  insofern  Anschauung,  ist  durch  bloße  Hingeben- 
heit an  das  Gesetz." 

2  Lassalle,  Rede  a.  a.  0.  S.  13  ff. 
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Ich.  Ich  kann  mein  Ich  gar  nicht  anders  denken,  als  zugleich 
zu  setzen  das  Nicht-Ich.  Es  ist  also  beschränkend  dem  Ich 
gegenübergestellt  das  Nicht-Ich.  Aber,  und  das  darf  nicht 
übersehen  werden,  das  Nicht-Ich  ist  selbstgesetzt  durch  die 
eigene  setzende  Tätigkeit  des  Ichs,  und  das  Ich  stellt  doch  nur 
auf  andere  Weise  das  Symbol  dar  für  die  Forderung,  daß 
der  Mensch  die  Synthese  von  Freiheit  und  Gesetz  verwirkliche. 
Auch  bei  der  späteren  Umgestaltung  bleibt  diesem  Urgesetz 
bestehen.  Es  ist  auch  hier  die  proportionale  Steigerung  der 
ins  Metaphysische  gehenden  Tendenz;  es  ist  die  Frage  des 
Verhältnisses  jenes  unendlichen  Ichs  zum  empirischen  Ich  der 
Einzelpersönlichkeiten.  Fichte  nennt  jetzt  nicht  mehr  den 
Grund  aller  Erscheinungen  Ich,  sondern  vielmehr  das  Urwesen, 
die  Gottheit,  die  dem  Gegensatz  von  Nicht  und  Nicht-Ich  voran- 
geht. Aber  eine  „Änderung"  liegt  nicht  vor;  denn  wenn  Gott 
allein  für  ein  Seiendes,  alles  andere  außer  Gott  gar  nicht  als  ein 
Seiendes  betrachtet  werden  kann,  so  ist  zwar  die  Gottheit  an 
die  Stelle  des  unendlichen  Ichs  gesetzt ;  damit  ist  aber  keine  Ver- 
schiebung, sondern  lediglich  auch  in  seiner  Wissen schaftsl ehre 
eine  Vertiefung  dieses  einen  unendlichen  Freiheitsgesetzes  ver- 
sinnbildlicht. Es  ist  dieselbe  Richtung  der  Erscheinung,  die 
zu  einer  großzügigen  Geschichtsphilosophie  führte,  die  in  prak- 
tischer Sphäre  neue  Gebilde  und  Wertbegriffe  erzeugte  l. 

Hier  stehen  wir  an  dem  Ursprungsquell  der  Fichteschen 
Lehre,  die,  obgleich  bei  fortwährendem  Umschmelzen  des  Systems 
zu  verschiedenen  Seiten  verschiedene  Elemente  vorherrschend 
waren,  Fichte  und  seinem  Werk  das  charakteristische  Gepräge 
geben.  Hat  das  Ganze  bisweilen  auch  scheinbar  ein  anderes 
Aussehen  gehabt,  so  ist,  wenn  man  nur  genauer  zusieht,  stets 
die  Einheit  gewahrt,  die  Schriften  zur  Zeit  der  französischen 
Revolution,  die  „Staats-  und  Rechtslehre"  von  1812  und  1813 
gehören  zu  demselben  Bau,  sie  sind  Bruchstücke  einer  großen 
Konfession 2.  Diese  Synthese  ist  das  Wesentliche  ;  ihr  als  dem 

1  Lassalle,  ferner  Zeller  a.  a.  0.  S.  1^0  ff. 

2  Kuno  Fischer  1900  (Fichte)  uud  Windelband  haben  auf  die  Ein- 
heit, auf  die  enge  Zusammengehörigkeit  des  Weltbürgertums  vor  1804 
und  des  Nationalismus  vor  1807  hingewiesen.  .,Der  Kosmopolitismus  der 
Wissenschaftslehre  und  der  Patriotismus  sind  ein  und  derselbe  Begriff", 


Endzweck  sind  die  höchsten  Zwecke,  wie  Sieg  des  Guten  über 
das  Böse,  stetiger  Fortschritt  des  Menschengeschlechtes,  kurz 
alles  dasjenige,  „was  die  materialgebundene  Philosophie  als 
die  Bestimmung  unseres  Geschlechts  aufstellt" l,  eingegliedert, 
so  daß  die  Erreichung  dieser  Ziele  zwar  notwendig  zur  Er- 
langung jenes  höchsten,  nie  aber  unmittelbar  sich  zur  gesetz- 
mäßigen absoluten  Unabhängigkeit  erheben  kann.  Wahr  ist, 
daß  Fichtes  Forderung  der  Realisierung  der  Freiheit  der  Ver- 
nunft stets  nur  ein  Imperativ  sein  kann,  schon  um  die  Idee 
als  solche  nicht  aufzulösen,  immer  strebend  nach  dem,  was 
über  der  wirklichen  Sphäre  herrscht:  „Wer  nicht  zuvörderst 
sich  ewig  erblickt,  der  hat  überhaupt  kein  Lieben  und  kann 
auch  nicht  lieben  ein  Staatsvolk,  derweilen  es  für  ihn  nicht 
gibt."  All  das,  Volk,  Staat  und  die  Gewandung,  unter  der 
das  Volk  im  Staate  lebt,  ist  nur  Träger  und  Unterpfand  der 
irdischen  Ewigkeit  Bei  Fichte  ist  somit  der  kategorische  Im- 
perativ im  Leben  als  solchen  versinnbildlicht,  daß  das  Sollen, 
die  ethische  Wertung  nicht  als  isolierte  Kategorie  erfaßt,  viel- 
mehr im  Dasein  selbst  als  die  sittliche  Autonomie  in  seiner 
reinsten  Form  erscheint.  Dieses  Seinsollende  ist  kein  Traum, 
obwohl  es  nicht  schwer  ist,  diese  ganzen  Pläne  als  eine  Illu- 
sion des  Idealismus  zu  bezeichnen 2,  es  ist  vielmehr  der  höchste 
Grad  aller  Realität,  es  ist  die  unendliche  Annäherung  zu  dem 

heißt  es  bei  Fischer,  und  "Windelband  spricht  von  dem  Patriotismus  der 
„Reden  an  die  deutsche  Nation"  als  dem  Zwillingsbruder  des  Kosmopolitis- 
mus, der  sich  nicht  etwa  als  eine  Besonderung  unterordnet,  sondern  ihm 
gleichberechtigt  gegenübersteht.  Sicherlich  ist  dies  richtig,  doch  zu  be- 
tonen ,  daß  der  Kosmopolitismus  vor  1804  und  der  Patriotismus  der 
„Reden  an  die  deutsche  Nation"  selbst  nur  ein  Ausfluß  seiner  umfassenden, 
auf  dem  autonomen  Freiheitsbegriff  fußenden  Anschauung  ist,  daß  diese 
Begriffe  nie  absolut  etwa  als  eine  konstante  Größe  genommen  werden 
dürfen,  sondern  stets  zu  seinei  Lehre,  somit  auf  den  Freiheitsbegriff,  in 
Beziehung  gesetzt  werden  müssen.  Denn  nur  von  dieser  Basis  läßt  sich  der 
synthetische  Ausgangspunkt  wahren  und  die  sonst  scheinbar  vorhandenen 
Diskrepanzen  vermeiden.  Siehe  auch  Harms,  Die  Philosophie  Fichtes  nach 
ihrer  geschichtlichen  Stellung  und  Bedeutung  S.  25;  siehe  auch  Gertrud 
Bäumer  a.  a.  0.  S.  136. 

1  Bd.  6,  S.  314  ff.,  324  ff.  Bestimmung  des  Gelehrten. 

2  Platen,  Tagebuch  1868,  S.  168;  Bona  Meyer,  Über  Fichtes  Reden 
an  die  deutsche  Nation  S.  24. 
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Reich  der  reinen  Vernunft,  es  ist  der  Prozeß  der  Umbildung  aus 
der  Endlichkeit  des  Triebes  in  die  Unendlichkeit  des  metaphy- 
sischen Freiheitsbegriffes.  Das  zu  verwirklichende  Sein,  das 
Ich  ist  die  Tendenz  des  Absoluten,  d.  h.  die  sittliche  Freiheit, 
die  sich  in  uns  offenbart.  Die  Wirklichkeit  der  Welt  hat  er 
ertötet,  um  die  Idee  zum  wahrhaften  Sein  zu  erheben,'* „die 
äußere  AVeit  ist  nur  da  als  .Mittel  und  Bedingung'  eines  an- 
deren Daseins,  des  Lebendigen  im  Menschen  und  als  etwas, 
das  durch  den  steten  Fortschritt  des  Lebendigen  immer  mehr 
aufgehoben  werden  soll".  Für  Fichte  war  eben  das  Sein  die 
einigende  Synthese  theoretischer  und  praktischer  Anschauungen, 
die  vollendetste  Form  des  geistigen  Prinzips.  Das  Zuende- 
denken  eines  Gedankens  als  zugehörig  zur  vernunftgemäßen 
Freiheit  trug  die  Begründung  in  sich,  die  Realisierung  der- 
selben in  die  Hand  zu  nehmen.  Das  „Handle  frei  und  du 
bist  frei"  vermag  das  im  Menschen  liegende  Streben  nach 
sittlicher  Vervollkommnung  zu  verwirklichen.  Fichte  fühlte  den 
herrlichen  Trieb  in  sich,  den  Himmel  schon  auf  dieser  Erde 
zu  finden  und  ewig  Dauerndes  zu  verflößen  in  sein  irdisches 
Tagewerk.  „Das  Unvergängliche  im  Zeitlichen  selbst  zu  pflanzen 
und  zu  erziehen  nicht  bloß  auf  eine  unbegreifliche  Weise  und 
allein  durch  die  sterblichen  Augen  undurchdringbare  Kluft  mit 
dem  Obigen  zusammenhängend",  sondern  auf  eine  den  sterb- 
lichen Augen  selbst  unsichtbare  Weise !.  Hier  war  die 
Menschen  und  Philosophie  als  die  Wissenschaft  der  KaXo- 
xoqatKa  vereinigende  Brücke  in  der  Geistesgeschichte  ge- 
schlagen, aus  diesem  erschauten  Erlebnis  kam  Fichte  zu  der 
Forderung  eines  Vernunftstaates,  einer  Vernunftnation,  Be- 
griffe, die,  wie  unten  noch  zu  zeigen  sein  wird,  völlig  den 
historischen  Begriffen  gegenüber  inkongruent  sind ;  daraus  erklärt 
sich  das  Interesse,  mit  dem  Fichte  den  Problemen  seines  Zeit- 
alters gegenübergestanden  hat,  die  Mannigfaltigkeit  und  Ver- 
schiedenartigkeit seiner  Entwürfe ;  diese  Tendenz  erzeugt  neben 
praktisch  politischen  Ideen  uns  utopisch  anmutende  Gebilde, 
eine  universale  Geschichtsphilosophie  neben  einer  Geschichts- 
betrachtung, die  das  Deutschtum  zur  Menschheit  potenziert. 


1  Bd.  7,  S.  379,  8.  Rede. 
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Nur  auf  diese  Weise  lassen  sich  die  Widersprüche,  die  teils 
chauvinistische  Überschätzung  des  Deutschtums,  die  scheinbar 
unpolitische  Auffassung  von  Staat  und  Nation  lösen  und  er- 
klären ;  hier  ist  die  Urquelle,  die  die  Diskrepanzen,  die  zu  all 
den  Mißdeutungen  Anlaß  geben,  bedingt,  die  das  Ringen 
Fichtes  trotz  aller  tiefen  Tragik  am  reinsten  offenbart. 

Die  Ausweitung  des  Freiheitsbegriffes  durch  stete  Steigerung 
zu  einem  geschlossenen  Sytems  ist  bedingt  durch  die  das  Zeit- 
alter Fichtes  beherrschenden  geistigen  Strömungen.  Die  spino- 
zistischen  Einflüsse,  dessen  Spuren  sich  auch  noch  deutlich 
späterhin  verfolgen  lassen,  werden  mehr  und  mehr  zurück- 
gedrängt ;  in  dem  pantheistischen  System,  wo  sich  für  alle, 
nicht  nur  die  exakten  Wissenschaften,  Gesetze  mit  mathematischer 
Notwendigkeit  aus  einem  obersten  Grunde  entwickeln  lassen, 
ist  für  das  Urgesetz  der  Freiheit  kein  Kaum;  die  Forderung 
der  sittlichen  Autonomie  ist  vielmehr  bedingt  durch  die  An- 
nahme eines  frei  handelnden  Willens,  der  am  reinsten  in  dem 
kategorischen  Imperativ  Kants  in  Erscheinung  trat. 

Fichte  befand  sich  aber  in  einer  Selbsttäuschung,  wenn 
er  wähnte,  nur  eine  Umformung  der  Kantischen  Lehre  in 
methodischer  Hinsicht  vorzunehmen;  seine  Lehre  stellt  eine 
konsequente  Fortbildung  seines  Systems  dar.  Das  Ich  als  ein 
Ausfluß  des  Freiheitsgesetzes  ist  zum  wahren  Ding  an  sich 
erhoben ;  Kant  erkannte  zwar  den  freien  Willen  als  das  Symp- 
tom eines  höheren  Prinzips  an  und  legte  somit  den  Grund- 
stein für  den  Bau  Fichtes  K  Während  Kant  aber  die  Dinge 
als  Phänomene  betrachtete,  die  als  solche  real  gegeben  sind 
und  sich  lediglich  nach  den  Stellungen  unseres  Erkenntnis- 
vermögens differenzieren,  ist  Fichte  durch  das  Dasein  des 
absoluten  Ichs  als  des  Dinges  an  sich  weiter  gegangen2.  Er 
leugnet  jedes  substantielle  Sein  der  Dinge,  Realität  hat  nur 
das  Ich  und  das  durch  das  Ich  Bedingte.    Kant  gegenüber 

1  Aus  diesem  Grunde  die  tiefe  Verehrung,  die  Fichte  sein  ganzes 
Leben  Kant  gegenüber  bezeugte,  die  so  1jjef  mit  seiner  Lehre  verflochten, 
daß  er  in  einer  Vorlesung  aus  seinem  letzten  Lebensjahr  die  Weissagung 
über  den  Geist,  der  in  alle  Wahrheit  fuhr,  als  durch  Kant  erfüllt  findet. 

2  Siehe  hierzu  auch  Lask,  Fichtes  Idealismus  und  die  Geschichts- 
philosophie, Tübingen  1914,  S.  240  ff. 

Leibholz,  Fichte.  o 


-    30  — 


ist  somit  eine  Verschiebung  eingetreten  insofern,  als  das  Ding 
an  sieb  selbst  zum  reinen  Denken  erhoben,  das  alles  aus  sich 
heraus  setzt,  die  Tätigkeit^  die  ewig  schafft  und  schaffen  muß, 
um  stetig  neu  zu  zeugen;  es  ist  somit  der  Kantische  Dualis- 
mus aufgehoben  und  das  Prinzip  der  Indentität  von  Denken 
und  Sein  gegeben ;  die  objektive  Welt  ist  neu  geboren  aus  der 
Ichheit  und  erst  durch  diesen  Akt  ist  die  Beziehung  zum  Ich 
gegeben,  welches  diesen  Dingen  Objektivität  und  Wahrheit 
verleiht;  die  Jenseitigkeit  des  Kantischen  Dualismus  ist  aufgelöst, 
die  Beseeltheit  des  eigenen  Ichs  einheitlich  hypostasiert Damit 
ist  noch  ein  Weiteres  gegeben.  Fichte  kann  jede  Kategorie 
nicht  wie  Kant  als  Denkform,  sondern  nur  in  Beziehung  auf 
das  Sein  als  Daseinsform  fassen,  um  damit  das  Sein  selbst 
apriorisch  zu  gestalten.  Es  ist  nicht  richtig,  wenn  Schmoller 
den  Fortschritt  Kant  gegenüber  in  dem  „gesunden  Stück  Rea- 
lismus" sieht.  Schmoller  erscheint  das  Sittengesetz  Kants  rein 
formal,  das  nur  einschränkt,  nichts  aus  sich  erzeugt,  während 
Fichte  dem  lebenden  Menschen  durch  die  Hereinziehung  der 
sittlichen  Kulturgüter  sein  Recht  gegeben  habe,  das  nicht  wie 
bei  Kant  eine  Negation  des  Natürlichen,  eine  Unterdrückung 
aller  Naturtriebe  zur  Folge  hat  2.  Man  muß  sich  vor  der  An- 
nahme hüten,  als  ob  Fichte  im  Gegensatz  zu  Kant  diese  schein- 
bar so  widerstreitenden  Prinzipien  harmonisch  ineinandergefügt 
hätte;  richtig  ist,  daß  Fichte  aus  der  tiefen  Not  des  Muß 
heraus  nicht  mehr  jedes  irdische  Handeln  als  indifferent  aus 
seinem  Gesichtskreise  bannt,  daß  er  vielmehr,  wie  schon  aus- 
geführt, das  menschliche  Handeln  in  seinem  Zusammenhange 
und  seiner  gegenseitigen  Bedingtheit  als  ein  Ingredienz  seiner 
Lehre  zu  fassen  sucht,  die  nur  unter  dieser  Voraussetzung 
daseinsberechtigt  erscheint.  Aber  es  darf  nicht  übersehen 
werden,  daß  Fichte  das  von  Schmoller  bei  Kant  gerügte,  be- 
schränkende Prinzip  der  Unterdrückung  der  sogenannten  Natur- 


1  Oder,  wie  es  Gertrad  Bäumer  formuliert  hat,  besb-ht  der  Fort- 
schritt über  Kant  hinaus  darin,  „daß  Fichte  den  Ursprung  der  gesam'en 
Vorstellungswelt  nach  innen  verlegt,  die  ganze  Welt  konsequent  als  einen 
Innenvorgang  erfaßt,  alles,  was  noch  als  Ding  einen  Objekte.har-tkter  be- 
wahrt, als  eine  Bewußtseinsfunktion  ergriffen  hatte".  A.  a.  0.  S.  122. 

a  Schmoller  a.  a.  0.  S.  19  ff. 
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triebe  in  derselben  schroffen  Intensität  durchführt,  wie  Kant. 
Fichtes  Petitum  ging  auf  eine  völlige  Unterwerfung  des  ma- 
teriellen Lebens  oder  positiv  auf  eine  unaufhaltsame  Steigerung 
bis  zur  .Verwirklichung  des  synthetischen  Freiheitsgesetzes; 
so  hat  er  wohl  das  praktische  Leben  einbezogen  als  den  einzigen 
Wirkungskreis,  in  dem  sich  die  zu  realisierende  Idee  entwickeln, 
uns  sichtbar  werden  kann,  er  hat  eine  Einheit  geschaffen,  aber 
nicht  in  dem  Schmollerschen  Sinne,  sondern  eine  Einheit,  die 
jenseits  liegt  und  um  diesseits  verwirklicht  zu  werden,  das 
Diesseits  ins  Jenseits  erheben  muß ;  das  Primat  der  praktisch- 
sittlichen Vernunft  über  die  theoretische  ist  nur  bedingt  gültig, 
nämlich  nur  insoweit,  als  das  Theoretisch-Sittliche,  zur  Voraus- 
setzung erhoben,  das  begründende  Moment  des  Praktisch- Sitt- 
lichen darstellt;  nur  in  dieser  Beziehung  hat  Fichte  „von  der 
Subordination  der  Theorie  unter  das  Praktische" 1  gesprochen; 
„denn  das  Kriterium  aller  theoretischen  Wahrheit  ist  nicht 
selbst  wieder  ein  theoretisches.  —  Das  theoretische  Erkenntnis- 
vermögen kann  sich  nicht  selbst  kritisieren  und  bestätigen  — 
sondern  es  ist  ein  praktisches,  bei  dem  zu  beruhen  Pflicht 
ist".  Diese  Einheit  ist  eine  Folge  der  Uberwindung  des  Kan- 
tischen Dualismus,  symbolisiert  im  reinen  Ich,  das  hier  wiederum 
nur  gefaßt  ist  als  die  Darstellung  der  synthetischen  Vereinigung 
von  Freiheit  und  Gesetz  als  dem  Endzweck  der  Vernunft. 

Neben  Kant  ist  es  vor  allem  noch  Rousseau  gewesen,  der 
einen  ebenso  nachhaltigen  wie  tiefen  Einfluß  auf  die  Entwick- 
lung Fichtes  ausgeübt  hat.  Sicher  sind  bis  in  die  späteste 
Zeit  hinein  Spuren  vorhanden,  die  von  dem  tiefen  Erleben 
künden,  aber  trotz  der  intensiven  Beeinflussung  hat  Fichte 
sich  durch  die  Gesamtrichtung  seines  Systems  weit  von  dem 
Rousseauschen  entfernt,  und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil  die 

1  Fichte  Bd.  1,  S.  294;  ähnlich  Liefert,  Das  Problem  dei  Geltung, 
Kant-Stud-en  32,  S.  169  ff ;  siehe  weiter  Medikus  a.  a.  0.  S.  175  ff-,  siehe 
auch  Wiudelnaud,  Geschichte  der  neuereu  Philosophie  Bd.  2,  1907,  S.  2067 
narh  dessen  Ausführungen  Fichtes  Bedeutung  vor  allem  darin  zu  sehen 
ist,  daß  er  den  „Primat  der  praktischen  Vernunft  in  seiner  ganzen  auch 
erkennt nis-theoretischen  Bedeutung  erfaßt  und  systematisch  zur  Lösung 
der  krilischpn  Gesamtaufgabe  verwandt  habe;  A.  A.  Menzel,  Die  Grund- 
lagen d-r  Fichteschen  Wissenschaftslehre  in  ihrem  Verhältnis  zum  Kanti- 
schen Kritizismus  S.  169. 
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Menschen,  Rousseau  und  Fichte,  kontrar  disponiert  und  ledig- 
lich durch  das  gleiche  Erschauen  einer  Idee  verbunden  waren. 
„Rousseau",  heißt  es  in  den  bezeichnenden  Worten,  die  die  ganze 
Stellung  zueinander  beleuchten,  „hatte  Energie,  aber  mehr 
Energie  des  Leidens  als  der  Tätigkeit;  er  fühlte  stark  das 
Elend  der  Menschen,  aber  er  fühlte  weit  weniger  seine  eigene 
Kraft,  demselben  abzuhelfen,  und  so  wie  er  sich  fühlte,  so 
beurteilte  er  andere.  Er  berechnete  das  Leiden,  aber  er  be- 
rechnete nicht  die  Kraft,  welche  das  Menschengeschlecht  in 
sich  hat,  sich  zu  helfen."  1  So  stehen  die  Charaktere  sich  gegen- 
über. Rousseau  führte  wie  Fichte  ein  viel  zu  kontemplatives 
Dasein 2,  für  Rousseau  war  die  Natur  die  einzige  Sphäre,  die 
die  Rettung  für  die  darniedergehende  Kultur  darstellte;  er 
hat  somit  „das,  was  wir  erst  werden  sollen,  als  etwas  ge- 
schildert, das  wir  schon  gewesen  sind" ;  er  hat  den  katego- 
rischen Imperativ  Fichtes  „aus  leidender  Empfindlichkeit"  heraus 
angegriffen,  er  oder  vielmehr  Fichte  hat  das  Prinzip  Rousseaus 
ins  Gegenteil  verkehrt.  Sein  „Handeln !  Handeln,  das  ist  es, 
wozu  wir  da  sind"  ist  nicht  zu  vereinigen  mit  der  beschaulichen 
Betrachtungsweise  Rousseaus,  die  lediglich  den  leidenden  Stoff 
ohne  allen  Antrieb  darstellt;  unter  der  Rousseauschen  Auf- 
fassungwäre Fichtes,  durch  das  absolut  schöpferische  Prinzip,  den 
Willen  3,  zu  realisierender  Freiheitsbegriff  in  Frage  gestellt.  Für 
Fichte  ist  die  Natur  nur  die  Bedingung,  die  es  ermöglicht,  daß  der 
sittliche  Endzweck  verwirklicht  wird;  sie  ist  für  ihn  eine  for- 
male Erscheinung,  nichts  Absolutes ;  die  Natur  ist  hier  ledig- 
lich Werkzeug  und  Mittel,  um  den  sittlichen  Endzweck  zu  er- 
klären4.   Das  Verhältnis  des  Freiheitsbegriffes  zum  Natur- 

1  Bd.  6,  S.  344. 

2  Dem  steht  nicht  entgegen,  daß  sich  auch  bei  Rousseau  scheinbar 
entgegengesetzte  Äußerungen  finden:  CEuvre  19,  S.  10  ff.;  vgl.  Preface 
de  Narcisse  1752;  CEuvre  1,  S.  189:  „La  sience  n'est  point  faite  pour 
rhomme  en  general  ...  II  est  n6  pour  agir  et  penser  et  non  pour 
reflechir."  Denn  auch  diese  Sätze  sind  selbst  nur  Reflex  seiner  kontem- 
plativen Betrachtungsweise. 

3  Bd.  4,  S.  385  ff. 

4  Die  rein  teleologische  Auffassung  ermöglichte  es  dann  Sendling, 
ergänzend  die  Natur  selbst  als  eine  Offenbarung  des  Absoluten  nachzu- 
weisen. 
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gesetz  ist  für  Fichte  ein  ungelöstes  Problem.  Dieser  Punkt 
gibt  darüber  Aufschluß,  warum  Fichte  und  Rousseau  mitein- 
ander sich  nicht  verständigen  konnten,  Fichte,  der  wie  kein 
zweiter  nur  im  Weiterschreiten  Befriedigung  gefunden  hat, 
der  prometheisch  den  Göttern  zu  trotzen  glaubte  J,  konnte  nicht 
paktieren  mit  so  entgegengesetzt  veranlagten  Naturen,  wie  es 
Rousseau  war,  die  sich  nur  rezeptiv  zu  verhalten  vermögen,  um 
einer  absterbenden  Kultur  das  Grablied  zu  singen.  Housseaus 
Leistung  ist  nach  Fichte  vor  allem  die,  „daß  er  Feuer  in 
manche  Seele  gegossen  hat,  die  weiterführte,  was  er  anfing", 
indem  dieselbe  das  Werk  Rousseaus  zu  der  autonomen  Norm 
gestaltete,  die  in  Fichte  vollendet  zugleich  die  reinste  Aus- 
prägung erfuhr. 

Es  ist  dasselbe  Moment,  was  nach  Fichte  die  Nationen 
trennen  muß;  bei  den  Franzosen  geht  „alle  Bildung  von  der 
Volkseinheit  aus",  zur  freien  Individualität  können  sie  sich  nie 
erheben,  weil  sie  den  Gedanken  des  rein  schöpferischen,  per- 
sönlichen Wertes  in  ihrem  Denksystem  übersprungen  haben. 
Die  Urbedingung  der  Durchsetzung  einer  freien  Verfassung  er- 
scheint Fichte  nicht  gegeben2.  „Die  Franzosen  haben  gar  kein 
eigenes  gebildetes  Selbst,  sondern  nur  durch  die  allgemeine 
Übereinstimmung  ein  rein  geschichtliches,  dagegen  hat  der 
Deutsche  ein  metaphysisches.  Jenen  wird  durch  die  allmäh- 
liche Umbildung  das  Wort  nach  und  nach  zur  Sache.  Der 
Deutsche  dagegen  schöpft  aus  einer  unerschöpflichen  Quelle."3 

1  Siehe  Bd.  6,  S.  322  die  berühmten  Worte :  „Ich  hebe  mein  Haupt 
kühn  empor  zu  dem  drohenden  Felsengebirge  und  zu  dem  tobenden 
Wassersturz  und  zu  den  krachenden,  in  einem  Feuermeer  schwimmenden 
Wolken  und  sage:  Jch  bin  ewig  und  ich  trotze  eurer  Macht.  Brecht 
alle  auf  mich  herab  und  du,  Erde  und  Himmel,  vermischt  euch  im  wilden 
Tumulte,  und  ihr  Elemente  alle  schäumet  und  tobet  und  zerreibt  in  wildem 
Kampfe  das  letzte  Sonnenstäubchen  des  Körpers,  den  ich  mein  nenne. 
Mein  Wille  allein  mit  seinem  festen  Plane  soll  kühl  und  kalt  über  den 
Trümmern  schweben ;  denn  ich  habe  meine  Bestimmung  ergriffen  und  sie 
ist  dauernder  als  ihr,  sie  ist  ewig  und  ich  bin  ewig  wie  sie." 

2  Bd.  4,  S.  421  ff,  429. 

3  Bd.  7,  S.  566.  No«-h  1789,  als  Fichte  das  Reich  der  Freiheit  mit 
Riesenschritten  von  Frankreich  kommend  sich  verwirkliehen  sah,  da  be- 
geisterte er  sich  an  cU-n  Fortschritten  der  französischen  Nation;  Leben 
und  Briefw.  Bd.  1,  S.  208. 
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Es  ist  dasselbe,  was  Fichte  und  Rousseau  trennt,  und  lediglich 
übertragen  auf  die  Nation,  gesteigert  und  verstärkt  wiederkehrt. 

Diese  Erlebnisse  Spinozas,  Rousseaus  und  vor  allem 
Kants  waren  es,  die  aus  Gleichem  und  Entgegengesetztem 
diese  gewaltige  Synthese  gebaren,  Faktoren,  die  in  ihrer  Ein- 
wirkung auf  das  Fichtesche  Denken  zugleich  charakterisierend 
auf  die  Änderung  des  gesamten  bisherigen  Weltbildes  hin- 
weisen .Während  das  17.  Jahrhundert  in  seinem  rationalisti- 
schen Optimismus  sich  das  Universum  als  ein  zweckvollgeord- 
netes  Kunstwerk,  als  ein  mit  Notwendigkeit  und  Vernunft  sich 
entwickelndes  Uhrwerk  darstellt,  ist  jetzt  die  Aktivität  des 
menschlichen  Handelns  zum  Durchbruch  gekommen,  die  die 
passive,  rein  mechanische  Auffassung  des  Absolutismus  negiert; 
das  Leben,  versinnbildlicht  im  Freiheitsgesetz,  ist  das  Prinzip 
des  neuerwachten  Menschen;  oder  wie  Hegel  sagt:  „Das  Leben 
ist  von  unendlicher  Mannigfaltigkeit,  unendlicher  Entgegen- 
setzung und  unendlicher  Beziehung;  als  Vielheit  eine  unend- 
liche Vielheit  von  Organisationen,  Individuen,  als  Einheit  ein 
einziges  organisiertes  Getrenntes  und  vereinigtes  Ganzes."  Diese 
Entwicklung  ist  nicht  so  sehr,  wie  Kaufmann  meint eine  Tat 
Kants  und  Hegels,  sondern  vor  allem  Fichtes,  der  wesentlichen 
Anteil  an  der  Postulierung  dieses  Freiheitsgesetzes  hat. 

ß.  Die  politischen  Ideen  unter  dem  Gesichtspunkt  des 
Freiheitsgesetzes. 

Ist  somit  auf  die  das  Freiheitsgesetz  bedingenden  Um- 
stände hingewiesen  als  dem  Gesetz,  von  dem  aus  allein  Leben 
und  Lehre  zu  verstehen  ist,  so  besteht  jetzt  die  Möglichkeit, 
Staat,  Nation  und  Volksbegriff  Fichtes  als  die  Voraussetzungen, 
durch  die  der  demokratische  Gedanke  Fichtes  erst  Leben  ge- 
winnt, in  die  er  anderseits  sich  eingliedern  lassen  muß  und 
vor  allem  die  verfassungspolitischen  Ideen  unter  steter  Be- 
ziehung auf  seine  Lehre  selbständig  zu  erfassen  und  die 
scheinbar  entgegengesetzt  begründeten  Forderungen  einheitlich 
unter  den  Freiheitsbegriff  zu  normieren. 

1  Siehe  Erich  Kaufmann,  Uber  den  Begriff  des  Organismus  in  der 
Staatslehre  des  19.  Jahrhunderts,  1905,  S.  5  ff.  • 
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Fichtes  politische  Ideen  sind  nicht  geboren  aus  der  realen 
empirischen  Einsicht  eines  Staatsmannes,  vielmehr  wird  diese 
Gestaltung  der  Gebilde  notwendig  als  etwas  Sekundäres  be- 
handelt, die  nur  den  Zweck  verfolgen  können,  den  wahrhaft 
menschlichen  Geist  und  somit  das  reinste  Kulturideal  zu  fördern. 
Doch  täte  man  Unrecht,  lediglich  um  dieses  real-unpolitischen 
Charakters  willen  den  Wert  der  politischen  Ideen  schmälern 
zu  wollen.  Wenn  auch  bei  Pichte  der  demokratische  Gedanke 
zur  Idee  erhoben  in  den  reinsten  Sphären  wandelt,  so  ist  doch 
die  Durchführung  seiner  Idee  als  die  Lehre  von  dem  Sein- 
sollenden der  ewige  Born,  aus  dem  das  Leben,  das  Dasein 
die  Berechtigung  und  Begründung  des  Gedankens  schöpft. 
Erreichbares  wird  historisch  und  verliert  damit  für  die  zukünf- 
tigen Generationen  den  existenten  Wert,  Unerreichbares  ist  der 
Urquell  jeglichen  schöpferischen  Lebens  und  trägt  seine  Berech- 
tigung in  sich.  Fichtes  Begründung  des  demokratischen  Ge- 
dankens, eingegliedert  als  integrierender  Bestandteil  in  seine 
Lehre,  aufgebaut  auf  der  sittlichen  Autonomie  des  Einzelwesens, 
ist  von  entscheidendem  Einfluß  und  besonders  auch  für  die 
Gestaltung,  die  derselbe  heute  in  den  deutschen  Staaten  hat, 
deren  ethische  Basis  weit  über  den  Rahmen  dessen,  was  land- 
läufig als  Demokratie  bezeichnet  wird,  hinausführt. 

Von  diesen  Voraussetzungen  aus  mußte  sich  das  Ver- 
hältnis Fichtes  zu  der  Organisation  der  menschlichen  Gemein- 
schaft, dem  Staat,  der  die  Lebensbedingung  der  Individuen 
zueinander  regeln  sollte,  rein  negativ  gestalten ;  denn  der  End- 
zweck des  Staates  ist  doch  der,  die  Natur  des  Menschen  zur 
Freiheit,  d.  h.  zur  Tätigkeit  zu  bestimmen,  und  der  höchste 
und  allgemeinste  Zweck  der  Tätigkeit  ist  hinwiederum  der, 
nach  der  Vernunft  leben  zu  können,  ohne  dessen  Erreichung 
die  Eealisierung  der  Freiheit  gar  nicht  möglich  ist.  Auf  dieser 
notwendig  aus  seiner  Lehre  resultierenden  Auffassung  basieren 
alle  Schriften,  die  nie  dem  Staate  als  solche  eine  selbständige 
Bedeutung  beimessen.  Der  Staat  ist  für  Fichte  im  wesentlichen 
nichts  anderes  gewesen  als  ein  Mittel  für  die  konsequente 
Durchführung  seiner  Idee1.    Das  ist  das  Wesentliche,  und 

1  Ich.  kann  mich  in  diesem  Punkte  den  im  übrigen  so  ausgezeich- 
neten Ausführungen  von  Meinecke  (Weltbürgertum  und  Nationalstaat 
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wenn  Fichte  später  die  Begründung  des  Staates  auch  nicht 
mehr  lediglich  auf  vertraglicher  Basis  aufhaute,  wenn  auch 
andere  Elemente  entscheidend  mitwirkten,  der  Begriff  des  Staates 
war  ein  empirischer  Notbehelf1. 

In  den  90er  Jahren,  also  vor  allem  im  „Naturrecht'4,  wird 
der  Staat  von  Fichte  im  Hinblick  auf  die  Lehre  vom  Staats- 

S.  104  ff.)  nicht  anschließen,  der  aus  den  Worten  Fichtes:  „Überdies  will 
jede  Nation  das  ihr  eigentümlich  Gute  so  weit  verbreiten,  als  sie  irgend 
kann  und  so  viel  an  ihr  liegt  das  ganze  Menschengeschlecht,  sieh  einver- 
leiben, zufolge  eines  von  Gott  dem  Menschen  eingepflanzten  Triebes,  auf 
dem  die  Gemeinschaft  der  Völker,  ihre  gegenseitige  Reibung  aneinander 
und  ihre  Fortbildung  beruht"  folgert,  daß  hier  der  entscheidende  Schritt 
getan  war  uud  der  Machttrieb  des  Staates  als  natürlicher  und  beilsamer 
Lebenstrieb  anerkannt  war,  während  die  „Reden  an  die  deutsche  Nation" 
diese  Richtung  nur  noch  teilweise  weitergeführt  haben,  um  schließlich 
mit  einem  Male  sich  in  einer  ganz  anderen  Welt  wiederzufinden.  Meines 
Erachtens  ist  die  Auflassung  Meiueckes  abzulehnen,  und  zwar  aus  dem 
Grunde,  weil  die  Identität  von  Nation  und  Staat,  die  Meinecke  hier  vor- 
aussetzt, für  die  „Grundzüge"  nicht  zutrifft.  Wohl  hat  Meinecke  recht, 
wenn  er  hier  die  ursprünglichen  und  individuellen  Triebe  der  Nation  als 
die  Kraft  bezeichnet,  die  das  Allgemeine  und  Ubernationale  hervorbringe, 
aber  nie  ist  die  Rede  davon,  daß  die  staatliche  Zwangsoiganisation  das 
Gewand  der  Nation  ist,  in  der  sie  das  Höhere,  Allgemeine  zur  Entfaltung 
bringt.  In  denselben  „Grundzügen"  (Bd  7,  S.  170)  schreibt  er:  „In  wessen 
Gemüte  die  Flamme  der  himmlischen  Liebe  sich  entzündet,  der  schwebet, 
so  gebunden  er  auch  äußerlich  erscheint,  dennoch  innerlich  und  frei  über 
den  Staaten  5  nicht  dieser  gibt  den  Willen  desselben,  das  Gesetz,  sondern 
sein  Gesetz  stimmt  nur  zufällig  und  weil  es  das  vollkommene  Gesetz  ist, 
mit  dem  Willen  desselben  überein.  Diese  Liebe  ist  die  einige  Freiheit 
und  nur  durch  sie  wird  man  der  Fessel  des  Staates  und  aller  anderen 
Fesseln,  die  uns  hier  einengen,  ledig."  —  Nicht  Nation  und  Staat,  sondern 
Nation  und  Menschheit  sind  die  begrifflichen  Korrelate;  die  Nation,  und 
zwar  hat  Fichte  die  deutsche  im  Auge,  nimmt  in  ihrer  Entfaltung  und 
stetigen  Reibung  die  Menschheit  in  sich  auf;  nicht  so  der  Staat,  dessen 
Fesseln  der  Mensch  abzustreifen  suchen  muß,  wenn  er  sich  seiner  Auto- 
nomie bewußt  wird.  Somit  ist  der  Machttrieb  des  Staates  hier  in 
den  „Grundzügen"  wie  in  den  späteren  Schriften  von  Fichte  nicht  an- 
erkannt, eine  Zurückbildung  des  Neuergriffenen  in  das  Alte  nicht  fest- 
zustellen. 

1  So  z.  B.  heißt  es  in  seinem  „Grundriß  über  das  Völkerrecht" : 
„Wer  in  keinem  Staate  ist,  kann  von  dem  ersten  Staate,  der  ihn  antrifft, 
rechtlich  gezwungen  werden,  sich  entweder  ihm  zu  unterwerfen,  oder  aus 
seiner  Nähe  zu  entweichen,  und  welches  ist  dieser  Staat :  die  Menschheit, 
die  alle  Menschen  auf  der  Erdoberfläche  zu  einer  Einheit  zusammenfaßt." 
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vertrage  als  etwas  Seiendes,  nicht  etwa  als  ein  Seinsollendes 
anerkannt;  seine  Erörterungen,  die  den  Zweck  verfolgen,  die 
bestehende  Staatsordnung  zu  erklären,  sind  nicht  theoretischer, 
sondern  praktischer  Natur1.  Fichte  hat  hier  die  Lehre  vom 
Staatsvertrag  mit  der  ihm  eigenen  eisernen  Konsequenz  durch- 
geführt, dessen  Autorität  dieselbe  mit  Kant  bis  tief  ins  19.  Jahr- 
hundert stützte. 

Lediglich  aus  dem  Motiv  der  gegenseitigen  Sicherheit  gehen 
die  Einzelnen  den  Vertrag  ein.  Durch  dieses  durch  das  gegen- 
seitige gemeinsame  Wollen  des  gemeinsamen  Zweckes  bedingte 
Interesse  wird  die  Staatsgewalt  begründet,  der  Staat  wird  Träger 
dieser  Eechte  und  ist  verpflichtet,  diese  Rechte  zu  sichern  2. 
Diese  Vereinigung  erscheint  Fichte  im  „Naturrecht"  ursprüng- 
lich 3,  eine  Vereinigung,  die  sich  zusammensetzt  aus  einer  Mehr- 
heit von  freien  Wesen,  die  eine  Ubermacht  über  das  einzelne 
Individuum  darstellt.  Sonst  schränkt  Fichte,  konsequenter  als 
Kant,  die  Tätigkeit  des  Staates  auf  das  Minimum  ein;  Kant 
hatte  den  Staat  für  die  „Vereinigung  einer  Menge  von  Menschen 
unter  Rechtsgesetzen"  erklärt,  Fichte  konkretisiert  die  Auf- 
gabe des  Staates,  führt  dessen  Sein  auf  die  Verwirklichung 
des  Rechtes  zurück,  das  die  Koexistenz  der  Menschen  garan- 
tieren soll,  und  spricht  ihm  jedes  Recht  geistiger  Betätigung 
ab,  eine  Ansicht,  die  durch  Locke  vorgearbeitet,  durch  Rousseau 
allgemein  geworden,  jetzt  von  Kant  und  Fichte  bis  in  die 
kleinsten  Details  ausgearbeitet  wird4.  —  Anderseits  erkennt 


1  Sämtliche  Werke  Bd.  1,  S.  80  ff. 

2  Naturrecht  Bd.  3,  S.  153:  „Der  gemeinsame  Wille  muß  mit  einer 
Macht,  und  zwar  mit  einer  Ubermacht,  gegen  die  die  Macht  des  Ein- 
zelnen unendlich  klein  ist,  versehen  werden,  damit  er  über  sich  selbst 
durch  Zwang  die  Staatsgewalt  eihalten  könne.  Das  Wollen  dieses  ge- 
meinsamen Zweckes  oder  des  Rechtes  ist  in  jedem  Individuum  bedingt 
durch  das  Wollen  seiues  Privatzweckes." 

3  Bd.  3,  S.  151  ff.,  195  ff. 

4  Diese  Auffassung  des  Staates  als  Sicherheitsanstalt  ist  eng  ver- 
wandt mit  der  Wilh.  v.  Humboldts,  der  in  seinen  „Ideen  zu  einem  Ver- 
such, die  Grenzen  der  Wirksamkeit  des  Staates  zu  bestimmen"  1792  S.  32 
sagte:  „Der  Staat  enthalte  sich  aller  Sorgfalt  für  den  positiven  Wohl- 
stand der  Bürger,  gehe  keinen  Schritt  weiter,  als  zu  ihrer  Sicherstellung 
gegen  sich  selbst  und  gegen  auswärtige  Feinde  notwendig  ist  ;  zu  keinem 
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Fichte  ein  Naturrecbt  außerhalb  des  Staates  nicht  an;  der 
Staat  ist  der  Naturzustand  des  Menschen,  der  seinerseits  nur 
in  Urzeiten  der  Idee  nach  vertraglich  begründet  ist;  gleich 
Rousseau  und  Kant  ist,  allerdings  nicht  in  voller  Schärfe,  der 
Rechtsgrund  vom  Entstehungsgrund  des  Staates  geschieden. 

So  meint  Fichte  mit  Recht,  daß  ein  Mensch,  der  nicht 
so  viel  Sorge  trägt,  daß  er  die  Rechte  eines  anderen  nicht 
verletzt,  nur  durch  einen  wahrhaft  autonomen  Menschen,  oder, 
da  der  Wille,  sieb  selbst  zu  bestimmen,  in  der  Regel  nicht  vor- 
handen ist,  nur  durch  die  Vereinigung  gebunden  werden  kann  *. 
Je  weiter  jedoch  die  sittliche  Freiheit  sich  zu  entwickeln  vermag, 
desto  näher  —  so  heißt  es  im  „Naturrecht"  —  ist  die  Mensch- 
heit an  dem  Ziele,  das  die  Institution  als  solche  überflüssig 
macht2.  Hier  liegt  auch  der  tiefere  Grund,  weshalb  Fichte  hier 
nicht  das  Recht  der  Revolution  verneinen  durfte,  das  vielmehr 
rechtfertigt,  jederzeit  aus  dem  Vertrage  auszutreten;  fühlt  das 
Subjekt  sich  nicht  mehr  an  den  Vertrag  gebunden,  so  hat  er 
kein  Recht  mehr  auf  den  Staat,  der  Staat  keins  mehr  auf  ihn. 
So  ist  die  Möglichkeit,  sofern  eine  Mehrheit  sich  absondert, 
neuer  Staatenbildung  gegeben.  „Zu  jeder  Revolution  gehört 
die  Lossagung  vom  ehemaligen  Vertrage  und  die  Vereinigung 
durch  einen  anderen.  Beides  ist  rechtsmäßig,  mithin  auch 
jede  Revolution,  in  der  beides  auf  die  gesetzmäßige  Art,  d.  h. 
aus  freiem  Willen  geschieht."  3  In  letzter  Beziehung  stellte 
somit  die  Revolution  das  Mittel  dar,  das  es  ermöglichte,  den 
Staat  aufzulösen.  Es  ist  die  letzte  Konsequenz  der  Natur- 
rechtslehre, die  hier  von  Fichte  gezogen  wird,  die  die  eingangs 
vollzogene  Trennung  von  Rechts-  und  Entstehungsgrund  not- 
anderen Zwecke  beschränke  er  ihre  Freiheit";  siehe  dazu  auch  Bruno 
Gebhardt,  Wilhelm  v.  Humboldt  als  Staatsmann. 

1  Bd.  3,  S.  138. 

8  Es  ist  danach  irrig,  wenn  Harms  (Die  Philosophie  Fichtes  nach 
ihrer  geschichtlichen  Stellung  und  nach  ihrer  Bedeutung,  Kiel  1862,  S.  23) 
annimmt,  daß  Fichte  den  Menschen  nicht  isoliert,  sondern  nur  als  Mit- 
glied der  Gremeinschaft,  unter  der  wieder  der  Staat  verstanden  wird,  ge- 
faßt hat.  Nur  soweit  er  unter  derselben  die  Universalität  der  sittlichen 
Welt  begreift,  ist  die  hier  vertretene  Ansicht  mit  der  Harmsschen  im 
Einklang. 

3  Bd.  3,  S.  148. 


wendig  zugunsten  des  Primates  des  ersteren  auflösen  mußte; 
denn  ist,  wie  es  Rousseau  postuliert  hat,  die  Freiheit  unver- 
zichtbar, so  kann  das  Individuum  kraft  dieser  unverzichtbaren 
Freiheit  den  Vertrag  jederzeit  lösen.  Rousseau  selbst  folgerte 
umgekehrt;  er  war  vor  allem  gleich  Hobbes  Staatsabsolutist, 
bezeichnete  den  Staat,  nicht  das  Individuum,  als  den  Hüter 
der  Freiheitsrechte.  Fichte  konnte  nicht  die  Entscheidung 
dieser  Lebensfrage  in  die  Hand  anderer  Faktoren  legen,  nur 
das  sich  selbst  bestimmende  Individuum  entscheidet ;  demnach 
ist  letzten  Endes  die  Vertragstheorie  nicht  staatsbegründend, 
sondern  staatsauflösend;  diese  Folgerung  hat  unbewußt  hier 
schon  Fichte  gezogen,  der  diese  Theorie  zwar  später  bewußt, 
aber  aus  anderen  Gründen  aufgehoben  hat. 

Windelband  1  und  mit  ihm  eine  weitverbreitete  Lehre  meint 
nun,  Fichtes  Idealbegriff  vom  Staate  hätte  sich  in  den  späteren 
Jahren,  also  zu  einer  Zeit,  wo  die  Vertragstheorie  nicht  mehr 
die  theoretische  Unterlage  für  die  Anerkennung  des  Staates 
bildete,  dahin  gewandelt,  daß  die  menschliche  Kultur  nur  im 
Staate  ihre  Verwirklichung  finden  könne ;  und  daß  in  diesem 
Staate  der  Einzelne  restlos  mit  allen  seinen  Fähigkeiten  und 
Kräften  aufgehen  solle.  Diese  Auffassung  ist  in  dieser  Ver- 
allgemeinerung nicht  haltbar.  Der  Staat  ist  vielmehr  selbst 
in  den  von  Windelband  (Anm.  8)  zitierten  Stellen  nicht  hi- 
storisch oder  politisch  gewertet,  vielmehr  heißt  für  ihn  Bürger 
eines  Staates  —  noch  und  vor  allem  in  den  „Reden"  und  in 
der  „Staatslehre"  —  Weltbürger  sein,  Mensch  schlechthin; 
der  Staat  wird  nicht  etwa  den  sittlichen  Zwecken  des  Menschen 
über-,  sondern  untergeordnet.  Das  Spezifikum  des  Staates  ist 
auch  jetzt  noch  das  Zwangsmoment,  allerdings  durch  die  Ein- 
gliederung in  das  Freiheitssystem  —  auf  anderer  erweiterter 
Grundlage.  In  derselben  von  Windelband  zitierten  Rede  spricht 
Fichte  von  dem  Staat  in  seiner  wesentlichen  Eigenschaft  als 
zwingende  Gewalt,  „der  auf  den  Mangel  des  guten  Willens, 
sonach  auf  den  Mangel  der  Tugend  und  auf  das  Vorhandensein 
des  bösen  Willens  rechnet,  der  durch  die  Furcht  vor  der  Strafe 
den  ersteren  ersetzen,  den  Ausdruck  des  letzteren  unterdrücken 


1  Windelband  a.  a.  0.  S.  18. 
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will"  l,  der  seinen  Charakter  ganz  verlieren  würde,  rwenn  alle 
seine  Mitglieder  tugendhaft  wären".  Hier  in  den  „Grund- 
zügen" erscheint  der  Staat  als  ein  bedingt  notwendiger  Be- 
griff, nicht  als  etwas,  worüber  sich  erst  alle  willkürlich  ver- 
ständigen, indem  jeder  etwas  von  dem  ihm  zukommenden  Rechte 
aufgibt.  Die  Lehre  vom  Staatsvertrag  ist  jetzt  bereits  über- 
wunden. .Jeder,  der  die  Erkenntnis  der  in  seiner  Person  zu 
verwirklichenden  Aufgabe  erfaßt,  hat  die  Pflicht,  zwingend  auf 
die  Menschen  einzuwirken,  solange  sich  in  ihnen  selbst  die 
Offenbarung  noch  nicht  durchgerungen.  Die  höhere  Einsicht 
kann  in  diesem  ersten  Stadium  nur  durch  Zwangsraaßregeln 
durchgesetzt  werden,  und  dieser  Gedanke  greift  nach  einigen 
tastenden  Versuchen  der  Konsolidierung  des  Staatsbegriffes 
immer  wieder  durch  und  selbst  dann  noch,  als  der  Freiheits-  - 
begriff  in  den  „Dialogen"  und  in  den  „Reden"  durch  Er- 
zeugung neuer  Gebilde  eine  wesentlich  tiefere  Durchbildung 
erfuhr ;  hier  wird  dem  Staate  als  die  allein  ihn  rechtfertigende 
Aufgabe  die  Erziehung  zum  vollkommenen  Menschen  zu- 
gewiesen 2.  Damit  ist  allerdings  ein  entscheidender  Fortschritt 
insofern  gegeben,  als  hier  der  staatliche  Organismus  nicht  mehr 
als  Selbstschutzvorrichtung  konstruiert,  sondern  er  selbst  der 
allsittlichen  Bestimmung,  wenn  auch  nur  als  Mittel,  für  teil- 
haftig erklärt  ist 3.  Diese  pansittliche  Steigerung  des  Staates,  die 
zeitlich  mit  der  Geburt  des  Fichteschen  Nationalitätsbegriffes 
zusammenfällt,  ist  auf  die  Erziehung  und  die  Bildung  als  der 
primärsten  Bedingung  der  neuen  Kultur  beschränkt.  „Nur 
diejenige  Nation,  die  zuvörderst  die  Aufgabe  der  Erziehung  zum 
vollständigen  Menschen  durch  die  wirkliche  Ausübung  gelöst 
haben  wird,  wird  auch  jene  des  vollkommenen  Staates  erreicht", 

1  Bd.  7,  S.  168.  2  Bd.  7,  S.  354. 

3  Irrig  ist  es  meines  Erachtens  auch,  wenn  Zeller  (a.  a.  0.  S.  168)  an- 
nimmt, daß  lediglich  der  Drang  der  äußeren  Not  Fichte  zu  der  Um- 
stellung seines  Systemes  getrieben,  ein  Schluß,  der  dazu  führen  muß  und 
von  Zeller  gleich  Windelband  gezogen  ist,  daß  die  menschliche  Kultur 
lediglich  im  Staate  verwirklicht  werden  könne.  Zeller  verwechselt  damit 
zweierlei:  Wenn  Fichte  dem  Staate  als  dem  höchsten  Zweck  die  sittliche 
Bildung  zuweist,  so  ist  damit  der  Staat  selbst  nicht  zum  Exponenten  er- 
hoben, seine  Qualifizierung  bleibt  dieselbe,  nur  eine  Gradsteigerung  inner- 
halb desselben  Kahmens  ist  vorgenommen. 
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so  fließt  Staat  und  Nation  letzten  Endes  ineinander.  Diese 
sittliche  Eingliederung  des  Staates  bleibt  auch  in  den  späteren 
Jahren  notwendig  erhalten;  der  höchste  Endzweck  der  Er- 
scheinungsform des  Staates  ist  somit  für  Fichte  stets,  vertieft 
in  seiner  späteren  Ausgestaltung,  die  Realisation  des  Freiheits- 
begriffes. Stets  müssen  durch  den  Staat,  bis  er  sich  selbst 
als  überflüssig  aufgibt,  die  äußeren  Bedingungen,  die  Erhaltung 
und  Sicherheit  gewährleistet  werden,  sein  letzter  Zweck  aber 
ist  Verwirklichung  der  sittlichen  Freiheit l.  So  erscheint  der 
Staat  in  der  späteren  „Rechts-  und  Staatslehre"  als  die  fak- 
tische Bedingung  der  Sittlichkeit.  Der  Staat  hat  jetzt  die 
Verpflichtung,  die  höhere  Freiheit  aller  anzuerkennen,  die 
Zwecke  der  menschlichen  Gattung  zu  sichern.  Nicht  mehr 
Erhaltung  des  isolierten  Individuums,  sondern  der  Gattung 
ist  die  folgerichtige  Entwicklung,  die  der  Staatsbegriff  erfahren 
hat,  die  die  sittliche  Freiheit  als  höchsten  Endzweck  des  Staates 
stets  einheitlich  anerkennt 2.  Nur  darf  auch  bei  dieser  später 
erfolgten  Eingliederung  des  Staatsbegriffes  nie  übersehen  werden, 
daß  diese  Einfügung  stets  nur  provisorischen  Charakter  trug. 
So  heißt  es  in  der  „Staatslehre"  von  1813:  „Den  Erleuchteten 
geht  ein  Staat  mit  allem  seinem  Treiben  gar  nichts  an,  außer 
wofern  er  ihn  betrachtet  als  den  Entwicklungspunkt  eines 
Reiches  der  Freiheit;  sein  Zweck  ist  nur  das  letztere;  für 
dieses  aber  und  wofalls  es  selbst  noch  nicht  in  der  Wirklich- 
keit wäre,  für  die  Hoffnung  und  künftige  Möglichkeit  des- 
selben, ist  allein  das  Leben  aufzuopfern."  3 

Von  diesem  umfassenden  Ausgangspunkt  erscheint  auch 
Fichtes  Rechtslehre  erst  verständlich,  der  mit  dem  Staats- 
gedanken eng  verschwistert  und  insofern  auch  von  Bedeutung 
für  den  demokratischen  Freiheitsbegriff  ist.  Pufendorf  be- 
trachtete noch  das  gesetzte  Recht  als  den  Ausfluß  des  mo- 
ralischen Staatswillens4,   Leibnitz   als   eine  Unterabteilung 

1  Rechtslehre,  Nachgelassene  Werke  Bd.  2,  S.  540  ff. 
3  Nachgelassene  Werke  Bd.  2,  S.  536,  539. 

3  Abzulehnen  ist  somit  die  Auffassung  Bluntschlis,  daß  Fichte  dem 
Staate  sogar  eine  über  das  zeitliche  Leben  hinausreichende  transzendente 
Bedeutung  zugeschrieben  habe;  a.  a.  0.  S.  424. 

4  Bluntschli,  Geschichte  der  neueren  Staatsrechte  S.  152,  159. 
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seines  Systems  der  Ethik1,  Fichte  mußte,  unabhängig  von 
Kants  Unterscheidung  zwischen  Sittlichkeit  und  Legalität, 
die  ihm  neu  erscheinende  Konsequenz  des  pantheistischen 
Freiheitsbegriffes  ziehen,  die  zur  Trennung  der  sozialen  und 
individuell-ethischen  Normen  führt2.  Die  Existenz  beider 
mußte  unabhängig  voneinander  sein.  Schon  im  „Naturrecht" 
wird  das  Recht  von  der  Sittlichkeit  getrennt,  deren  innere  Ver- 
wandtschaft rigoros  geleugnet  wird.  Das  Recht  basiert  nach 
Fichte  nicht  auf  einer  Idee,  vielmehr  auf  einem  Mechanismus,  der 
durch  Getriebe  der  sozial  gebundenen  Menschen  bedingt  ist. 
.,Das  Sittengesetz  wendet  sich  nur  an  den  von  allen  äußeren 
Zwecken  befreiten,  gleichsam  von  der  Natur  müßigen  und  von 
ihr  losgesprochenen  Willen.  Die  äußeren  Zwecke  aber,  die 
uns  die  Natur  auflegt  als  Bedingungen  des  höheren  Zweckes, 
sind  unsere  Erhaltung  und  unsere  Sicherheit.  Diese  müssen 
darum  erreicht  sein,  ehe  das  Sittengesetz  allgemein  erscheinen 
kann,  und  es  muß  darum  ein  von  der  Sittlichkeit  unabhängiges 
Mittel  geben,  um  die  Freiheit  aller,  durch  die  die  Sittlichkeit 
in  ihnen  als  Erscheinung  und  in  der  Reihe  der  Erscheinungen 
bedingt  ist,  zu  sichern.  Und  diese  Frage  gerade  nach  dem 
von  der  Sittlichkeit  unabhängigen  Gesetze,  war  zu  beantworten, 
die  das  Prinzip  der  Rechtslehre  enthält."3  Die  Sphären  sind 
also  formal  und  material  verschiedene;  ist  das  ideelle  Reich 
verwirklicht,  so  erscheint  das  Recht  als  irrelevant  und  über- 
rlüssig.  Das  Recht  eben  hat  genau  wie  der  Staat  nur  eine 
bedingte  Existenzberechtigung.  Typisch  ist  demnach  auch 
die  Einfügung  des  Rechtsgesetzes  in  seine  Lehre;  dieses  Phä- 
nomen steht  auf  einer  Mittelstufe  zwischen  dem  Naturgesetz 
als  dem  mechanischen  Werkzeug  des  Willens  und  dem  reinen 
Sittengesetz.    Es  ist  die  soziale  Organisation,  die  nicht  das 

1  Siehe  auch  Hartmann,  Leibniz  als  Jurist  und  Rechtsphilosoph. 
1892,  S.  66. 

2  Nachgelasseue  AVerke  Bd.  2,  S.  498.  „Die  Rechtslehre  ist  kein 
Teil  der  Sittenlehre,  kein  praktisches  Gesetz;  damit  ist  sie  verwechselt 
worden  bis  auf  mich."  Insofern  irrt  Fichte,  als  die  Verwerfung  antiker 
Identifizierung  von  Staatsgehorsam  und  individueller  Ethik  ein  durch 
das  Christentum  getragener  Charakterzug  des  Mittelalters  und  der  Neu- 
zeit ist. 

3  Nachgelassene  Werke  Bd.  2,  S.  517. 
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Individuum  losgelöst  von  allen  Banden  erfaßt,  sondern  das 
äußere  Leben  der  Gesamtheit  als  Massenexistenz  regelt1. 
Durch  eine  ständig  neu  regulierte  Rechtsetzung  offenbart  sich 
die  Zwangsgewalt  des  Staates,  ja  durch  sie  ist  erst  eine  Staats- 
gewalt ermöglicht.  Es  handelt  sich  um  gegenseitig  sich  be- 
dingende Faktoren,  deren  einseitiger  Wegfall  das  ganze  Ge- 
bäude zusammenbrechen  läßt.  Darum  ist  die  Realität  des 
Rechtsgesetzes  gefordert,  aber  nur  als  Bedingung  für  die  Ent- 
stehung des  Fichteschen  Reiches ;  es  hat  die  Voraussetzungen 
zu  gewährleisten,  unter  denen  das  Freiheitssystem  sich  le- 
bendig entwickeln  kann,  genau  wie  der  Staat  als  Zwangs- 
anstalt nur  unter  dieser  Voraussetzung  zu  Recht  besteht,  so 
auch  die  Rechtsnorm,  die  von  der  Gemeinschaft  aufgestellt; 
jedes  staatliche  Zusammenleben  involviert  das  Rechtsgesetz, 
so  daß  Fichte  alles  Recht  in  dieser  Beziehung  für  „Staatsrecht" 
erklären  konnte.  Nicht  nur  der  autonome  Freiheitsbegriff 
hat  demnach  apriorische  Geltung,  sondern  auch  das  Rechts- 
gesetz, dessen  Analyse  als  eine  empirische  Denknotwendigkeit, 
als  eine  logische  Konsequenz  des  Denkens  erscheint2.  Recht 
und  Staat  sind  Notprodukte  eines  nicht  schlechthin  zu  reali- 
sierenden Prinzipes,  sie  sind  relativer  Natur. 

Es  fragt  sich  nun,  ob  Fichtes  Staatsbegriff  bei  der  doch 
nur  bedingten  Anerkennung  eine  juristische  oder  soziale 
Wertung  gestattet  oder  nicht.  Fichtes  Lehre  vbm  Staat  er- 
scheint auch  in  dieser  Beziehung  nicht  irrelevant,  und  zwar 
in  einer  doppelten  Hinsicht. 

Es  ist  hinreichend  bekannt,  daß  bei  Kant,  neben  der  rein 
individualisierenden  Begriffsbildung  des  Naturrechts3,  die  jede 
Zusammenfassung  zu  einem  einheitlichen  Gebilde  mit  Mensch- 


1  Siehe  die  Nachgelassenen  Werke:  „Dies  ist  ein  Naturgesetz;  darum 
ein  Gesetz  an  die  .Freiheit;  aber  es  ist  nicht  ein  Gesetz  an  die  Freiheit 
einzelner,  sondern  aller.  Wie  nun  diese  das  Gesetz  zugleich  einsehen 
und  befolgen  sollen,  scheint  unbegreiflich.  Es  scheint  dies  auf  eine  Ver- 
einigung der  Natur  und  der  Freiheit  im  Fortgange  der  Geschichte  und 
Bildung  schließen  zu  lassen;  kurz,  ein  Mittelglied  zwischen  beiden  zu  sein." 

2  Schneider,  Fichte  als  Sozialpolitiker,  1894,  S.  11. 

3  Kants  Werke,  herausgeg.  von  Hartenstein,  Bd.  6,  S.  322,  338, 
413,  416  ff.;  Bd.  7,  S.  34,  131. 
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lioit  schlechthin  identifizierte1,  gewisse  sozial-philosophische 
Ansätze  vorhanden  sind,  die  den  Keim  des  Organstaates,  d.  h. 
„eines  organisierten  Produktes,  in  dem  alles  Zweck  und 
wechselseitig  auch  Mittel  ist"  *,  in  sich  tragen,  nicht  aber  daß 
diese  Momente  bei  Fichte,  und  zwar  verstärkt,  in  Erscheinung 
treten.  Fichte  faßt  schärfer  als  Kant  die  Gemeinschaft  als 
eine  ursprüngliche  Einheit,  zu  der  die  Einzelnen  sich  derart 
als  Glieder  verhalten,  daß  das  Wesen  des  Ganzen  nur  aus 
diesem  heraus  begriffen  werden  kann.  „Das  schicklichste 
Bild,  um  den  Begriff  des  Staatsganzen  zu  erläutern,  ist  das 
eines  organisierten  Naturproduktes;  .  .  .  gleichwie  im  Natur- 
produkt jeder  Teil,  was  er  ist,  nur  in  dieser  Verbindung  sein 
kann  und  außer  dieser  Verbindung  schlechthin  nicht  wäre,  ja 
außer  aller  organischen  Verbindung  schlechthin  nichts  wäre, 
indem  ohne  die  Wechselwirkung  organischer,  sich  gegenseitig 
im  Gleichgewicht  erhaltender  Kräfte  überhaupt  keine  be- 
stehende Gestalt,  sondern  ein  ewiger  Kampf  des  Seins  und 
Nichtseins  stattfinden  würde,  den  wir  gar  nicht  denken  können : 
ebenso  erhält  der  Mensch  nur  in  der  Staatsverbindung  einen 
bestimmten  Stand  in  der  Reihe  der  Dinge,  einen  Buhepunkt 
in  der  Natur  und  jeder  diesen  bestimmten  Stand  gegen  andere, 
und  die  Natur  nur  dadurch,  daß  er  in  dieser  bestimmten  Ver- 
bindung ist."  3 

Wenn  hier  Fichte  wie  Kant  und  später  Sendling  auch  noch 
mit  der  Analogie  des  Staates  mit  dem  menschlichen  Organismus 
arbeitet,  so  ist  doch  zugleich  mit  dieser  das  Bestreben  offen- 
bar, eine  höhere  Form  der  organologischen  Hypothese  zu 
finden,  die  lebendige  Einheit,  die  in  der  Vielheit  trotz  fort- 
während wechselnder  Erscheinungen  die  konstante  Größe 
darstellt,  das  Verhältnis  der  Wechselwirkung  der  Glieder  zu 
dem  Ganzen  und  umgekehrt  das  Ganze,  das  nur  um  der 
Glieder  willen  da  zu  sein  scheint. 

Neben  dem  Bestreben  Fichtes,  die  organische  Theorie, 

1  Windelband,  Geschichte  der  Philosophie  Bd.  2;  Mar.  Weber  a.  a.  0. 
S.  23;  Laske  a.  a.  0  S.  248;  siehe  Kant  Bd.  7,  S.  131. 

2  Kant,  Kritik  der  Urteilskraft  S.  75. 

3  Bd.  2,  S.  208,  212.  Siehe  besonders  die  Grundzüge  Bd.  7,  S.  22 ff., 
144  ff. 
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die  vom  wissenschaftlichen  Standpunkte  aus  reale  Erkenntnis 
nicht  zu  vermitteln  vermag,  weil  sie  lediglich  mit  Analogien 
arbeitet,  oder  aber  nicht  unbedingt  gültige  logische  Kategorien 
aufstellt,  tritt  ein  weiteres,  nicht  minder  wichtiges,  das  Fichtes 
Begriff  vom  Staat  gegenüber  dem  Kants  unterscheidet.  Für 
Fichte  ist  die  organische  Theorie  gepaart,  allerdings  auch 
nicht  mit  voller  Klarheit,  mit  dem  Gedanken  der  Kollektiv- 
einheit des  Staates,  während  Kant  den  Korporationsbegriff 
beiseite  läßt.  Fichte  faßt  den  Gedanken  des  von  der  Summe 
der  einzelnen  Individuen  unterschiedenen  Ganzen.  Dieses  von 
Fichte  konstruierte  Gesamtwesen  ist  keine  juristische  Persön- 
lichkeit1, keine  Körperschaft,  infolgedessen  sind  die  einzelnen 
handelnden  Personen  keine  Organe  dieser  Erscheinung,  es  ist 
vielmehr  ein  im  Naturrecht  wurzelndes  eigenartiges  Verhältnis, 
das  Fichte  zwischen  Individuum  und  Gesamtheit  herstellt-, 
deutlich  tritt  das  Streben  hervor,  zu  einer  begrifflich  klareren 
Auffassung  zu  gelangen,  ohne  daß  es  voll  gelingt.  „Das  nicht 
bloß  Eingebildete,  sondern  reelle  Ganze  ist  dasjenige,  vermittels 
dessen  alle  Individuen  in  Einem  zusammenfließen  und  nicht 
mehr  in  einem  abstrakten  Begriffe  als  ein  Kompositum,  sondern 
in  der  Tat  vereinigt  als  ein  Totum."  2   Oder  „man  hat,  soviel 


1  A.  A.  Kohler,  Archiv  für  Rechts-  und  Wirtschaftsphilosophie, 
herausgeg.  von  Kohler  und  Berolzheimer,  Bd.  3,  S.  173. 

2  Sämtliche  Werke  Bd.  3,  S.  398;  Gierke  (Althusius  S.  120  Anm.  116) 
glaubt  die  Begründung  des  reellen  Ganzen  ablehnen  zu  müssen,  denn  das 
Ganze  sei  nichts  weiter  als  die  Allheit  der  Mitglieder  und  unterscheide 
sich  lediglich  durch  die  schwebende  Unbestimmtheit  seiner  Komponenten 
von  der  reellen  Wahrheit.  Es  wäre  dies  in  Wirklichkeit  ein  rein  mecha- 
nischer Begriff.  Soweit  die  Gierkesche  Prognose  die  90er  Jahre  betrifft, 
stimmt  sie  zweifellos  mit  der  hier  vertretenen  überein.  Hier  blieb  Fichte 
bei  dem  sozialphilosophischen  Individualismus  Kants  stehen  und  maß  der 
Gemeinde  als  solcher  überhaupt  keinen  selbständigen  Wert  bei.  Wenn 
Gierke  aber  gleich  Fester,  Rousseau  und  die  deutsche  Geschichtsphilo- 
sophie weiter  meint,  daß  die  naturrechtliche  Vertragstheorie  im  wesent- 
lichen beibehalten  sei,  so  ist  Gierke  nur  sehr  bedingt  zuzustimmen.  Denn, 
wie  oben  ausgeführt,  hat  die  metaphysische  Steigerung  des  Freiheits- 
begriffes auch  die  Loslösung  von  den  naturrechtlichen  Anschauungen  des 
Staatsbegriffes  zur  Folge  gehabt;  der  Staatszweck  ist  ein  anderer  geworden, 
von  dem  Staatszweck  ist  der  Entstehungsgrund  geschieden  nnd  nicht  mehr 
wie  früher  vermengt.    Damit  ist  der  Weg  für  die  Überwindung  der  natur- 

Leibholz,  Fiehte.  4 


mir  bekannt  ist,  bis  jetzt  den  Begriff  des  »Staatsganzen  nur 
durch  ideale  Zusammenfassung  der  Einzelnen  zustande  ge- 
bracht und  dadurch  die  wahre  Einsicht  in  die  Natur  dieses 
Verhältnisses  sich  verschlossen;  man  kann  auf  diese  Weise 
alles  mögliche  zu  einem  Ganzen  vereinigen  ....  aber  eine 
wahre  Vereinigung  begreift  man  nicht  eher,  bis  man  ein  yer- 
einigungsband  außer  dem  Begriffe  aufgezeigt  hat".  Dieses 
Streben,  den  Staat  als  ein  von  dem  Individuum  verschiedenen 
dauernden  einheitlichen  Verband  zu  fassen,  anderseits  diesen 
Gedanken  mit  der  organischen  Theorie  zu  verknüpfen,  ermög- 
lichten es  mit,  die  Lehre  vom  Körperschaftsbegriff  des  Staates 
auszubauen,  anderseits  —  und  hierin  liegt  die  Bedeutung  der 
organischen  Theorie  —  die  Nichtdurchführbarkeit  anderer 
Konstruktionen  zu  erweisen.  Fichte  stellt  somit  ein  notwendiges, 
bisher  —  eben  weil  nur  nach  dem  „Naturrecht"  beurteilt  — 
noch  nicht  mit  voller  Schärfe  herausgearbeitetes  Bindeglied 
zwischen  dem  Kantischen  und  dem  modernen  Körperschafts- 
begriff des  Staates  dar. 

Die  juristisch  relevante  Wertung  des  Fichteschen  Staats- 
begriffes geht  auf  die  Einstellung  der  späteren  Jahre  zurück. 
Auch  die  philosophische  Neuerzeugung  des  Begriffes  der  Nation 
erscheint  erst  durch  die  metaphysische  Ausweitung  des  Frei- 
heitsbegriffes denkbar;  diese  ganz  ursprüngliche  Schöpfung  und 
Einführung  einer  neuen  Totalität  soll  die  individualisierende 
Begriffsbildung  ablösen,  fordert  jetzt  nicht  nur  von  dem  Ein- 
zelnen als  solchem  die  sittliche  Individualität,  sondern  erhebt 
den  Anspruch,  auch  die  Beziehungen  der  Glieder  des  konkreten 
Ganzen  zu  der  ethischen  Gemeinschaft  zu  regeln,  die  die 
Synthese  von  Freiheit  und  Gesetz  allein  zu  realisieren  vermag. 
.,Der  Einzelne  fällt  zum  Opfer  dem  ins  Unendliche  zu  steigernden 
Sein."1  Diese  Worte  kennzeichnen  deutlich  die  tiefe  Ein- 
beziehung des  einzelnen  Menschen  unter  die  Totalität  der 
Nation.   Der  metaphysische  Kern  in  dem  Begriff  der  Nation 

rechtlichen  Auffassung  frei  gemacht,  Bd.  4,  S.  402;  Bd.  7,  S.  1  ff.,  147  ff., 
153  ff. ;  gegen  Gierke  siehe  Kohler. 

1  Siehe  die  Grundzüge  Bd.  7,  S.  66,  80,  162,  225;  ferner  die  Staats- 
lehre Bd.  6,  S.  508,  536,  565  ff. 
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bewahrt  vor  dem  Irrtum,  sein  in  den  späteren  Jahren  scheinbar 
plötzlich  erwachtes  Nationalgefühl  in  Gegensatz  zu  der  früheren 
Fassung  seiner  Lehre  zu  stellen.  Dieses  begriffliche  Produkt 
der  metaphysischen  Potenzierung  wird  von  demselben  auto- 
nomen Freiheitsgesetz  beseelt,  dasselbe,  das  den  sittlichen 
Persönlichkeitsbegriff  erzeugte  und  den  naturrechtlichen  Indi- 
vidualismus überwand1.  So  ist  bei  ihm  der  nationale  Sinn 
so  rein  von  dem  menschlichen  durchläutert,  daß  im  Grunde 
genommen  derselbe  nur  einen  Ausfluß  der  einheitlichen  Ver- 
schmelzung darstellt.  Für  Fichte  ist,  nach  der  Steigerung 
des  Freiheitsbegriffes,  die  Nation  und  der  Patriotismus  die 
Grundform  alles  Lebens,  das  bleibende  Element  desselben, 
„um  von  dieser  Basis  aus  zu  der  Menschheit  gelangen  zu 
können".  „So  wird  dann  jeglicher  Kosmopolit  ganz  notwendig 
vermittels  seiner  Beschränkung  durch  die  Nation  Patriot, 
und  jeder,  der  in  seiner  Nation  der  kräftigste  und  regsamste 
Patriot  wäre,  ist  eben  darum  der  regsamste  Weltbürger,  indem 
der  letzte  Zweck  aller  nationalen  Bildung  doch  immer  der 
ist,  daß  die  Bildung  sich  verbreitet  in  dem  Geschlecht." 2 
Weil  er  die  Nation  als  notwendiges  Bindeglied  anerkannte, 
die  das  Leben  zum  Leben  der  Gattung  steigern  konnte, 
aus  diesem  Grunde  erklärt  er  die  Deutschen  für  das  einzigste 
Volk,  das  fähig  wäre,  sich  zur  Nation  zu  erheben,  das  im 
Zweck  für  seine  Nation  die  gesamte  Menschheit  umfassen 
könnte.  Und  dieser  Moment  ist  der  erste  Entwicklungspunkt 
des  Menschengeschlechtes,  hier  liegt  der  tiefste  Grund  der 
sich  stets  steigernden  und  heute  phantastisch  anmutenden 
Liebe  zur  deutschen  Nation.  Fichte  stempelt  die  deutsche 
Nation  zum  Ich  unter  den  Völkern3.    „Freiheit  war  ihnen, 

1  Bd.  7,  S.  23.  „Es  ist  der  größte  Irrtum  und  der  wahre  Grund 
aller  übrigen  Irrtümer,  die  mit  diesem  Zeitalter  ihr  Spiel  treiben,  wenn 
ein  Individuum  sieh  einbildet,  daß  es  für  sich  selber  dasein  und  leben  und 
denken  und  wirken  könne,  und  wenn  einer  glaubt,  er  selbst,  diese  be- 
stimmte Person,  sei  das  Denkende  zu  seinem  Denken." 

2  Nachgelassene  Werke  Bd.  3,  S.  228  ff.,  273:  „Der  Patriotismus  und 
sein  Gegenteil",  der  wohl  das  Tiefste,  was  überhaupt  über  die  Nation, 
als  philosophischen  Begriff  gefaßt,  gesagt  werden  kann,  enthält. 

3  Siehe  Erich  Schmidt,  Reden  zur  Literatur  und  Universitätsge- 
schichte, 1911,  S.  75  ff.  Die  von  Fichte  mehr  gesuchte  als  innerlich  tat- 
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daß  sie  eben  Deutsche  blieben,  daß  sie  fortfahren,  ihre  Ange- 
legenheiten selbständig  und  ursprünglich  ihrem  eigenen  Geiste 
gemäß  zu  entscheiden."  Es  ist  ihm  das  Ur-  und  Normalvolk 
und  die  Momente,  die  schon  früher  zu  einer  scharfen  Betonung 
der  Gegensätze  von  In-  und  Ausland  führten,  sind  in  den 
„Grundzügen",  vor  allem  aber  in  den  „Reden"  noch  stärker 
herausgearbeitet. 

Derart  scheinbar  chauvinistische  Äußerungen,  besonders 
im  „Machiavelli" -Aufsatz,  haben  zu  verkehrten  Umdeutungen 
Anlaß  gegeben.  Wer  auf  Grund  dieser  Schrift  Fichte  zum 
Machtpolitiker  gleich  Machiavelli  zu  stempeln  sucht,  begeht 
wieder  den  Fehler,  Sätze  aus  dem  Zusammenhang  zu  lösen, 
um  damit  zugleich  den  Sinn  zu  entstellen.  „Jeder  Staat  soll 
jede  Gelegenheit  ergreifen,  um  den  anderen  zu  schaden,  so 
oft  er  dabei  seinen  eigenen  Vorteil  zu  ersehen  glauben  wird.1"1 
Für  den  Fürsten  gilt  der  Grundsatz:  „In  seinen  Verhält- 
nissen zu  anderen  Staaten  gibt  es  weder  Gesetz  noch  Recht 
außer  dem  Recht  der  Stärkeren,  und  dieses  Verhältnis  legt 
die  göttlichen  Majestätsrechte  des  Schicksals  und  der  Welt- 
regierung in  seine  Hände  und  erhebt  ihn  über  die  Gebote 
der  individuellen  Moral  in  eine  höhere  sittliche  Ordnung, 
deren  materieller  Inhalt  enthalten  ist  in  den  Worten:  ,salus 
et  decus  populi  suprema  lex  esto'" ;  und  man  wird  es  verstehen, 
wenn  hier  Treitschke  jubelnd  geurteilt  hat,  daß  Fichte  unter 
Preisgabe  seiner  Ideen  sich  jetzt  zum  härtesten  aller  Real- 
politiker entwickelt  habe,  weil  er  in  Machiavelli  den  Propheten 
seines  Vaterlandes  erkannt  habe.  Verstärkt  wird  diese  Auf- 
fassung noch  durch  mannigfache  Äußerungen,  die  sich  in  der 
„Rechtsiehre"  von  1812  finden:  „Jeder  Staat  hüte  und  wehre 
sich  bis  auf  den  letzten  Blutstropfen,  denn  er  wisse  nicht, 
was  an  seine  Erhaltung  geknüpft  sein  kann."  2   Trotzdem  er- 


sächlich scharf  erfaßte  Begründung,  daß  der  Stamm  der  Germanen  im 
Gegensatz  zu  den  anderen  Völkern  den  ursprünglichen  Wohnsitz  sich  er- 
halten, daß  es  als  einzige  Nation  die  Ursprache  fortbildete,  erscheint 
hier  als  unwesentlich. 

1  Siehe  Nachgelassene  Werke  Bd.  3,  S.  420  ff.;  ..inwiefern  Machiavellis 
Politik  auch  auf  unsere  Zeit  noch  Anwendung  habe.44 

3  Nachgelassene  Werke  Bd.  2,  S.  645  ff. 
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scheint  diese  Ansicht  unhaltbar.  Was  Fichtes  Aufsatz  über 
Machiavelli  betrifft,  so  sprechen  in  demselben  selbst  ent- 
scheidende Stellen  dagegen.  „Ganz  außerhalb  des  Machia- 
vellischen  Gesichtskreises  liegen  die  höheren  Ansichten  des 
menschlichen  Lebens  und  des  Staates."  Dazu  kommt  vor 
allem,  daß  auch  nach  dem  Machiavelli- Aufsatz  erschienene 
Schriften  Fichtes  an  vorher  formulierte  Ideengänge  anknüpfen, 
die  die  einheitliche  Grundanschauung  in  Erscheinung  treten 
lassen.  Es  wäre  eine  unerklärliche  Disharmonie;  Messer1 
hat  nun  neuerdings  versucht,  dieses  Problem  auf  eine  m.  E. 
treffende  einheitliche  Grundlage  zu  stellen,  die  es  ermöglicht, 
diese  divergierenden  Tendenzen  einheitlich  auf  das  Freiheits- 
system zu  beziehen.  Es  ist  nämlich  zurückzugehen  auf  die 
, Grundzüge''  von  1806,  wo  schon  der  Gedanke  entwickelt 
ist,  daß  das  Verhältnis  der  Staaten  untereinander  das  eines 
beständigen  Krieges  ist.  Nach  seiner  dort  entwickelten  Ge- 
schichtsphilosophie2 sind  zwei  Hauptepochen  zu  unterscheiden, 
die  erste  Epoche,  in  der  die  Vernunft  lediglich  als  Instinkt, 
als  Naturkraft  wirkt,  während  in  der  zweiten  Epoche  die 
Herrschaft  der  Vernunft  durch  die  Freiheit  verwirklicht  wird. 
Fichte  glaubt  nun  nachweisen  zu  können,  daß  das  gegen- 
wärtige Zeitalter  durch  Züge  charakterisiert  sei,  die  die 
Übergangsepoche  deutlich  machen.  Die  Äußerungen,  die  uns 
so  modern  anmuten,  dienen  dazu,  zu  zeigen,  „auf  welcher 
Stufe  seiner  Ausbildung  der  Staat  —  und  zwar  der  National- 
staat —  in  unserem  Zeitalter  stehe."  Diese  Auffassung  liegt 
nach  den  Äußerungen  der  „Kechtslehre"  zugrunde,  die  auch 
wirklich  die  Gedanken  des  Machiavelli-Aufsatzes  fortführt. 
Das  System  der  „Rechts-  und  Staatslehre"  erkennt  als  Grund- 
prinzip für  die  Herstellung  des  rechtmäßigen  Verhältnisses 
der  Staaten  —  ganz  entsprechend  der  empirischen  Erkenntnis, 
die  sich  bei  Fichte  auf  Grund  der  realen  Machtverhältnisse 
seit  der  Entwicklung  der  Geschichtsphilosophie  in  den  „Grund- 
zügen" durchzusetzen  versucht  —  ein  durch  die  „göttliche 
Weltordnung"  zu  verwirklichendes  Vernunftreich  als  das  einzig 

1  Messer  in  Kant-Studien  Bd.  26,  Heft  1  und  2;  ferner  Meinecke, 
Preußen  und  Deutschland;  Fichte  als  nationaler  Prophet  S.  134 ff. 

2  Siehe  hierzu  Windelband,  Präludien. 
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wahrhaft  Existente  an.  Nur  wenn  der  „Machiavelli-Aufsatz", 
der  von  Fichte  selbst  stets  als  eine  politische  Gelegenheits- 
schrift gefaßt  war,  die  „ Reden'-  usw.  in  Beziehung  gesetzt 
werden  mit  den  „Grundzügen"  *,  ist  man  in  der  Lage,  zu  einer 
nicht  unwissenschaftlichen  Kritik  zu  gelangen. 

So  merkwürdig  es  somit  klingt,  in  all  diesen  scheinbar 
so  überaus  stark  nationalistisch  betonten  Auffassungen,  auch 
in  den  „Reden",  wurzelt  noch  letzten  Endes  der  Glaube  an 
das  Menschheitsvolk.  „Chnrakter  haben  und  deutsch  sein 
ist  ohne  Zweifel  gleichbedeutend."  Das  zeigt  nicht  nur  die 
nationale,  sondern  auch  die  kosmopolitische  Tendenz ;  gerade 
in  diesem  Deutschsein  zeigt  sich  das  reine  Menschentum, 
kurzum,  es  ist  eine  Einheit  geschaffen,  die  in  den  „Reden4- 
noch  ebenso  stark  betont  ist  wie  ein  Jahrzehnt  zuvor2.  Somit 
hat  also  nicht  der  nationale  Trieb  die  Liebe  zum  Deutschtum 
geboren,  sondern  weil  er  die  Menschheit  liebte,  liebte  er  das 
deutsche  Volk,  steigerte  das  deutsche  Volk  zur  Menschheit 
schlechthin,  um  somit  die  Menschheit  zu  erlösen.  So  innig 
verwoben  und  miteinander  verschlungen  waren  die  Begriffe, 
daß  Fichte  den  Begriff  der  Nation  nur  denken  konnte  mit 
Inbezugsetzung  auf  den  der  Menschheit. 

Für  Fichte  ist  somit  die  Durchsetzung  seiner  Idee  zu- 
sammengeschmolzen mit  der  tatsächlichen  Grundlage  der  realen 
Geschichte,  und  in  diesem  Sinne  sind  seine  so  tiefen  Worte  zu 
verstehen:  „Der  Begriff  des  deutschen  Volkes  ist  noch  gar 
nicht  wirklich,  er  ist  ein  Postulat  der  Zukunft.  Ein  Postulat, 
d.  h.  die  Forderung  einer  zukünftigen  Wirklichkeit,  die  ihm 
noch  gänzlich  gebricht,  als  deren  Forderung  er  aber  schlechthin 
existiert,  weil  die  Tat  seines  ganzen  sittlichen  Lebens  eben 
nichts  ist  als  die,  sich  zu  dieser  Forderung  entwickelt  zu 
haben,  eine  Forderung  zu  setzen,  und  zwar  als  eine  bereits 
innerlich  überwundene,  schlechthin  und  unbedingt  zu  setzen, 
und  zwar  nicht  nur  zu  setzen,  sondern  auch  zu  erzeugen,  die 

1  Siehe  Fichtes  Ankündigung-  der  Reden  in  der  Vossischen  Zeitung 
vom  28.  XI.  1807,  wo  es  heißt:  ;„daß  die  vor  drei  Jahren  angehobene 
Betrachtung,  die  unter  dem  Titel  „Grundzüge  des  «regen  wärt  i;_ren  Zeitalters" 
auch  gedruckt  ist,  bis  auf  unsere  Tage  fortgeführt  werden  sollte. 

2  Siehe  trefiend  Meineeke,  Preußen  und  Deutschland  S.  142. 
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Bedingung,  daß  sie  sich  selbst  mit  Bewußtsein  mache,  das 
ist  die  glorreichste  Bestimmung."1  So  soll  aus  dem  rein 
geistigen  Volksbegriff  ein  Boden  geschaffen  werden,  der  über 
die  deutsche  Nation  hinausgeht,  so  wird  in  leibhaftiger  Gestalt 
die  Erzeugung  des  Seins  aus  dem  Denken  gefordert.  Das 
Volk  ist  eine  Gemeinschaft  von  miteinander  fortlebenden  und 
sich  stetig  neu  erzeugenden  Menschen,  die  unter  demselben 
geistigen  Entwicklungsgesetz  <  stehen ;  die  Forderung  der  Ent- 
wicklung der  menschlichen  Gattung  zur  Freiheit  verlangt  den 
Zusammenhang  jener  Gliederung  zu  begreifen,  d.  h.  es  ist 
bereits  das  konkrete  Prinzip  für  die  einheitliche  Geschichts- 
auffassung Hegels  gegeben.  Dieses  Volkssein  oder  Volksgeist 
ist  das  Dekret  des  sittlichen  Geistes 2,  das  in  seiner  Reinheit  das 
heilige  Element  der  Nation  darstellt.  Nur  so  kann  die  Einheit 
des  Volkes  verstanden  werden,  nicht  von  der  politischen  Seite 
her,  sondern  von  der  metaphysischen  Einbeziehung  unter  das 
Freiheitsgesetz.  So  war  Fichte  auf  dem  Gebiete  der  Spekulation 
überhaupt  der  erste,  der  den  Begriff  der  Nation  eingeführt, 
aber  er  hat  ihn  mit  dem  ihm  eigenen  Gehalt  des  idealen 
Menschheitsgedankens  zusammengefügt,  und  man  wird  daher 
von  dem  vergeblichen  Versuch  abstehen  müssen,  den  National- 
staat Fichtes  als  ein  politisches  Gebilde  aufzufassen3,  sondern 
als  das  ansehen,  was  er  tatsächlich  für  Fichte  ist,  nämlich 
als  eine  Forderung  der  Vernunft,  als  Verkörperung  des  meta- 
physischen Freiheitsbegriffes 4  5. 


1  Bd.  7,  S.  530  ff. 

2  Politische  Fragmente  Bd.  7,  S.  563. 

3  Siehe  auch  Erich  Schmidt  a.  a.  0.  S.  83  ff.  Meines  Erachtens  ist 
diese  Auffassung  aus  oben  dargelegten  Gründen  abzulehnen. 

4  Man  darf  meines  Erachtens  somit  nicht  mit  Bauch  (Der  Begriff 
der  Nation  S.  29)  und  Windelband  lediglich  aus  historischem  Bedürfnis 
von  einer  Unzulänglichkeit  der  Durchdringung  des  Patriotismus  sprechen; 
siehe  dagegen  auch  Meinecke  a.  a.  0.  S.  122  ff*. 

5  Lask  (a.  a.  0.  8.  261  ff.)  ist  nicht  beizustimmen,  insofern  er  die 
Übertragung  der  Struktur  des  gesellschaftlichen  Ganzen  auf  die  unmittel- 
bare historische  Wirklichkeit  betont.  Er  spricht  von  einem  entscheidenden 
Umschwung  in  den  „Reden",  in  denen  durch  die  Übertragung  des  Prin- 
zips des  Wertes  der  Individualität  auf  das  politische  Leben  das  nationale 
Gefühl  mit  der  Klarheit  der  begrifflichen  Spekulation  formuliert  werden 
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Erscheint  somit  die  äußere  Gemeinschaft  der  Menschen, 
der  Staat,  der  das  Recht  im  oben  ausgeführten  Sinne  zu 
verwirklichen  berufen  ist,  die  Freiheit  gewährleisten  soll,  die  zur 
sittlichen  Autonomie  und  damit  über  den  Staat  hinausführen 
soll,  bedingt  zu  Recht  bestehend,  ist  anderseits  die  Nation 
als  das  höchste  aus  der  Menschheitsidee  resultierende  geistige 
Gebilde  der  Pol,  in  dem  sich  der  metaphysische  Freiheits- 
begriff im  Diesseits  offenbart,  so  ist  die  Möglichkeit  der 
Uberbrückung  der  Gegensätze  durch  die  innere  Ausgestaltung 
des  Staates  gegeben,  der  dadurch  möglichst  vernunftgemäß 
und  letzten  Endes  dem  Ideal  nach  zur  Identität  von  Staat 
und  Nation  und  wechselseitigen  Durchdringung  beider  Begriffe 
führt.  Es  handelt  sich  hier  um  nichts  weniger  und  mehr 
als  um  die  Realisierung  des  demokratischen  Gedankens,  der 
die  Freiheitsgeschichte,  d.  h.  die  fortschreitende  Erziehung 
des  Menschengeschlechts,  deren  Ziel  das  Vernunftreich  ist. 
gewährleisten  soll. 

Wenn  der  Endzweck  jedes  organisierten  Gemeinwesens 

kann.  Es  ist  ein  Fortschritt  in  der  Individualisierung  des  Werten  ein- 
getreten derart,  daß  zwischen  dem  Einzeluen  und  der  Menschheit  die 
Nation  als  selbständiges  Wertgebilde  eingeschoben  wird.  Damit  hat  Lask 
einen  von  ihm  selbst  empfundenen  Zwiespalt  konstruiert,  und  er  warnt 
deshalb,  die  Kluft  zwischen  der  metaphysischen  Ausgestaltung  des  Natio- 
nalitätsbegriffes und  der  historischen  Beti  achtungsweise  zu  erweitern.  Sieht 
man  genau  zu,  so  besteht  nämlich  keine  Kluft,  die  zu  überbrücken  wäre ; 
es  ist  gar  kein  entscheidender  Umschwung  zu  konstatieren.  Wenn  er  sich 
auf  eine  schon  oben  erwähnte,  aus  dem  Vermächtnis  zitierte  Stelle  be- 
ruft, in  der  Fichte  von  dem  spricht,  was  den  Deutschen  bisher  gehindert 
hat,  deutsch  zu  werden,  und  wo  Fichte  weiter  fortfährt:  „Ihr  Charakter 
liegt  in  der  Zukunft,  jetzt  besteht  er  in  der  Hoffnung  einer  neuen  und 
glorreichen  Geschichte,  der  Anfang  derselben  —  das  sich  selbst  mit  Be- 
wußtsein Machen.  Das  wäre  die  glorreichste  Bestimmung  der  Deutschen'', 
so  liegt  meines  Erachtens  ein  Mißverständnis  vor;  das  Wesentliche  ist  da* 
sich  selbst  mit  Bewußtsein  Machen,  und  die  Hoffnung  auf  die  Zukunft 
ist  nur  unter  dieser  Voraussetzung  denkbar.  Lask  irrt,  wenn  er  glaubt, 
daß  Fichte  trotz  der  Festhaltung  an  dem  gestaltlosen  Absoluten  zu  einer 
konkreten  Fassung  des  Nationalitätsgedankens  im  Sinne  des  19.  Jahr- 
hunderts überhaupt  gelangt  wäre.  Diese  Konkretisierung  ist  nur  unter 
vollständiger  Loslösung  seiner  Lehre  von  den  Voraussetzungen  möglich, 
unter  Aufgabe  der  Einheit,  die  meines  Erachtens  hineinzuinterpretieren 
kein  Anlaß  vorliegt. 


—    53  — 


in  der  Tendenz  besteht,  die  Kultur  zur  Freiheit  zu  fördern  *, 
so  ist  die  primäre  Voraussetzung  die  politische  Freiheit;  und 
zwar  wird  im  Laufe  der  Jahre  immer  stärker  nicht  die  indivi- 
duelle Freiheit  vom  Staate,  sondern  vielmehr  im  Gegenteil 
eine  denkbar  intensive  Beschränkung  derselben  gefordert.  Es 
ist  das  Recht  des  Einzelnen,  kein  Gesetz  über  sich  anerkennen 
zu  können,  als  welches  von  der  sittlichen  Autonomie  eigens 
gefordert  wird. 

Schon  in  den  Schriften  zur  französischen  Revolution  und 
im  „Naturrecht"  noch  stark  beeinflußt  durch  die  Aufklärung, 
fordert  Fichte  gleich  Wilhelm  von  Humboldt  als  erste  Be- 
dingung eines  menschenwürdigen  Daseins  die  absolute  politische 
Freiheit,  also  zu  einer  Zeit,  in  der  die  Freiheitsbegriffsbildung 
noch  auf  das  Individuum  beschränkt  blieb,  der  Schutz  derselben 
gegen  die  Übergriffe  der  Fürsten  im  oppositionell-liberalen 
Sinne  im  Vordergrund  der  freiheitlichen  Bestrebungen  steht. 
Jeder  Mensch  hat  durch  das  Leben  einen  unveräußerlichen 
Anspruch  auf  Freiheit2,  jeder  für  seinen  Teil3.  Diese  Rechte 
werden  zu  Urrechten  gestempelt  und  jeder  Mensch  hat  An- 
spruch auf  Realisierung  dieser  ihm  zustehenden  Rechte  als 
ein  nur  der  Vernunft  unterworfenes,  zur  freien  Tätigkeit  be- 
stimmtes Individuum.  Die  unter  dieser  Grenze  sich  stabili- 
sierenden, dem  Individuum  eingeborenen  Rechte4  sind  einmal 
das  Recht  der  freien  Selbstbestimmung  und  damit  der  Selbst- 
erhaltung über  den  Leib,  und  weiter  das  Recht  auf  Eigentum 5, 
d.  h.  der  vollständigen  Unterwerfung  von  Gegenständen  unter 
meine  Herrschaft.  Für  Fichte  ist  es  im  „Naturrecht4'  nicht 
möglich,  von  der  Fiktion  des  Urrechtes  Abstand  zu  nehmen; 
dieses  bloß  für  das  Denken  gültige  Urrecht,  das  die  Persön- 
lichkeit als  freies,  unbeschränktes  Wesen  will,  ist  „das  ab- 

1  Bd.  6,  S.  101  ff.  2  Bd.  7,  S.  237. 

3  Bd.  7,  S.  30.  4  Natur-recht  Bd.  3,  S.  124. 

5  Bd.  3,  S.  134.  „Ein  Individuum  ist  nur  dadurch  möglich,  daß  es 
von  einem  anderen  Individuum  unterschieden  werde.  Ich  kann  mich 
nicht  als  Individuum  mir  denken,  ohne  ein  anderes  Individuum  mir  ent- 
gegenzusetzen; ebenso  kann  ich  nichts  als  mein  Eigentum  denken,  ohne 
zugleich  etwas  als  Eigentum  eines  anderen  zu  setzen.  Alles  Eigentum 
gründet  sich  auf  gegenseitige  Anerkennung  und  ist  bedingt  durch  gegen- 
seitige Deklaration." 
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solute  Recht  der  Person,  in  der  Shmenwelt  nur  Ursache  zu 
sein,  schlechthin  nicht  Bewirktes4,  ].  Sollen  nun  aber  politisch 
freie  Wesen  nebeneinander  bestehen  können,  so  muß  man  frei- 
willig einen  Teil  seiner  Freiheit  aufopfern,  um  die  Freiheit 
der  Nebenmenschen  zu  ermöglichen.  Denn  das  ist  ein  Postulat 
der  Vernunft,  daß  sie  ein  anderes  Wesen,  das  dieselbe  Gestalt 
hat,  für  ein  vernünftiges  Wesen  halten,  so  daß  sie  genötigt 
sind,  dasselbe  als  ein  Subjekt  des  Rechtes  anzuerkennen2; 
dieser  Zweck  ist  durch  die  autonome  Selbstüberwindung  er- 
reichbar, nämlich  dadurch,  daß  diese  Person  aus  eigener  In- 
itiative das  Gebot  der  Vernunft  erkennt  und  sich  somit  selbst 
das  Gesetz  gibt,  die  Freiheit  des  andern  zu  respektieren. 

Diese  Selbstbeschränkung  der  eigenen,  im  weitesten  Sinne 
gefaßten  politischen  Freiheit  wird  zum  Bestandteil  des  meta- 
physischen Freiheitsbegriffes.  Einerseits  ist  jedes  positive 
Handeln  empirisch;  anderseits  verkörpert  es  im  reinen  Willen 
die  Freiheit,  ist  somit  kein  reales  Wollen,  sondern  eine  bloße 
Idee.   „Ich  soll  frei  handeln,  damit  ich  frei  werde." 

Im  Sinne  dieser  stetigen  Annäherung  fordert  das  Gesetz, 
auf  das  Individuum  bezogen,  die  Beschränkung  der  politischen 
Freiheit.  Die  Pflicht  und  das  Recht  aller  gegen  alle,  sich 
gegenseitig  als  freie  Weesen  anzuerkennen,  die  die  Einschrän- 
kung meiner  Freiheit  durch  die  begriffliche  Bestätigung  der 
Freiheit  der  Nebenmenschen  zur  Folge  hat,  führt  zum  Gemein- 
schaftsleben, die  das  nur  fiktive  Charakteristikum  hat,  daß  ihr 
nur  diejenigen  angehören,  die  aus  freiem  Entschluß  der  Ge- 
meinschaft angehören  wollen.  Erscheint  also  ein  Recht  ver- 
letzt und  ist  das  Einzelwesen  nicht  freiwillig  bereit,  um  der 
autonomen  Freiheit  willen  sich  dem  den  Willen  der  Menschen 
repräsentierenden  Gemeinwesen  zu  unterwerfen,  das  seinerseits 
die  Aufgabe  hat,  den  jedem  Einzelnen  zustehenden  Teil  der 
Freiheit  zu  realisieren,  so  schreckt  Fichte  nicht  vor  einem 
Zwangseingriff3  zurück,  der  den  Einzelnen  auch  wider  seinen 
Willen  an  das  Gemeinwesen  kettet,   ihm  somit  eine  Be- 


1  Schmoller  a.  a.  0.  S.  41.  2  Bd.  .;3,  S.  90.  106. 

8  Von  Kohler  a.  a.  Ö.  S.  176  zu  Unrecht  als  ein  Widerspruch  im 
Denken  Fichtes  bezeichnet;  siehe  oben. 
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schränkung  der  Freiheit  von  außen  her  auferlegt.  Aus  diesem 
Grunde  kommt  Fichte  zu  der  Forderung,  daß  es  rechtens 
wäre,  daß  der  Mensch  zum  rechtlichen  Handeln  gezwungen 
werden  darf,  wenn  er  ein  Urrecht  verletzt,  so  daß  die  Ent- 
scheidung über  den  Eintritt  des  Zwangsrechtes  im  Gewissen 
jedes  Einzelnen  ruht.  Für  eine  Gattung  vollendeter  moralischer 
Wesen  gibt  es  kein  Rechtsgesetz;  „daß  der  Mensch  diese 
Gattung  nicht  sein  könne,  geht  schon  daraus  hervor,  weil  er 
zur  Moralität  erzogen  werde  und  sich  selbst  erziehen  muß, 
weil  er  nicht  selbst  von  Natur  moralisch,  sondern  sich  erst 
durch  eigene  Arbeit  dazu  machen  muß*  *. 

Jede  Organisation  stellt  im  tiefsten  Sinne  stets  ein  %a%dv 
dar  und  hat  nur  insofern  Berechtigung,  als  sie  eben  in  der 
Lage  ist,  dem  Endziele  näherzukommen.  So  löst  sich  also  der 
Widerspruch,  daß  ich  einerseits  um  der  Freiheit  der  anderen 
willen  meine  Freiheit  einschränken  muß  und  doch  wieder  auf 
eine  gewisse  Ungebundenheit  hinstrebe,  in  der  harmonischen 
Erkenntnis,  daß  der  letzte  Endzweck  alle  Menschen  verbindet, 
daß  dann  das  große  Ziel  erreicht  ist,  daß  die  sittliche  Gemein- 
schaft alle  etwa  noch  vorhandenen  Beschränkungen  beseitigt, 
„Jeder  würde,  wenn  das  Ziel  erreicht,  mit  seiner  individuellen 
Kraft  nach  jenem  gemeinsamen  Willen,  so  gut  er  könnte,  die 
Natur  zum  Gebrauch  der  Vernunft  zweckmäßig  modifizieren,. 
Was  einer  tut,  käme  sonach  dann  allen  zugute,  und  was  alle 
tun,  jedem  einzelnen ;  es  ist  nur  ein  Zweck  zu  verfolgen,  daß 
jeder  bei  allem,  was  er  tut,  an  alle  denken  soll,  aber  eben 
darum  darf  er  manches  nicht  tun,  weil  er  nicht  wissen  kann, 
ob  die  anderen  wollen;  dann  wird  jeder  alles  tun  dürfen, 
was  er  will,  weil  alle  dasselbe  wollen."  Daraus  folgt  nun, 
daß  auch  eine  Gemeinschaft  bestehen  muß,  die  diese  Zweck- 
aufgabe sich  setzen  muß,  deren  Grundtendenz  bei  allen 
Divergenzen,  die  sich  im  Laufe  seiner  Lehre  finden,  die  freie 
Selbstbestimmbarkeit  des  Individuums  ist2. 

Diese  politische  Freiheitsforderung,  bedingt  durch  den 
philosophischen  Freiheitsbegriff,  ist  der  eine  Pfeiler,  auf  dem 

1  Bd.  3,  S.  169. 

2  Siehe  Zurückforderucg  der  Denkfreiheit  von  den  Fürsten  Europas, 
die  sie  bisher  unterdrückten,  1793. 
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der  Aufbau  des  demokratischen  Gedankens  erst  möglich  er- 
scheint, der  einheitlich  —  wenn  auch  vertieft  —  noch  der 
., Staatslehre"  und  „den  Reden  an  die  deutsche  Nation"  zu- 
grunde liegt.  „Will  die  Nation  noch  ihr  ursprüngliches  Leben 
bewahren,  so  bedarf  sie  der  Freiheit  als  des  Unterpfandes  ihres 
Beharrens."1  Die  Nation,  selbst  geboren  aus  der  metaphysi- 
schen Wandlung,  ist  gesetzt  durch  den  neuen  Begriff  der 
Freiheit,  die  ihren  ganzen  Gehalt  ausmacht.  „Was  ist  denn 
das  eigentlich  Nationale?  Ich  denke  gegenseitiges  Verstehen 
zwischen  Repräsentierten  und  Repräsentanten  und  darauf  ge- 
gründetes Wechselvertrauen."'1  Gegenstand  des  Einverständ- 
nisses kann  nur  hinwiederum  die  Freiheit  sein,  so  daß  die 
Nation  als^  Freiheit  definiert  und  der  „vollendete  Staat"  im 
Bndzweck  identisch  sind. 

Neben  diese  Freiheitsforderung  Fichtes  tritt  das  Gleich- 
heitsprinzip, das,  wie  schon  nach  der  ganzen  Struktur  des 
Fichteschen  Systems  zu  schließen  ist,  nicht  mit -derselben 
Kühnheit  und  Größe  durchgeführt  werden  kann.  Die  Frei- 
heitsforderung, die  den  reinen  ethischen  Willen  seiner  Wissen- 
schaftslehre verkörpert,  soll  ein  menschliches  Gemeinschafts- 
leben ermöglichen.  Das  Gleichheitsprinzip,  das  neben  dieser 
Forderung  als  zweiter  begründender  Faktor  einer  demokra- 
tischen Verfassung  tritt,  stellt  eine  Resultante  dieses  um- 
fassenden Freiheitsbegriffes  dar;  das  Gleichheitsprinzip  folgt 
notwendig  aus  dem  Freiheitspostulat,  sie  sind  untrennbar 
miteinander  verbunden  und  nur  in  der  gegenseitigen  Bedingt- 
heit zu  verstehen. 

Auf  dem  metaphysischen  Freiheitsbegriff  basierend,  löst 
das  Gleichheitsprinzip  jede  Subordination  auf  und  fordert 
Koordination  der  Menschen  durch  autonome  Subordination. 
Damit  ist  einmal  die  Möglichkeit  der  völligen  Durchdringung 
des  Gemeinwesens  gegeben.  „Die  vollkommen  gute  Sitte 
besteht  sonach  darin,  daß  man  die  Gleichheit  der  Rechte 
aller  voraussetze  wenigstens  als  etwas,  zu  dem  es  kommen 
solle  und  müsse,  und  jedweden  Fall  also  behandle,  als  ob  es 
dazu  kommen  müsse.    Es  ist  eben  durchaus  klar,  daß  die 

1  Bd.  7,  S,  385.  -  Bd.  7,  S.  549,  573/ 
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Ungleichheit  der  Rechte  die  eigentliche  Quelle  der  schlechten 
Sitte  und  die  stillschweigende  Voraussetzung,  daß  es  beji 
dieser  Ungleichheit  bleiben  müsse,  die  schlechte  Sitte  selbst 
ist."  1  Die  ursprüngliche  Gleichheit  aller  Menschen  wird  dann 
in  den  „Grundzügen"  mit  derselben  gesteigerten  Sittlichkeit 
substantiiert  „als  die  herrschende  und  allem  Verkehr  mit 
Menschen  zugrunde  zu  legende  Ansicht"2.  Unter  diesem 
metaphysischen  Prinzip  der  Gleichheit  alles  dessen,  was 
Menschenangesicht  trägt,  wird  die  Berechtigung  politischer 
Bewegungen  beurteilt,  findet  ihre  Bewertung  statt,  Christus 
und  Luther,  Christentum  und  Reformation  haben  insoweit  ihre 
überweltliche  Mission  erfüllt,  als  sie  die  Gleichheit  aller  Men- 
schen zu  der  herrschenden  Norm  erhob3.  Die  Geschichte 
wird  gefaßt  als  der  Fortgang  der  von  der  Ungleichheit  zur 
Gleichheit  sich  entwickelnden  Menschheit4.  Es  wird  in  der 
Folge  eine  Entwicklung  des  Menschengeschlechtes  konstruiert5, 
um  das  Apriori  der  Gleichheit  zu  beweisen,  daß  der  Mensch 
als  solcher  in  seiner  persönlichen  Freiheit  nie  beschränkt  werden 
dürfe.  „Die  Unterschiede,  die  Zeitalter,  Klima,  Beschäftigung 
in  ihnen  hervorrufen,  sind  gegen  die  Summe  der  Gleichheiten 
gering  und  müssen  bei  fortrückender  Kultur  unter  den  Händen 
weiser  Staatsverfassungen  immer  mehr  wegfallen."6 

Dieses  von  jeder  zwangsstaatlichen  Organisation  losge- 
löste Gleichheitsprinzip  als  das  aus  dem  Vernunftsinstinkt  sich 
ergebende  Postulat  wird  aus  dem  Triebe  heraus,  die  Gattung 
zu  sich  zu  erheben,  umgesetzt  in  die  Wirklichkeit.  Der  Zu- 
stand der  politischen  Ungleichheit  ist  für  Fichte  unerträglich; 
in  der  „Staatslehre"  erklärt  er  dieses  Vorhandensein  aus  dem 
Offenbarungsglauben  der  Völker,  der  sich  als  blinder  Autori- 
tätsgehorsam erweist7.   Setzt  er  aber  dieses  Gleichheitsprinzip 

1  Bd.  7,  S.  221.  2  Bd.  7,  S.  220. 

3  Gertrud  Bäumer  a.  a.  0.  S.  30,  die  treffend  auch  darauf  hinge- 
wiesen, daß  Fichte  fast  unbewußt  zum  Sozialisten  geworden;  a.  a.  0.  S.  52. 

4  Bd.  4,  S.  508.  5  Bd.  7.  S.  151. 

6  Bd.  6,-S.  63. 

7  Hier  liegt  auch  der  Grund,  der  Pichte  für  die  antike  Polis  nicht 
schlechthin  begeistern  konnte,  denn  diese  Freiheit  des  Bürgers  war  nicht 
ohne  Aufopferung  der  Mehrzahl  der  Menschen  als  Sklaven  möglich,  also 
nicht  schlechthin  gültig. 
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um,  so  handelt  es  sich  bei  Fichte,  auch  wenn  die  Verfassung 
dem  Endziele  angenähert  ist,  wo  also  jeder  Mensch  als  Glied 
der  Gattung  verpflichtet  ist,  alle  seine  individuellen  Triebe 
ganz  dem  einen  Endziel  unterzuordnen,  nicht  um  eine  öde 
Gleichmacherei,  sondern  es  gilt  gerade  im  Gegenteil  ein 
gewisses  Gleichgewicht  gegen  die  nicht  durch  natürliche  Qua- 
litäten begründeten  sozialen  Ungleichheiten  zu  schaffen.  Für 
ihn  ist  Demokratie  nicht  Massenherrschaft,  sondern  Herrschaft 
des  Einzelnen,  fußend  auf  dem  Vertrauen  der  sich  selbst 
beschränkenden  Menschen;  es  ist  dieselbe  Tendenz,  die  in 
politischer  Beziehung  auf  eigene  Initiative  hin  der  Freiheit 
Schranken  auferlegen  soll,  lediglich  auf  das  Gleichheitsprinzip 
übertragen.  Hier  tritt  deutlich  die  Antinomie  zwischen  Freiheit 
und  Gleichheit  auf  der  einen  Seite,  der  Mehrheitsherrschaft 
auf  der  andern  zutage,  die  sich  am  reinsten  in  der  gesondert 
zu  erörternden  verfassungspolitischen  Frage  offenbart,  indem 
jede  Tendenz,  die  zur  Massenherrschaft  führt,  sorgfältig  ver- 
mieden wird.  Gerade  der  Konsequenz  des  Gleichheitsprinzipes 
entspricht  die  Differenzierung,  die  aber  erst  ihre  Verwirk- 
lichung dann  finden  kann,  wenn  die  bisher  als  maßgebend 
erachteten,  entscheidenden  Faktoren  eine  wesentliche  Umbildung 
erfahren  haben.  Nicht  jene  äußeren  Momente,  sondern  nur 
die  in  dem  einzelnen  Ich  ruhende  Anlage  determiniert  und 
qualifiziert  den  Menschen.  Eine  nur  durch  äußere  Momente 
geschiedene  Gemeinschaft  in  Klassen  und  Geschlechter  ver- 
trägt sich  nicht  mit  der  Fichteschen  Forderung  der  Gleichheit 
alles  dessen,  was  Menschenangesicht  trägt.  Das  Gleichheits- 
postulat, dessen  Durchführung  nur  eine  Konsequenz  aus  dem 
ins  reale  Leben  übertragenen  metaphysischen  Freiheitsgesetz 
darstellt,  ist  der  zweite  geläuterte  Faktor,  der  zu  den  Prä- 
missen jeder  demokratisch  ausgebauten  Politik  gehört.  Diese 
Forderung  [ist  das  Fundament  seines  sozialpolitischen  Ver- 
langens der  Umgestaltung  der  Wirtschaftsverhältnisse. 

Das  von  Fichte  rigoros  und  kühn  ohne  Kompromisse 
-  gelöste  soziale  Problem  kann  nur  verstanden  werden,  wenn 
es,  wie  geschehen,  mit  dem  Urquell  seiner  Lehre  in  Beziehung 
gesetzt  wird.   Es  kann  hier  nur  so  weit  berücksichtigt  werden, 
als  es  mit  dem  Ausbau  des  demokratischen  Gedankens  zu- 
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sammenhängt.  Die  Aufstellung  seines  ja  immer  nur  bedingt 
gültigen  Staatsideals  fordert  eben,  um  diese  Bedingung  zu 
einer  bedingungslosen  Voraussetzung  zu  machen,  daß  der 
Staat  die  von  ihm  aufgestellten  Prinzipien  zum  Regulativ 
erhebt,  daß  die  realen  Verhältnisse  des  Staatslebens  nach 
diesen  Gesichtspunkten  geordnet  werden,  kurzum,  die  Real- 
politik soll  die  Annäherung  des  wirklichen  an  den  Vernunfts- 
staat lösen,  d.  h.  das  Problem,  wieviel  von  dem,  was  Rechtens 
ist,  unter  den  gegebenen  Bedingungen  ausführbar  sei1.  Die 
Aufgabe  des  Staates  im  geschlossenen  Handelsstaate  ist  jetzt 
nicht  mehr  auf  die  Erhaltung  der  gegenseitigen  Sicherheit 
und  Freiheit  beschränkt,  vielmehr  sind  die  Grenzen  der  Be- 
tätigung desselben  durch  die  Freiheit  des  Eigentums  gezogen. 
Der  Staat  soll  jedem  eine  eigene  Tätigkeitssphäre  einräumen, 
soll  ihn  in  sein  Eigentum  einsetzen,  und  zwar  so,  „daß  jeder- 
mann von  seiner  Tätigkeit  leben  könne;  denn  Lebenkönnen 
ist  das  unveräußerliche  Eigentum  des  Menschen  als  die 
Voraussetzung  der  freien  ethischen  Entfaltung  seiner  Persön- 
lichkeit"; „Arbeit  ist  Rechtsverbindlichkeit;  jeder  muß  von 
seiner  Arbeit  leben  können",  heißt  es  in  der  „Rechtslehre"2; 
als  Pflicht  des  Staates  wird  es  bezeichnet,  das  Recht  auf 
Arbeit  und  das  Recht  auf  Existenz,  zum  ersten  Male  von 
Fichte  in  dieser  Schärfe  herausgearbeitet,  derartig  zu  sichern, 
daß  „vorerst  alle  satt  werden  und  fest  wohnen,  ehe  einer  seine 
Wohnung  verziert,  erst  alle  bequem  und  warm  gekleidet  werden, 
ehe  sich  einer  prächtig  kleidet" 3.  Das  Ziel  ist  damit  äußer- 
lich der  Wohlstand  des  Volkes,  d.  h.  ein  möglichst  angenehmes 
Leben  soll  gewährleistet  werden4,  ein  Zustand,  in  dem  mit 
relativ  geringster  Arbeit  das  höchste  Maß  des  Genusses  ver- 
bunden ist.   Es  werden  bis  ins  kleinste  Detail  gehende  Vor- 


1  Siehe  dazu  die  Vorrede  zum  geschlossenen  Handelsstaat. 

2  Nachgelassene  Werke  Bd.  2,  S.  531  ff. 

3  Bd.  3,  S.  409.  Weiter  die  Äußerungen  in  S.  422,  442,  446,  457 
im  geschlossenen  Handelsstaat-,  ferner  Bd.  7,  S.  171,  179. 

4  Löwe  (Die  Philosophie  Fichtes,  Stuttgart  1862,  S.  205)  hat  daher 
nicht  ganz  unzutreffend  das  Fichtesche  Staatsideal  des  geschlossenen  Han- 
delsstaates als  „eine  in  der  Form  des  Rechtes  gekleidete  sozialistische 
Zwangsassekuranz  für  den  materiellen  Lebensunterhalt"  bezeichnet. 
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schlage  erörtert,  die  Arbeitsteilung,  die  Verteilung  der  Güter 
muß  umgestaltet  werden.  Die  äußeren  materiellen  Bedingungen 
müssen  für  jedes  Individuum  bis  zu  einer  Mindestgrenze 
dieselben  sein.  Fichtes  Forderung  der  Umgestaltung  der 
Wirtschaftsverhältnisse  wurzelt  somit  tiefer  als  der  doktrinäre 
Marxismus;  über  die  Gewährleistung  eines  materiellen  Mini- 
mums für  jedermann  erhebt  sich  die  auch  äußerlich  mannigfach 
differenzierte  Gesellschaft. 

Die  Durchführung  dieser  Wirtschaftsordnung  erschien 
Fichte  nur  möglich  durch  einschneidende  soziale  Eingriffe, 
durch  die  schroffe  Omnipotenz  des  Staates  in  seiner  umfas- 
senden Aufsicht  über  das  Individuum.  Schon  Robespierre, 
und  vor  ihm  das  die  Aufhebung  der  Zünfte  aussprechende 
Edikt  Ludwigs  XVI.,  hatte  am  Schluß  des  18.  Jahrhundert- 
das  Recht  auf  Arbeit  als  Menschenrecht  gefordert,  aber  doch 
nicht  annähernd  mit  derselben  Intensität,  wie  es  Fichte  tat, 
weil  dieser  rationalistischen  Zeit  in  den  doch  teilweise  recht 
phraseologischen  Freiheits-  und  Gleichheitsbestrebungen  dieses 
Recht  nicht  einleuchten  konnte;  ist  es  doch  auch  nicht  in  die 
Erklärung  der  Menschen-  und  Bürgerrechte  vom  26.  August 
178y  aufgenommen1.  Diese  zu  jener  Zeit  unerhört  neuen  Ge- 
danken, die  als  die  schwerwiegendsten  Probleme  im  19.  Jahr- 
hundert im  Mittelpunkt  des  Interesses  standen  und  noch  heute 
stehen,  dürfen  nicht  aus  dem  organischen  Zusammenhange 
getrennt  werden,  sondern  müssen,  wie  es  hier  versucht  ist,  aus 
der  auf  dem  Freiheitsbegriff  des  Einzelnen  ruhenden  Gemein- 
schaft heraus  verstanden  werden.  Zweifellos  beherrscht  ein 
realpolitischer  Einschlag  in  dieser  Beziehung  das  Fichtesche 
Denken,  aber  doch  nur  aus  dem  Grunde,  der  diesen  Gedanken- 
komplex erst  erklärlich  erscheinen  läßt;  denn  auch  hier  steht 
der  Gedanke  der  Erhaltung  aller  Glieder,  auf  das  Leben  des 
Ganzen  bezogen,  im  Vordergrund,  das  das  Opfer  des  Einzelnen 
fordert.  „Nichts  Einzelnes  lebt  für  sich,  sondern  nur  im 
Ganzen,  und  das  Ganze  stirbt  in  ewige  Liebe  für  sich,  um  neu 


1  Siehe  dazu  Prochownik,  Das  angebliche  Recht  auf  Arbeit,  Berlin 
1891;  weiter  Jelliuek,  Die  Erklärung  der  Menschen-  und  Bürgerrechte, 
3.  Aufl.  1919,  S.  16. 
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zu  leben."  Soll  die  Freiheitsidee  ihrem  tiefsten  Gehalt  nach 
dem  Endziel  näher  kommen,  soll  es  durch  die  ganze  Mensch- 
heit hin  verwirklicht  werden,  so  muß  das  Wesen  der  Gemein- 
schaft eine  sehr  intensive  Beschränkung  des  durch  das  Frei- 
heitsgesetz autonomen  Menschen  verlangen,  weil  nur  unter 
dieser  Voraussetzung  eine  sittliche  Wechselwirkung  der  ver- 
schiedenen Glieder  stattfinden  kann l.  Diese  aus  dem  Gleich- 
heitsprinzip resultierende  soziale  Tendenz,  die  das  Individuum 
unter  den  umfassenden  Gesichtspunkt  der  höheren  Allgemein- 
heit begreift  und  sich  nicht  scheut,  im  Falle  der  nicht  frei- 
willigen Unterordnung  die  schärfsten  Zwangsmittel  in  An- 
wendung zu  bringen,  setzt  die  politische  Gleichstellung  voraus, 
die  als  Grundprinzip  jeder  vernunftgemäßen  Ordnung  der 
staatlichen  Dinge  vorausgesetzt  und,  wo  noch  nicht  verwirk- 
licht, gefordert  wird. 

Aus  diesem  Grunde  hält  es  Fichte  für  eine  vernunfts- 
widrige Lächerlichkeit  —  übrigens  ein  schon  mit  Notwendigkeit 
sich  aus  dem  „Naturrecht"  ergebender  Satz  — ,  die  Frauen  im 
Staatswesen  in  irgendeiner  Beziehung  zurücksetzen  zu  wollen. 
„Ist  doch  der  einzige  Rechtsgrund  Vernunft  und  Freiheit.  Wie 
könnte  zwischen  zwei  Geschlechtern,  die  dieselbe  Vernunft  und 
dieselbe  Freiheit  besitzen,  ein  Unterschied  der  Rechte  stattfin- 
den?" 2  So  kommt  er  zu  der  Forderung  der  völligen  Gleichstel- 
lung der  Geschlechter,  abgesehen  von  einzelnen  Einschrän- 
kungen3, die  heute  etwas  unverständlich,  aber  aus  der  Zeit  heraus 


1  Abzulehnen  ist  meines  Erachtens  die  Ansicht  von  Schmoller  (a.  a.  0. 
S.  92),  der  die  Fichtesche  Theorie  als  eine  wichtige  Modifikation  insofern 
auffaßt,  als  Fichte  hier  zugeben  muß,  daß  die  absolute  Schrankenlosig- 
keit  nicht  das  letzte  sittliche  Ziel  des  endlichen  Menschen  sein  könne; 
Fichte  hat  eine  absolute  Selbständigkeit  des  Individuums  im  Schmoller- 
schen  Sinne,  abgesehen  von  den  liberalisierenden  Schriften  zur  fran- 
zösischen Revolution,  nicht  gefordert,  vielmehr  faßt  er  den  Begriff  der 
Freiheit,  wie  oben  nachgewiesen,  schon  im  „Naturrecht"  als  die  "Wurzel 
jeglicher  Autonomie  im  Gegenteil  stets  nur  von  innen  heraus  als  die 
Möglichkeit,  sich  selbst  das  Gesetz  aufzuerlegen. 

2  Bd.  3,  S.  343. 

3  So  sind  z.  B.  die  Sätze  im  „Naturrecht"  von  1795  zu  verstehen, 
die  nach  langen  Darlegungen  zu  dem  Resultat  kommen,  daß  die  Frauen 
effektiv  doch  nicht  ihr  Stimmrecht  ausüben  sollen,  weil  sie  sich  damit 

Leibholz,  Fichte.  c 
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zu  begreifen  sind,  Einschränkungen,  die  der  Größe  des  einmal 
gefaßten  Gedankens,  der  doch  in  der  prinzipiellen  Gleichstellung 
von  Mann  und  Frau  in  Ausübung  der  politischen  Rechte  den 
modernen  demokratischen  Anschauungen  gerecht  wird,  in  keiner 
Weise  Abbruch  tut. 

Diese  nur  durch  das  beschränkte  Freiheits-  und  Gleich- 
heitspostulat, sonst  aber  nicht  beschränkbare  Autonomie  des 
Einzelwesens,  eingefügt  in  eine  staatliche  Organisation  legt 
unbewußt  das  dritte  und  wesentlichste  Merkmal  des  demo- 
kratischen Gedankens,  das  Prinzip  der  Volkssouveränität  zu- 
grunde, das  für  Fichte  auch  nicht  so  sehr  Ursache,  als 
lediglich  Folge  seines  umfassenden  Freiheitsbegriffes  ist. 

Während  Fichte  in  den  90  er  Jahren  die  Freiheit  des  In- 
dividuums, losgelöst  aus  jeder  sozialen  Gemeinschaft,  postuliert 
und  sein  politischer  Gedankenkreis  noch  von  streng  naturrecht- 
lichen Ideen  beherrscht  wird,  so  ist  doch  hier  bereits  das  Prinzip 
der  Volkssouveränität  in  den  Mittelpunkt  der  Erörterung  ge- 
rückt, die  Volkssouveränität,  die  sich  hier  zusammensetzt  noch 
aus  der  Summe  der  Individuen,  die  nur  gedacht  werden  kann 
in  der  konkreten  Einstellung  auf  den  Einzelnen,  ohne  ein  über- 
spannendes Band  anerkennen  zu  können,  die  in  dieser  Gestalt, 
in  Anlehnung  an  vorhandene  Vorbilder  erwachsen  ist.  Pro- 
portional der  Steigerung  des  Freiheitsbegriffes  geht  notwendig, 
eben  weil  lediglich  als  Folge  betrachtet,  ein  „Wandel"  im 
Begriff  der  Volkssouveränität.  Jetzt  verlangt  die  Autonomie 
des  Individuums  nicht  mehr  freien  Spielraum  des  eigenen  Ichs, 
sondern  sich  steigernde  innere  Gebundenheit,  die  sich  in  den 
vom  Individuum  eigens  gestellten  Forderungen  offenbaren  muß, 
ohne  daß  Fichte  an  der  einheitlichen  Hypostasierung  der  Volks- 
souveränität in  den  späteren  Schriften  einen  Zweifel  läßt;  im 


ihrer  weiblichen  Würde  begehen  würden,  sondern  sie  sollen  den  durch 
die  eheliche  Verbindung  gegründeten  Einfluß  auf  ihre  Männer  auszuüben 
suchen  usw.,  Gedanken,  die  für  die  Lehre  und  die  vorliegende  Unter- 
suchung ohne  Bedeutung,  aber  insofern  interessant  sind,  als  sie  auf  da« 
Denken  Fichtes,  auf  die  peinliche  Auseinandersetzung  mit  den  von  d»m 
Naturrecht  ererbten  Anschauungen  ein  charakteristisches  Licht  werfen. 
Es  handelt  sich  um  rationalistische,  dem  Naturrecht  entstammende  Über- 
heblichkeiten, die  nur  grotesk  wirken;  siehe  Bäumer  a.  a.  0.  S.  58. 
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Gegenteil,  es  wird  sich  noch  zeigen,  daß  Fichte  dieses  Prinzip 
durch  Wegfall  hemmender  Einrichtungen  noch  schärfer  als  zu- 
vor formuliert  hat. 

Aus  diesen  demokratischen  Grundprinzipien  folgt  not- 
wendig die  Stellungnahme  Fichtes  zu  der  Frage,  welche  Ge- 
wandung, welche  Form  ein  Staatswesen,  das  seinen  For- 
derungen entspricht,  tragen  soll. 

Wie  hat  er  sich  zu  Einheits-, 'Bundesstaat  und  Staatenbund 
gestellt,  inwiefern  ihnen  Berechtigung  zuerkannt?  Soweit  Fichte 
dieser  Frage  überhaupt  entscheidende  Bedeutung  beigelegt  hat, 
entspricht  es  seinen  Ideen,  wenn  er  die  Aufhebung  der  Viel- 
staaterei,  den  Einheitsstaat  fordert.  In  diesem  Sinne  fordert 
er1  in  den  „Dialogen"  die  Aufhebung  jedes  Einzelstaates,  vor 
allem  Preußens;  „die  Absonderung  der  Preußen  von  den 
übrigen  Deutschen  ist  künstlich,  gegründet  auf  willkürlich  und 
durch  das  Ungefähr  zustande  gebrachte  Einrichtungen".  Jede 
dynastische  Vermittlung  durch  einen  Partikularstaat  wird  von 
Fichte  abgelehnt.  Der  Deutsche  wird  zum  Preußen  erst  durch 
den  Deutschen,  nicht  umgekehrt.  Auch  in  den  „Reden  an  die 
deutsche  Nation"  redet  Fichte  vom  Einheitsstaat,  den  er  nur 
in  republikanischer,  nicht  monarchischer  Form  gelten  läßt.  Es 
wäre  ein  großes  Mißgeschick,  „falls  die  vorausgesetzte  Einheit 
nicht  etwa  selbst  die  republikanische,  sondern  die  monarchische 
Form  getragen  hätte"2.  „Jeder  Edle  über  die  ganze  Oberfläche 
des  gemeinsamen  Bodens  hinweg  hätte  sich  dagegen  stemmen 
müssen."  Durch  eine  monarchische  Alleinherrschaft  darf  der 
deutsche  Einheitsstaat  nicht  verwirklicht  werden,  und  dieses 
Moment  führt  auf  weiteres ;  für  Fichte  stand  nicht  die  deutsche 
Einheit  als  solche  im  Mittelpunkt  seines  Strebens,  sondern  es 
gilt  ihm,  noch  etwas  Höheres  zu  erreichen;  entscheidenden  Wert 
hat  er  nicht  auf  die  Form  des  Reiches  gelegt;  diese  war  ihm 
nur  das  äußere  Mittel,  die  das  innere  Wesen  möglichst  rein  und 
einheitlich  in  Erscheinung  treten  lassen  sollte.  Fichte  ist 
nicht,  auch  nicht  1813,  als  er  die  Teilnahme  am  Kriege  als  die 


1  Nachgelassene  Werke  Bd.  3,  S.  232;  siehe  auch  Meinecke  a.a.O.  S.  99. 

2  Bd.  7,  S.  393. 
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erste  Bedingung1  der  deutschen  Einheit  bezeichnete  und  for- 
derte, ein  Verfechter  des  Einheitsstaates  im  modernen  Sinne 
gewesen.  „Die  Einheit  des  Deutschen  Reiches  arbeitet  an  der 
Bildung  der  Nation  und  damit  über  diese  hinaus  an  der  Mensch- 
heit."2 In  diesem  Sinne  forderte  Fichte,  daß  die  Einzelstaaten,  in 
die  Deutschland  zur  Zeit  verfalle,  als  bloße  Mittel  zum  höheren 
Zwecke  wegfallen  müßten3.  So  mußte  Fichte  zum  Hohn  jeder 
realpolitischen  Auffassung  das  Postulat  zur  Reichseinheit  er- 
gehen lassen,  nicht  auf  Grund  einer  historischen  Orientierung, 
sondern  basierend  auf  den  durch  den  Menschheitsgedanken 
organisch  zusammengefaßten  Begriff  der  Nation,  und  so  wen- 
dete er  sich  an  die  Deutschen  als  das  Urvolk,  das  den  Volks- 
geist am  reinsten  verkörpert,  das  berufen  ist,  das  Reich  der 
sittlichen  Autonomie  zu  verwirklichen.  „In  ihnen  soll  das 
Reich  ausgehen  von  der  ausgebildeten  persönlichen  individuellen 
Freiheit;  nicht  umgekehrt;  von  der  Persönlichkeit  gebildet  fürs 
erste  vor  allem  Staate  vorher,  gebildet  sodann  in  den  einzelnen 
Staaten,  die  als  bloßes  Mittel  zum  höheren  Zwecke  wegfallen 
müssen.  Und  so  wird  von  ihnen  aus  erst  dargestellt  werden 
ein  wahrhaftes  Reich  des  Rechtes,  wie  es  noch  nie  in  der 
Welt  erschienen  ist,  in  aller  Begeisterung  für  Freiheit  des 
Bürgers,  die  wir  in  der  alten  Welt  erblicken  ohne  Aufopferung 
der  Mehrzahl  der  Menschen  als  Sklaven.  Für  Freiheit,  ge- 
gründet auf  Gleichheit,  alles  dessen,  was  Menschenangesicht 
trägt;  nur  von  den  Deutschen  kann  die  Erfüllung  dieser  Auf- 
gabe erwartet  werden,  ein  anderes  Element  ist  für  die  Ent- 
wicklung der  Menschheit  nicht  da."45    Fichte  faßt  hier  in 

1  „Wer  den  gegenwärtigen  Krieg  nicht  mitführen  hilft,  wird  durch 
kein  Dekret  dem  deutschen  Volke  einverleibt  werden  können." 

2  Nachgelassene  Werke  Bd.  3,  S.  233. 

3  Bd.  4,  S.  423;  Bd.  7,  S.  547,  573. 

4  Vermächtnis  Bd.  7,  S.  573. 

5  Wenn  Windelband  a.  a.  0.  S.  22  davon  spricht,  daß  Fichte  den 
Irrtum  beging,  aus  dem  Weltbürgertum  heraus  unseren  Nationalcharakter 
zu  erklären,  so  ist  dem  entgegenzuhalten,  daß  von  einem  Irrtum  nur  bei 
einer  streng  geschichtlichen  Auffassung  gesprochen  werden  kann.  Daß 
Fichte  selbst  aber  den  Begriff  der  Nation  nie  als  eine  historische  Größe 
gefaßt  hat  oder  hätte  fassen  können,  daß  er  sich  vielmehr  als  ein  inte- 
grierender Bestandteil  der  metaphysischen  Steigeruno-  des  Freiheitsgesetzes 
darstellt,  geht  aus  den  obigen  Ausführungen  hervor. 
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seiner  letzten  Schrift  bei  Begründung  des  Einheitsstaates  das 
apriorische  Postulat  einer  universalen  autonomen  Menschheits- 
idee verklärter  denn  je;  selbst  die  scheinbar  am  leichtesten  ver- 
ständlichen „Beden  an  die  deutsche  Nation"  beruhen  so  sehr 
auf  diesem  Fichte  ganz  eigentümlichen  Element,  daß  ein  Ver- 
ständnis ohne  dieses  spekulative  Moment  als  aussichtslos  er- 
scheint; als  die  Versuche  naturrechtlich  die  Einheit  des  Volkes 
zu  begründen  von  Fichte  überwunden  waren,  als  die  soziale 
Einbezogenheit  der  Individuen  neue  Werte  erschuf,  so  ist  doch 
die  Substanz,  die  erst  den  Persönlichkeitsbegriff,  später  neue 
Totalitäten  erzeugte,  stets  die  gleiche. 

Von  größerem  Interesse  und  auch  von  Fichte  klarer  heraus- 
gearbeitet als  die  Frage  der  Struktur  des  deutschen  Staates, 
ist  die  der  Verfassung.  Als  die  einzige  staatliche  Konstitution, 
die  der  Aufgabe,  die  ihr  gestellt,  nämlich  der  Realisierung  der 
Freiheit  und  Gleichheit  der  Menschen  auf  Erden  gerecht  wird, 
kann  eine  Verfassung  naturnotwendig  nur  anerkannt  werden, 
die  —  im  Fichteschen  Sinne  —  allein  demokratischen  Charakter 
trägt,  aus  deren  Formung,  wie  gezeigt,  ein  sozialer  Einschlag 
sich  herauskristallisiert,  der  die  Demokratie  zu  einer  spezifisch 
sozialen  stempelt,  indem  der  Staat  für  die  wesentlichen  Lebens- 
und Entwicklungsmöglichkeiten,  vor  allem  für  das  Recht  auf 
Arbeit  und  Existenz,  volle  Gewähr  übernehmen  muß1. 

Es  ist  nun  eigentümlich  und  doch  begreiflich,  daß  Fichte 
in  Verfolgung  dieser  Tendenz  den  negativ  kritischen  Teil  als 
das,  dessen  Vorhandensein  das  freie  Gemeinschaftsleben  beein- 
trächtigte, mit  viel  größerer  Einheitlichkeit  und  Intensität 
ausbaute,  als  das  Ideal,  das  dessen  Stelle  einnehmen  sollte. 
Hier  sind  die  immer  neu  auftauchenden  Zweifel,  hier  ist  die 
langsame  Umbildung  des  Systems  in  reineren  Konturen  er- 
halten als  bei  der  stets  von  demselben  Feuer  getragenen 
Kampfansage  an  die  monarchisch  oder  aristokratisch  gefärbten 
Verfassungen.  Die  Problemstellung  ist  durch  die  Urforderung 
jeder  demokratischen  Verfassung  der  nach  Verwirklichung 
strebenden  Freiheit  und  Gleichheit  aufgedeckt;   diese,  ins 


1  Bd.  6,  S.  102. 
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politische  Leben  übertragen,  fordern  als  substantielles  Element 
die  Negierung  jeder  Bevormundung. 

Hier  ist  ein  Punkt,  an  dem  Fichte  nie  gedeutelt,  der 
stets  mit  derselben  Schärfe  behandelt  wird.  Fichte  muß 
trotz  des  Bemühens,  die  soziale  Erscheinung  als  solche  zu 
rechtfertigen,  die  ganze  Einrichtung,  lediglich  als  geheiligt 
durch  die  Tradition,  verdammen  und  bezeichnet  deren  Be- 
seitigung als  eine  der  ersten  Bedingungen,  ohne  die  das 
Staatswesen  nicht  zu  gesunden  vermag.  Was  Fichte  umge- 
stalten will,  was  Fichte  zum  Vorwurf  macht,  ist  die  unwürdige 
Behandlung  des  Volkes l,  aus  dem  die  besten  Kräfte  geboren, 
die  aber  durch  das  Bildungsmonopol  der  sogenannten  höheren 
Klassen  gehemmt  werden,  dieselben  zu  entfalten.  Aus  diesem 
Ethos  heraus,  das  die  auf  nicht  natürlichen  Eigenschaften  be- 
ruhenden Ungleichheiten  beseitigen  will,  erklärt  sich  notwendig 
Fichtes  Stellung  nicht  nur  zu  der  Monarchie  als  solche,  sondern 
auch  zu  den  einen  aristokratischen  Einschlag  aufweisenden  Ver- 
fassungen. Schon,  in  der  „Rede  zur  Zurückforderung  der  Denk- 
freiheit von  den  Fürsten  Europas"  beharrt  er  auf  dem  rein  nega- 
tiven Standpunkt  des  Nichtanerkennens  eines  nicht  durch 
geistige  Anlagen  qualifizierten  Menschen  über  das  eigene  Ich. 
„Fürsten,  daß  Ihr  nicht  unsere  Plagegeister  sein  wollt,  ist  gut, 
daß  Ihr  unsere  Götter  sein  wollt,  ist  nicht  gut.  Warum  wollt 
Ihr  Euch  nicht  entschließen,  zu  uns  herabzusteigen,  die  Ersten 
unter  Gleichen  zu  sein"  —  „Fürst,  Du  hast  kein  Recht,  unser 
Recht  zu  erdrücken,  und  wozu  Du  kein  Recht  hast,  das  sollst 
Du  nicht  tun,  und  wenn  die  Welt  untergehen  sollte;  dafür 
wird  der  sorgen,  der  uns  die  Rechte  gab,  die  Du  nicht  re- 
spektiertest." Die  absolute  Monarchie  ist  für  ihn  eine  Staäts- 
form.  die  dem  Postulat  seines  innersten  Wesens  widerspricht, 
weil  sie  die  Freiheit  des  Menschen  untergräbt,  ihre  Entfaltung 
zu  verhindern  trachtet2.   „  Wagt's,  den  Fürsten,  der  Euch  be- 

1  Bd.  7,  S.  430. 

2  Bd.  6,  S.  283.  „Es  ist  wahr,  Ihr  Fürsten,  Ihr  seid  erhabene  Per- 
sonen, nieht  als  beglückende  Schutzgeister  der  Menschheit,  sondern  wegen 
des  erhabenen  Auftrages,  die  Rechte  der  Menschen  zu  beschützen,  die 
Euch  Gott  gab.  Wegen  der  Menge  schwererund  unerläßlicher  Pflichten; 
Ihr  könnt  Euch  um  die  Menschheit,  gegen  die  Ihr  überhaupt  nur  Pflichten 
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herrschen  will,  zu  fragen,  mit  welchem  Recht  er  über  Euch 
herrsche.  Durch  Erbrecht?  Woher  bekam  es  denn  der,  der 
der  Erste  war,  oder  hatte  der  kein  Recht,  wie  konnte  er  ein 
Recht  vererben,  was  er  nicht  hatte?"1  Dieser  Gesichtspunkt 
mußte  Fichte  sein  Leben  lang  der  Monarchie  entfremden,  es 
ist  derselbe,  der  später  noch  klarer  formuliert  wurde  in  seinem 
Vermächtnis,  in  dem  als  das  einzige  Hindernis,  eine  vernunft- 
gemäße Verfassung  zu  verwirklichen,  der  Monarch  bezeichnet 
wird 2. 

Wenn  nämlich  für  Fichte  im  Grunde  genommen  der 
Endzweck  der  Staatsverfassung  dahin  tendiert,  die  Kultur  als 
den  Zustand  des  Menschen,  in  dem  er  immer  mehr  frei, 
d.  h.  wo  er  nur  noch  von  seinem  reinen  Ich  abhängig  ist,  zu 
fördern,  so  ist  eine  Verständigung  über  das  Wesen  der 
Monarchie  unmöglich.  Für  Fichte  ist  der  Monarch  nur  eine 
Person,  der  zwar  einmal  als  Repräsentant  seinesgleichen  die 
Rechte  seines  Volkes  gewahrt,  damit  seine  Mission  erfüllt  hat,  aber 
seiner  Bestimmung  nicht  eingedenk,  sich  unterfängt,  anstatt 
sich  der  Wahrheit  und  dem  Rechte  zu  unterwerfen,  über 
Menschen  wie  über  Eigentum  zu  schalten. 

habt,  wirklich  verdient  machen.  Ehrt  und  respektiert  die  Wahrheit  .  .  . 
jeder  Vernünftige  wird  in  Euch  um  dieses  Szepters  willen  die  Gesell- 
schaft ehren,  die  Ihr  repräsentiert,  wahrlich  nicht  Euch,  unser  ehrfurchts- 
voller Anstand  gilt  den  Repräsentanten  der  Gesellschaft,  nicht  Euch." 

1  Seine  ideale  Begeisterung  steigert  sich  so  weit,  daß  Fichte  die  re- 
gierenden Könige  im  Gegensatz  zu  dem  Postulat  des  Seinsollenden  Lumpen- 
könige nennt,  die  es  gar  nicht  wert  sind,  daß  ihnen  die  Aufgabe  über- 
tragen, eine  vernunftgemäße  Reform  durchzuführen. 

2  Sämtliche  Werke  Bd.  7,  S.  547.  „Da  wird  mir  freilich  ganz  klar, 
daß  es  zu  einem  deutschen  Volke  gar  nicht  kommen  kann,  außer  durch 
Abtreten  der  einzelnen  Fürsten.  —  Überhaupt  ist  Erblichkeit  der  Reprä- 
sentation ein  völlig  vernunftwidriges  Prinzip.  Denn  die  Bildung,  zumal 
die  höchste  hier  erforderliche,  hängt  durchaus  von  individueller  Anlage 
und  Bildung  ab  und  führt  gar  nichts  Erbliches  bei  sich.  In  dem  patri- 
archalischen Staate  ist  die  Erblichkeit  zu  Recht  bestehend,  wo  der  Sou- 
verän Herr  des  Landes  ist  und  diesen  Besitz  wie  ein  Privateigentum 
hinterläßt."  Schöner  kann  die  Auffassung  Fichtes  nicht  formuliert  werden, 
es  handelt  sich  hier  um  die  Austragung  einer  letzten  Konsequenz  eines 
im  wesentlichen  schon  vorher  in  seiner  Lehre  ausgesprochenen  Gedankens. 
Jede,  den  Charakter  einer  erblichen  Monarchie  tragende  Konstitution  er- 
scheint im  Widerspruch  zu  der  Fichte  elementar  erscheinenden  Lebensform 
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Dazu  kam  noch  ein  ihn  in  der  Verfolgung  dieser  Absichten 
bestärkendes  anderes  Moment;  während  in  der  französischen 
Revolution  eine  vollständige  Umwertung  der  Begriffe  sich  voll- 
zog, waren  die  Freiheitsbestrebungen  auf  dem  sonstigen  Kon- 
tinent recht  sekundärer  Natur,  und  es  schien,  als  ob  die 
Stagnation  der  im  wesentlichen  doch  nur  den  Charakter  der 
absoluten  Monarchie  tragenden  Staatsverfassungen  sich  ver- 
ewigen sollte.  Wenn  nun  Fichte  sich  auch  damals  noch  über 
die  Schwierigkeiten  der  Realisierung  der  ihm  vollendet  er- 
scheinenden Staatsform  klar  war,  so  mangelt  es  doch  jetzt  an 
einer  Wesensbedingung  des  Zurechtbestehens  einer  Verfassung, 
die  doch  als  solche  das  Prinzip  innerer  Veränderung  und  Ver- 
besserung in  sich  tragen  müsse.  Das  Gegenteil  schien  ihm 
der  Fall,  die  Verfassung  erscheint  nur  als  die  rechtfertigende 
Grundlage  für  willkürliche  Eingriffe  des  Fürsten,  der  das 
Grundgesetz  des  Menschen,  der  Unterwerfung  nur  unter  dem 
von  dem  eigenen  Ich  diktierten  Freiheitsbegriff,  sabotiert. 

So  begründet,  so  rechtfertigt  er  die  Staatsumwälzung, 
steigert  das  Verlangen  zur  Pflicht,  zur  Sühne  für  die  Pflicht- 
verletzung des  Fürsten.  Es  ist  nämlich  der  denkmöglichste 
Tiefstand  der  Kultur,  in  dem  die  Menschheit  auf  sich  selbst 
Verzicht  leistet;  denn  das  freiwillige  oder  erzwungene  Unter- 
werfen des  freien  Menschen  unter  den  Willen  eines  doch 
nur  Gleichberechtigten,  das  „Du  bist  mein",  ist  ein  Wider- 
spruch gegen  das  Recht  der  Menschheit  an  sich.  Es  ist  die 
Sklaverei  in  der  ganzen  Bedeutung  des  Wortes.  „Die  Völker 
sind  ja  nicht  Eigentum  der  Fürsten,  der  Fürst  gehört  seiner 
Nation  vielmehr  ebenso  an,  wie  sie  ihm  angehört.  Ihre  ganze 
Bestimmung  im  ewigen  Rate  der  Gottheit  ist  in  seine  Hände 
niedergelegt  und  er  ist  dafür  verantwortlich."  So  heißt  es  in 
seinem  Machiavelli- Aufsatz1,  in  realpolitischer  Hinsicht  das 
Tiefste,  was  wir  aus  seiner  Feder  besitzen.  Und  es  ist  inter- 
essant und  charakteristisch,  daß  Fichte  in  dem  Momente,  in 
dem  er  absah  von  allen  theoretischen  Ausführungen,  Gedanken 
aussprechen  konnte,  die  in  ihrer  Schärfe  die  wesentlichen 
Punkte  berühren,  an  deren  Nichtbeobachtung  moderne  Staats- 


1  Nachgelassene  Werke  Bd.  3,  S.  246. 
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formen  zerbrochen  sind.  Das  Fürstentuni  soll  sich,  wenn  es 
den  berechtigten  Kern  wahren  will,  auffassen  als  ein  von  dem 
Volksgeist  getragenes  Organ.  Die  stets  vorhandene,  bisweilen 
vertuschte  Krise  zwischen  Volk  und  Fürst  wird  durch  die 
Einheit  des  beide  verbindenden,  in  der  tiefsten  Wurzel  gemein- 
samen, transzendentalen  Freiheitsbegriffes  gelöst. 

Dieses  stets  ausdrücklich  oder  konkludent  in  Erscheinung 
tretende,  die  ganze  Lebensführung  beherrschende  Freiheits- 
und Gleichheitsprinzip  ruht  auf  demokratischer  Grundlage1. 
Gemeinsame  Durchdringung  des  Staates  seitens  aller  freien 
Menschen,  eine  Genossenschaft  aller  Staatsbürger,  ist  das 
eigentliche  Ziel,  soweit  von  einem  solchen  gesprochen  werden 
darf,  dem  der  Staat  zustreben  soll,  um  letzthin  sich  selbst 
zu  negieren. 

Aus  diesem  Grunde  war  für  Fichte  die  monarchische 
Staatsform  zu  verwerfen.  Er  kennt  nur  rein  menschliche 
Qualifikationen  an,  die  eine  graduelle  Differenzierung  zulassen, 
und  in  der  Durchführung  dieses  Gedankens  gibt  Fichte  seiner 
Lehre  einen  rein  monarchischen  Zuschnitt,  ohne  den  demo- 
kratischen Prinzipien  untreu  werden  zu  müssen;  hier  liegt 
der  Grund,  der  Fichtes  politische  Ideen  in  dieser  Beziehung 
oft  so  mißverstehen  läßt  und  der  es  .vor  allem  gebietet,  diese 
Gedanken  stets  in  Beziehung  zu  dem  Ganzen  zu  setzen;  denn 
aus  dem  Zusammenhang  genommen  ergeben  sich  unhaltbare 
Widersprüche.  „Erziehung  und  Freiheit  ist  die  erste  Pflicht 
des  Zwingherrn,  Vererbung  der  Gewalt  geht  gar  nicht.  Also 
her  einen  Zwingherrn  zur  Deutschheit,  wer  es  sei,  mache  sich 
unser  König  das  Verdienst,  nach  seinem  Tode  einen  Senat; 
da  kann  es  sogleich  im  Gange  sein."  Meinecke  hat  schon 
richtig  interpretiert,  als  er  das  „Es"  mit  Erziehung  zur  Frei- 
heit übersetzte,  der  König  als  Zwingherr  eingesetzt  soll  die 
Freiheit  realisieren,  um  den  Weg  zur  Bepublik  zu  ebnen,  die 
nach  seinem  Tode  verwirklicht  wird2.  Fichte  ist  hier  willens, 


1  Auch  scheinbar  mit  dieser  Deutung  nicht  übereinstimmende  Äuße- 
rungen Fichtes,  wie  in  der  Tlektoratsrede  (1811),  lösen  sich  unter  den 
hier  zugrunde  gelegten  Voraussetzungen  auf. 

2  So  darf  der  Treitschkesche  Interpretationsversuch,  „Historische 
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für  eine  bestimmte  Situation  dem  Staate  eine  monarchische 
Spitze  zu  geben,  die  die  Errichtung  des  Bndzieles  beschleunigen 
soll.  Fichtes  Zwingherr  zur  Deutschheit  ist  verfassungspoli- 
tisch ganz  untergeordneter  Bedeutung  und  rechtfertigt  keines- 
wegs das  unhaltbare  Verlangen,  um  der  monarchischen  Spitze 
des  demokratischen  Gedankens  willen  ihn  aus  der  Reihe  der 
Vertreter  derselben  zu  streichen.  Der  Zwingherr,  der  Zwangs- 
mittler zur  Freiheit  ist  aus  derselben  Tendenz  geboren,  die 
gegebenenfalls  die  ärgsten  Zwangsmittel  im  Staate  rechtfertigt 
und  zu  einer  —  im  Sinne  von  Tüchtigkeit  —  aristokratischen 
Ausgestaltung  der  Verfassung  führt. 

Fichte  verlangt  bereits  im  „ Naturrecht daß  die  Exekutive 
mit  monarchischen  Funktionen  versehen  werden  müßte,  die 
wiederum  durch  ein  Ephorat  in  Ausführung  des  allein  gesetz- 
gebenden Volkswillens  kontrolliert  werden  solle1.  Weil  der 
Begriff  der  Freiheit  als  gleichbedeutend  mit  dem  Leben  in 
der  rein  sittlichen  Welt  die  höchsten  Anforderungen  stellt, 
weil  reine  Demokratie  im  Sinne  voller  Autarkie  nur  im  höchsten 
Stadium  der  Vollendung  realisierbar  erscheint,  deswegen  die 
Teilung  der  Gewalten,  wovon  eine,  die  supremste,  das  Volk, 
den  andern  erst  Gehalt  und  Bedeutung  verleiht.  Fichte  wendet 
sich,  'gleich  Aristoteles,  nur  gegen  die  Auswüchse  der  Demo- 
kratie, insofern  sie  extrem  alle  Ausleseprinzipien  inhibiert  und 
den  Staat  den  schwankenden  Leidenschaften  von  Volksver- 

und  politische  Aufsätze"  Bd.  1,  S.  136,  als  auf  einem  Mißverständnisse 
beruhend,  nicht  akzeptiert  werden,  der  Fichte  hiermit  endgültig  mit  den 
alten  Überlieferungen  brechen  sieht;  jetzt  sei  der  König  von  Preußen 
als  der  Zwingherr  der  Deutschen  an  die  Spitze  des  gesamten  Vaterlandes 
gestellt.  Fichte  sei  der  erste  Verkünder  jener  Ideen,  die  heute  Deutsch- 
lands nationale  Parteien  bewegen,  gewesen.  Das  ist  meines  Erachtens 
nicht  der  Fall;  Fichte  ist  nie  der  Verkünder  nationaler  Ideen  im  modernen 
Sinne  gewesen,  sondern,  wie  aus  den  obigen  Ausführungen  hervorgeht, 
konnte  es  für  Fichte  keinen  Kosmopolitisnms  überhaupt  geben,  sondern  für 
ihn  mußte  in  Wirklichkeit  der  Kosmopolitismus  notwendig  Patriotismus 
werden;  insoweit  ist  der  nationale  Gedanke  noch  nicht  in  voller  begriff- 
licher Schärfe  erfaßt;  siehe  die  Dialoge,  Nachgelassene  Werke  Bd.  3, 
S.  129.  Eine  derartige  Konstruktion  ist  nur  unter  Loslösung  von  den 
Voraussetzungen  möglich  und  ist  nicht  geboten:  siehe  Bauch,  Der  Begriff 
der  Nation,  1916. 

1  Siehe  Windelband,  Geschichte  der  Philosophie. 
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Sammlungen  preisgibt.  „Die  Gemeinde  sollte  über  die  Ver- 
waltung des  Rechtes  ihr  eigener  Richter  sein;  eine  solche 
Verfassung,  die  demokratische  in  ihrer  eigentlichen  Bedeutung 
des  Wortes,  wäre  die  allerunsicherste,  die  es  geben  könnte, 
indem  man  nicht  nur,  wie  außer  dem  Staate,  immerfort  Ge- 
walttätigkeiten aller  gegen  alle,  sondern  von  Zeit  zu  Zeit 
auch  die  blinde  Wut  eines  gereizten  Haufens,  der  im  Namen 
des  Gesetzes  ungerecht  verführe,  zu  fürchten  hätte." 1  Die 
Gemeinde  als  Masse  ohne  Differenzierung  ist  wider  die  Ver- 
nunft. Hier  ist  der  Demagoge  der  Mann,  der  in  dem  Mittel 
der  Umwerbung  der  Massen  am  unbedenklichsten  ist;  eine 
Idealisierung  ist  zweckloser  Selbstbetrug2.  Vielmehr  verlangt 
die  strenge  Deduktion  die  absolute  Notwendigkeit  einer  Re- 
präsentation aus  freier  Vernunft  —  „nur  der  gesetzlose  Haufe 
begeht  Ausschweifungen,  nicht  der  unter  einem  Gesetze  sich 
versammelnde  und  in  gewissen  Formen  beratschlagende".  — 
Die  Gemeinde  muß  sich  gliedern,  muß  die  Verwaltung  der 
öffentlichen  Macht  veräußern  und  sie  auf  eine  oder  mehrere 
Personen  übertragen.  Der  Fundamentalsatz  jeder  vernunft- 
gemäßen Staatsverfassung,  auf  den  das  Postulat  Fichtes 
hinausläuft,  ist  der,  daß  die  exekutive  Gewalt,  worunter  er 
die  richterliche  und  ausübende  im  engeren  Sinne  versteht, 
und  das  Recht  der  Aufsicht  und  Beurteilung,  das  Ephorat 
im  weitesten  Sinne,  getrennt  sei;  wie  die  exekutive  Gewalt 
gestaltet  sei,  ob  es  sich  um  eine  Demokratie  mit  Repräsentativ- 
verfassung, um  eine  mit  aristokratischen  oder  monarchischen 
Elementen  gefärbte  Staatsform  handelt,  das  ist  für  Fichte 
im  „Naturrecht"  eine  Frage  sekundärer  Natur3.  Hier  hat 
nicht  eine  Regierungsform  vor  der  anderen  den  Vorzug,  hier 
entscheidet  nicht  die  Theorie,  sondern  die  Politik. 

Auch  dieser  Zug  charakterisiert.  Die  Forderung  der  Tren- 
nung der  Gewalten,  die  sich  sehr  erheblich  von  der  von  Montes- 


1  Naturrecht  Bd.  3,  S.  158. 

2  Siehe  hierzu  Max  Weber,  Parlamentarismus  und  Regierung  S.  110  ff. 

3  Bd.  3,  S.  163,  192.  Ahnlich  hatte  schon  zuvor  Kant  die  nähere 
Ausgestaltung  der  von  ihm  geforderten  republikanischen  Verfassung,  die 
für  ihn  nur  das  Charakteristikum  der  Repräsentativversammlung  besitzen 
mußte,  den  gegebenen  Verhältnissen  überlassen. 
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quieu  formulierten  unterscheidet,  beruht  nicht  auf  historischer, 
kritischer  Untersuchung,  sondern  wieder  auf  dem  autonomen 
Freiheitsbegriff.  So  wie  jedes  Beisammensein  mehrerer  in  Frei- 
heit nur  durch  Selbstbeschränkung  möglich  erscheint,  so  ver- 
langt eine  vernunftgemäße  Verfassung,  gerade  um  diesen  Be- 
griff realisieren  zu  können,  eine  derartige  Gliederung  und 
Trennung  der  Gewalten,  deren  Einzelheiten  der  Beschaffenheit 
jedes  Landes  überlassen  bleiben  müssen.  Das  Volk  als  Ganzes 
ist  souverän  und  muß  es  bleiben,  muß  um  der  Freiheit  willen 
den  Willen  abtrennen  und  übertragen  an  eine  nicht  willkürlich 
absetzbare  und  mit  umfangreichen  Kompetenzen  versehene  Exe- 
kutive. Bleibt  aber  beim  Volk  die  originäre  Gewalt,  so  ist  der 
Schluß  Fichtes  nur  folgerichtig,  der  ein  Kontroll-  und  Auf- 
sichtsorgan, und  da  das  Volk  als  Masse  nicht  ausübungsfähig 
ist,  einen  gesonderten  Stand,  das  Ephorat,  fordert,  das  mit 
rein  negativen  Funktionen  versehen  durch  Interdikt  den  Ma- 
gistrat der  verfassungsmäßigen  Befugnisse  entkleiden  kann. 
Entstehen  Streitigkeiten  zwischen  den  Ephoren  und  der  Ober- 
gewalt, so  versammelt  sich  das  Volk  und  entscheidet  durch 
autoritativen  Machtspruch  den  Zwist.  Keineswegs  darf  aber 
der  Exekutive  zuviel  Machtkompetenzen  an  die  Hand  gegeben 
werden;  denn  dann  würde  der  Gemeinde  ein  nahezu  gleich- 
starker Wille  gegenüberstehen  und  die  originäre  Gewalt  des 
Volkes  wäre  vernichtet.  Somit  gehört  zu  einer  rechtmäßigen 
Konstitution  neben  dem  Träger  der  Staatsgewalt,  dem  Volke, 
eine  gehörig  konstituierte  verantwortliche  exekutive  Macht  und 
ein  Ephorat,  gegen  deren  Omnipotenz  sich  der  geringste  Un- 
gehorsam als  Gewalttätigkeit  darstellt.  Das  Volk  als  Ganzes 
steht  im  Mittelpunkt;  die  Zusammenkünfte  der  Gemeinde  hält 
Fichte  ähnlich  Rousseau  nur  in  kleinen  Staaten,  besonders 
in  republikanischen,  für  möglich,  wo  die  Volksmenge  nicht  sehr 
zerstreut  wohnt,  wo  man  leicht  und  ohne  Zeitverlust  sich  ver- 
sammelt und  auch  die  Staatsgewalt  leicht  und  einfach  zu  über- 
sehen ist1.  Auch  in  größeren  Staaten  darf  trotz  der  vorge- 
schlagenen Kompetenzverteilung  die  Mitwirkung  der  Gemeinde 
nicht  ausgeschlossen  werden,  das  Referendum  muß  möglich 


J  Bd.  3,  S.  170. 
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gemacht  werden,  und  zwar  so,  daß  wirklich  große  Haufen  des 
Volkes  hier  und  da  auf  dem  Platze  zusammenkommen1.  So 
tief  wurzelt  der  Gedanke  der  Volkssouveränität  bei  Fichte,  daß 
er  als  Hauptmaxime  seiner  vernunftgemäßen  Konstitution  eine 
aktive  Tätigkeit  des  Volkes  verlangt,  die  sich  zur  Rebellion 
steigern  darf,  wenn  die  von  ihm  eingesetzten  Oberen  ihre  Macht 
mißbrauchen.  „Denn  das  Volk  ist  in  der  Tat  und  nach  dem 
Rechte  die  höchste  Gewalt,  über  die  keine  geht,  die  die 
Quelle  aller  anderen  Gewalten  und  die  Gott  allein  verant- 
wortlich ist." 

Ein  derartig  aus  der  Vernunft  deduziertes  Theorem 
erscheint  utopisch  und  unverständlich 2  und  doch  begreiflich, 
wenn  man  es  nur  nicht  von  Fichte  und  seiner  Zeit  abzulösen 
trachtet.  Fichtes  System,  besonders  in  den  neunziger  Jahren, 
wurzelt  in  dem  Zeitalter  des  Naturrechts  und  der  Verfas- 
sungsexperimente der  französischen  Revolution,  und  hier  sind 
schon  vor  Fichte  Konstruktionen  entworfen  worden,  die  mit 
der  von  Fichte  deduzierten  auffallende  Übereinstimmungen 
aufweisen,  die  somit  die  bedingenden  Umstände  der  heute 
phantastisch  anmutenden  Konstitution  erklärlich  machen,  so 
vor  allem  am  tiefsten  und  ausführlichsten  begründet  in  der 
Politica  des  Althusius,  auf  der  ihrerseits  wieder  der  Rousseau- 
sche  „Contrat  Social"  basiert3. 

1  Bd.  3,  S.  173  ff. 

2  Siehe  Medikus,  3.  Kap.  Anm. 

s  Althusius  0.  18,  §  48—122;  T.  18,  §  1—48.  U.  I.  D.  Politica. 
Methodice  Digesta  et  exemplis  sacri  et  profani  illustrata;  siehe  auch 
Gierke:  Althusius  S.  29,  295.  Nach  Althusius  hat  die  Volksgesamtheit 
die  Befugnis,  die  Verwalter  ihres  Gesamtreiches  anzustellen  und  zu  be- 
vollmächtigen und  er  kennt  zwei  Arten  von  Verwaltern  (Kap.  18,  §  48  ff  ), 
das  Ephorat  und  den  Summus  magistratus  (Kap.  19).  An  der  Spitze 
des  Staates  steht  der  Summus  magistratus,  demgegenüber  die  Ephoren 
im  Namen  des  gesamten  Volkes  dessen  Recht  zu  wahren  haben.  Auch 
Fichte  spricht  vom  Magistrat  und  dessen  Personen,  denen  die  exekutive 
Gewalt  auvertrant  wird.  Beide  sind  darüber  einig,  daß  die  Macht  des 
Volkes  ungebrochen  demselben  erhalten  bleibt;  siehe  Bd.  3,  S.  172,  174, 
177.  Differenzen  zeigen  sich  in  der  Verteilung  der  Funktionen  und  in  der 
Begründung,  in  der  Verteilung  insofern,  als  das  Schwergewicht  bei  Althusius 
bei  den  Ephoren,  den  Säulen  des  Staates,  ruht,  denen  Fichte  lediglich 
eine  negative  Rolle  zugestehen  will,   während  der  Magistrat  dement- 
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Es  handelt  sich  nicht  nur  um  eine  terminologische  Über- 
einstimmung, sondern  um  eine  Identität  in  wesentlichen  Mo- 
menten; denn  fundamentale  und  markante  Gedanken  sind  in 
derselben  Schärfe  erfaßt,  und  es  ist  nur  die  Frage,  ob  die 
Reproduktion  der  naturrechtlichen  Vertragstheorie  unmittelbar 
aus  dem  Urbild  der  Politica  entnommen  ist,  wofür  immerhin 
eine  gewisse  Wahrscheinlichkeit  spricht,  oder  ob  sie  lediglich 
eine  Umbildung  des  „Contrat  Social"  darstellt,  an  dem  aller- 
dings auch  eine  mehr  als  bloß  oberflächliche  Identität  in 
entscheidenden  Punkten  nachzuweisen  ist1.  Daß  hier  nicht 
nur  die  Doktrin  des  „Contrat  Social"  auf  Fichte  unmittelbar 
eingewirkt,  ergibt  sich  aus  folgenden  Tatsachen;  die  im  „Con- 
trat Social"  begründete  Souveränität  ist  zwar  gleich  der  des 
Althusius  unveräußerlich  und  unteilbar2;  die  Gesamtheit  be- 
sitzt allein  die  Souveränität,  aber  im  Gegensatz  zu  seinen 
Vorgängern  erklärt  Rousseau  die  Souveränität,  indem  auf  sie 
der  absolute  Souveränitätsbegriff  übertragen  wird,  für  so  un- 
umschränkt, daß  sie  durch  kein  Gesetz  und  keine  Verfassung 
gebunden  werden  kann;  die  Souveränität  ist  „irrepresentable", 
jede  Repräsentativversammlung,  auch  die  englische,  erstickt 
die  Freiheit;  das  souveräne  Volk  tritt  selbsttätig  in  periodi- 
schen Versammlungen  zusammen3.  Jede  Einsetzung  eines 
„gouvernement"  erscheint  nur  provisorisch  bis  zur  nächsten 
Volksversammlung,  wo  es  sich  von  selbst  auflöst4,  deren  Kom- 
petenzen dem  Mandanten  wieder  zufallen.  Rousseau  verwischt 
den  Gedanken  der  Gewaltenteilung 5  und  kennt  nur  ein  von 
der  souveränen  gesetzgebenden  Gewalt  verschiedenes  Voll- 


sprechend konträr  organisiert  ist,  und  anderseits  in  der  Begründung, 
als  es  bei  Althusius  keine  andere  Quelle  als  freiwilligen  Konsens  geben 
darf,  den  Fichte  vorwirft,  der  die  Übertragung  als  ein  Gebot  der  ab- 
soluten Vernunft  postuliert  und  nicht  vor  Anwendung  von  Zwangsmaß- 
regeln zurückschreckt. 

1  Die  wichtigsten  Stellen  des  Contrat  Social  (Amsterdam  1762)  stehen 
1,  Kap.  4—6-,  2,  Kap.  1—2-,  3,  Kap.  1—3, 10—11, 16;  4,  Kap.  7.  Gierke  (S.  9) 
hat  auf  diese  Gedankenassoziation  zwischen  dem  Contrat  Social  und  der 
Politica  hingewiesen,  die  Ubereinstimmung  mit  Fichte  dagegen  nicht  berührt. 

2  Siehe  2,  Kap.  1  und  3,  Kap.  6  inalienable;  2,  Kap.  2,  Indivisible; 
siehe  auch  Gierke  S.  202. 

3  3,  Kap.  13.       4  3,  Kap.  18.       5  2,  Kap.  2,  6;  3,  Kap.  1.  17. 
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streckungsorgan A,  so  daß  dem  notwendigen  Erfordernis  des 
Staates,  eine  Regierung  zu  besitzen,  Genüge  getan  ist. 

Wie  sich  aus  den  obigen  Ausführungen  ergibt,  steht  hier- 
mit Fichte  im  schroffen  Gegensatz  zu  Eousseau,  der  trotz 
der  Souveränität,  die  im  „Naturrecht"  anerkannt  ist,  die 
Übertragung  der  Ausübung  im  Gegensatz  zu  Rousseau  für 
möglich  hält  und  die  Macht  eines  dem  souveränen  Volk 
gegenüber  verfassungsmäßig  begründeten  Rechtes  eines  poli- 
tischen Faktors  im  Magistratus  und  Ephorat  anerkennt,  die 
in  dieser  Klarheit  vor  Fichte  lediglich  von  Althusius  heraus- 
gearbeitet war,  so  daß  meines  Erachtens  eine  von  dieser 
Seite  sich  vollziehende  Einwirkung  mehr  im  Bereich  der  Wahr- 
scheinlichkeit liegt,  als  wenn  sie  nur  auf  den  Rousseauschen 
„Contrat  Social"  gestützt  würde. 

Jedenfalls  handelt  es  sich  bei  Fichte  nicht  um  ein  Hirn- 
gespinst theoretischer  Abstraktionen,  sondern  um  den  Aufbau 
und  die  Eingliederung  einer  im  wesentlichen  vorhandenen  Lehre 
in  sein  System,  wobei  die  Basis  identisch  ist  und  lediglich  die 
Akzidentalien  —  und  das  nur  aus  praktischen  Erwägungen  — 
Unterschiede  aufweisen2.  Diese  schon  im  „Naturrecht"  vor- 
handene Begründung  des  demokratischen  Gedankens  erscheint 
als  die  Grundtendenz  aller  Schriften  der  neunziger  Jahre,  so 
daß  alle  Umdeutungen,  weil  sie  den  Kernpunkt  nicht  berück- 
sichtigen, mißlingen  und  damit  abgelehnt  werden  müssen.  Fichte 
lehnt  somit  die  extremen  Formen  der  Demokratie  ab.  Er 
predigte  nicht  die  Freiheit  der  Gasse,  sondern  die  Freiheit 
der  Vernunft,  realisiert  im  Ich;  deshalb  sträubt  er  sich  noch 
im  Verantwortungsschreiben,  sich  als  Demokrat  zur  Demokratie, 
die  er  terminologisch  mit  Ochlokratie  identifizierte,  zu  bekennen, 
und  seine  Freunde  machten  gelegentlich  gegenüber  ihm  er- 
hobenen Angriffen  geltend,  „daß  er  die  demokratische  Partei 
doch  nur  in  abstracto  in  Schutz  nehme"3. 

1  Hier  muß  das  souveräne  Volk  für  die  Dauer  der  Übertragung- 
seine Souveränität  abstreifen. 

2  Es  ist  aus  diesem  Grunde  nicht  zutreffend,  wenn  Lasson  (Johann 
Gottlieb  Fichte  im  Verhältnis  zu  Kirche  und  Staat)  behauptet,  daß  diese 
Konstruktion  nur  ein  leerer  Traum  ohne  irgendein  fundiertes  Element 
ist  (S.  170). 

3  Fichtes  Leben  Bd.  1,  S.  261. 
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Als  der  Freiheitsbegriff,  der  mit  dem  des  „Naturrecht41 
wie  Bruder  und  Schwester  verwandt,  sich  hinaufpotentiert 
zum  Gattungsbegriff  und  als  wahre  Freiheit  das  Leben  in 
der  Gattung  bezeichnet  wird,  von  diesem  Momente  an  muß 
Fichte  die  Deduktionen  im  „Naturrecht"  modifizieren.  Schon 
den  „Grundzügen"  liegen  nicht  mehr  oder  doch  wenigstens 
in  ganz  anderer  Form  die  im  „Naturrecht"  vertretenen  Ge- 
danken zugrunde,  so  daß  eine  einseitige  Beurteilung  nach 
demselben  noch  nicht  mit  Recht  Fichte  als  Demokraten  in 
Anspruch  nehmen  darf;  vielmehr  muß  sich  zeigen,  ob  die 
Verfassung  auch  in  der  späteren  Ausgestaltung  diese  These 
rechtfertigt.  Charakteristisch  für  die  nach  1804  erschienenen 
Schriften  ist  die  vollständige  Vernachlässigung  der  verfassungs- 
politischen Frage.  Die  Vergeistigung  des  Ichs  steht  für  ihn 
zu  sehr  im  Vordergrund  und  nur  kurze  fragmentarische  Sätze 
geben  dürftig  Aufschluß  darüber,  wie  er  sich  positiv  die 
Neu-  oder  Umgestaltung  der  Verfassung  vorgestellt  hat. 

In  den  „Grundzügen"  bereits  fordert  der  neu  erzeugte 
Gattungsbegriff,  daß  schlechthin  jedes  Individuum  bloß  als 
solches  ohne  Ausnahme  eines  einzigen  als  Mitglied  der  Gattung 
und  als  Repräsentant  anerkannt  werde;  in  zweierlei  Hinsicht 
erfolgt  gegenüber  dem  „Naturrecht"  eine  Modifizierung,  in 
der  Frage  der  Teilung  der  Gewalten,  bei  der  Beurteilung 
des  Referendums.  Die  Teilung  der  Gewalten,  die  —  im  oben 
ausgeführten  Sinne  —  dort  vorgeschlagen  wird,  erscheint  nur 
bedingt  berechtigt;  eine  andere  Lösung  wird  ihr  gleichgestellt1, 
die  eine  solche  Gliederung  vermeidet;  denn  durch  die  Über- 
tragung begeben  sich  die  freien  Mitglieder  alles  eigenen  Er- 
messens und  unterwerfen  sich  dem  Willen  ihres  Bevollmäch- 
tigten Ausschusses  oder  einzelner  Mitglieder  desselben.  Und 
daraus  ergibt  sich  eine  weitere  Folgerung;  während  es  1794 
noch  vernunftwidrig  erschien,  abgesehen  von  kleinen  Staaten, 
alle  Gewalt  in  einer  Hand  zu  vereinigen  und  deswegen  die 
Abtrennung  der  Exekutive  von  der  gesetzgebenden  Gewalt 
gefordert  wurde,  wird  jetzt  in  den  „Grundzügenu  der  Plan 
entworfen,  daß  uneingeschränkt  Zusammenkünfte  aller  mündi- 


1  Bd.  7,  S.  160. 
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gen  Glieder  der  Gesellschaft  ermöglicht  werden,  damit  das 
Grundgesetz  des  Staates,  die  gleiche  Verteilung  der  Eechte 
unter  denselben,  gewahrt  sei,  denn  die  Gleichheit  der  Menschen 
wird  durch  andere  nur  differenzierend  wirkende  Maßregeln 
durchbrochen.  Die  Konstruktion  des  „Naturrechts"  wird  hier 
bereits  unbewußt  fallengelassen  und  klar  und  deutlich  wird 
der  Gedanke  des  Volksreferendums,  aufgebaut  auf  dem  demo- 
kratischen Freiheits-  und  Gleichheitsprinzip,  ausgesprochen; 
daß  die  Durchführung  eines  derartigen  Problems  auf  technische 
Schwierigkeiten  stößt,  ist  angesichts  des  einmal  ausgesprochenen 
Gedankens  bedeutungslos.  Hier  hat  sich  bei  Fichte  mehr  und 
mehr  das  Gleichheitsprinzip  verdichtet  zu  einer  Mehrheits- 
herrschaft des  einen  Teiles  des  Volkes  über  den  andern,  der 
gegenüber  sich  jeder  einzuschränken  hat,  eine  Mehrheitsherr- 
schaft,  die  Fichte  im  „Naturrecht"  deswegen  bekämpfen  konnte, 
weil  der  Möglichkeit  der  Entartung  durch  Präventivmaß- 
nahmen, wie  eben  die  Teilung  der  Gewalten,  die  Spitze  abge- 
brochen war. 

Die  „Grundzüge"  haben  in  der  Entwicklung  der  Geschichts- 
philosophie, die  das  Stadium  des  Staates,  indem  er  sich  gegen- 
wärtig befinde,  offenlegen  sollen,  das  Ergebnis  vorbereiten 
helfen,  das  Fichte  in  der  „Hechts-  und  Staatslehre"  von  1812 
zu  dem  bewußten  endgültigen  Fallenlassen  der  Prinzipien  des 
„Naturrechts"  veranlaßte1.  Fichte  kommt  hier  bewußt  zur 
Überwindung  des  Ephorats,  nicht  etwa  aus  dem  Grunde,  weil 
die  Rechtsprinzipien  als  solche  unrichtig  seien,  sondern  weil 
die  Ausführbarkeit  an  der  Unzulänglichkeit  der  wirklichen 
Welt  scheitere.  Infolge  der  durch  die  Geschichtsphilosophie 
bedingten  mehr  empirischen  Einstellung  kommt  Fichte  aus 
demselben  Motiv,  aus  dem  er  im  „Naturrecht"  die  Exekutive 
und  das  Ephorat  verlangte,  zu  der  Forderung  der  Beseitigung 
dieser  Institutionen.  Jede  Regierung  durch  Mehrheit  der 
Stimmen  erscheint  ihm  noch  nicht  als  Gewährleistung  des  Rechts. 
„Denn  so  lange  noch  mehrere  schlechte  da  sind,  denn  gute, 
kann  man  mit  Sicherheit  darauf  rechnen,  daß  nicht  der  Vor- 

1  Siehe  hierzu  treffend  Medikus,  Fichte  als  Anhänger  und  Kritiker 
des  Völkerbundsgedankens.  Zeitschrift  für  Völkerrecht  Bd.  1,  Heft  2/3, 
S.  142. 

Leibholz,  Fichte.  a 
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schlag  der  Weisen  und  Guten,  sondern  der  des  Unweisen  die 
Majorität  für  sich  erhält."  1  Aus  diesem  Grunde,  der  Unzu- 
länglichkeit der  Realitäten,  die  die  Entartung  der  Demokratie  — 
wie  er  es  im  „Naturrecht"  gedacht  —  nicht  zu  verhindern 
vermag,  die  die  Differenzierung  der  Menschen  nicht  gewähr- 
leistet, kommt  er  zur  Verwerfung  dieser  im  Grunde  ganz 
rechtmäßigen  Einrichtungen.  Denn  eine  reine  Demokratie 
ist  für  Fichte  keine  Rechtsverfassung 2.  Dieses  Moment  ver- 
bindet das  „Naturrecht"  mit  der  „Rechtslehre",  um  der  Demo- 
kratie willen  im  „Naturrecht"  die  Gewaltenteilung,  die  die 
Kultur  zur  Freiheit  gewährleisten  kann  und  darf,  um  der 
Demokratie  willen  die  Verwerfung  dieser  dort  vorgeschlagenen 
Institutionen  in  der  „Rechtslehre",  weil  Fichte  zu  der  Er- 
kenntnis gekommen,  daß  in  dieser  Entwicklungsstufe  die 
Durchsetzung  der  Rechtsprinzipien  keine  Garantie  dafür  gibt, 
daß  die  aristokratische  Form  der  Demokratie  gewahrt  bleibt. 

Aus  dem  gleichen  Grunde  gehört  Fichte  in  den  letzten 
Lebensjahren  zu  den  schärfsten  Kritikern  des  Revolutionsge- 
dankens und  insbesondere  der  französischen  Revolution:  „Der 
Weg  der  Revolution  ist  darum,  ehe  nicht  eine  gänzliche 
Umkehrung  stattfindet,  mit  Sicherheit  anzusehen  als  der, 
statt  eines  Übels  ein  anderes  und  gewöhnlich  ein  noch  größeres 
zu  erhalten."  3  Die  Revolution  unterbricht  dann  den  ruhigen 
Verlauf  in  der  Entfaltung  des  geistigen  Lebens  und  wirkt  nur 
zerstörend. 

Es  fragt  sich  aber  noch,  ob  Fichte  in  seinen  letzten 
Schriften  nur  negativ  frühere  Gedanken  abgelehnt  hat  oder 
ob  er  selbst  den  Weg  zeigt,  der  die  Durchführung  des  demo- 
kratischen Gedankens  auch  jetzt  noch  ermöglicht.  Fichte  hat 
sich  in  der  „Rechtslehre"  durchgerungen  zu  der  Ansicht,  daß 
die  Konstituierung  einer  Verfassung  nicht  durch  menschliche 
Freiheit  zu  lösen  ist.  „Es  ist  darum  eine  Aufgabe  an  die 
göttliche  Weltregierung.  Von  der  Lösung  dieser  Aufgabe 
hängt  überhaupt  ab  die  Gerechtigkeit  im  Staate;  diese  ist 


1  Nachgelassene  Werke  Bd.  2,  S.  634. 
8  Nachgelassene  Werke  Bd.  2,  S.  628. 
3  Nachgelassene  Werke  Bd.  2,  S.  634. 
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druni  auch  eine  Aufgabe  der  göttlichen  Weltregierung.0 1 
Bei  ihr  steht  der  Ausweg,  der  allein  aus  dem  Chaos  zu  führen 
vermag,  das  Problem  ist  letzthin  transzendenter  Natur.  Nicht 
als  ob  nun  die  Menschen  verzweifeln  sollten,  aber  eine  Lösung 
des  Problems  im  gegenwärtigen  Zeitalter  erscheint  nicht  möglich, 
„aber  das  im  Menschen  wirkende  Göttliche  hält  die  Bedingung 
in  vorwärtsstrebender  Bewegung".  Der  Fortschritt  in  Ver- 
stand und  Sittlichkeit  setzt  die  Bedingung  des  Mitfortschreitens 
der  Nation:  die  innere  Autonomie  führt  zugleich  zur  äußeren 
Freiheit  und  Fortentwicklung.  So  wie  Fichte  aus  diesem 
Motiv  die  Frage  des  Einheitsstaates  unentschieden  ließ,  so 
kann  er  jetzt  zur  Aufstellung  eines  Idealstaates  kommen,  zu 
dem  die  göttliche  Weltregierung  den  Menschen  hinlenkt.  Die 
aristokratische  Tendenz  des  Demokraten  erhält  eine  absolu- 
tistische Färbung.  Der  höchste  menschliche  Verstand  soll 
herrschen,  der  Lehrstand  soll  aus  seiner  Mitte  zum  Herrscher 
den  durch  den  höchsten  Verstand  qualifizierten  Menschen 
wählen;  ob  eine  physische  Person  oder  ein  Senat,  ist  nicht 
entscheidend,  dessen  Beschluß  unterliegt  keiner  Appellation. 
Die  Lehrer  herrschen  über  die  durch  Lehrer  Gebildeten,  den 
arbeitenden  Staat.  Dieser  Idealstaat,  ähnlich  dem  Piatos, 
in  dem  die  Herrschaft  des  Philosophen  postuliert  wird,  mit 
dem  Unterschied,  daß  die  platonische  Forderung  für  Fichte 
nur  Mittel  zum  Zweck,  nicht  Selbstzweck  ist,  verläßt  in  dieser 
Gestalt  jeden  realen  Boden  und  gibt  somit  auch  die  demo- 
kratischen Verfassungsprinzipien  preis.  Aber  es  ist  zu  be- 
achten, daß  die  Negation,  die  Verwerfung  der  Teilung  der 
Gewalten  aus  urdemokratischen  Motiven  erwachsen  ist  und 
daß  im  letzten  Grunde  die  Preisgabe  der  demokratischen 
Verfassungsprinzipien  die  Austragung  einer  Konsequenz  ist,  die 
die  aristokratische  Gestaltung  des  demokratischen  Gedankens 
bei  Fichte  gefordert  hat. 

Zweifellos  haben  aber  anderseits  bei  dieser  letzten  von 
Fichte  gezogenen  Folgerung  die  zwar  unpolitisch  gemeinten, 
aber  doch  stets  im  politischen,  und  zwar  demokratischen,  ja 
sogar  kommunistischen  Sinn  wirkende  Ideen  des  Christentums 


1  Nachgelassene  Werke  Bd.  2,  S.  635. 
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ihren  Anteil;  ob  bewußt  oder  unbewußt,  kann  dahingestellt 
bleiben.  Das  Christentum  war  aus  der  transzendenten  Ein- 
stellung heraus  notwendig  ein  Förderer  der  Vollstreckung  des 
Freiheitsgedankens  im  Fichteschen  Sinne.  „Wende  man  sich 
dann  in  Gottes  Namen  und  mit  voller  Zuversicht  an  die  armen 
Verwaisten,  an  die  im  Elende  auf  den  Straßen  Herumliegen- 
den, an  alles,  was  die  erwachsene  Menschheit  ausgestoßen  und 
weggeworfen  hat."  1  Hier  in  den  „Reden'-  sind  die  rein  christ- 
lichen Ideen  bereits  formuliert;  ihr  Einfluß  ist  es,  der  Fichte 
in  der  „Rechts-  und  Staatslehre"  später  ebenfalls  dazu  führt, 
die  Verfassungsprinzipien  preiszugeben,  primär  die  unmittel- 
bare Erfassung  der  individuellen  Kräfte  zu  fordern. 

Das  ist  schon  ersichtlich  bei  der  Prüfung  der  einzelnen 
konkreten  Vorschläge,  die  in  der  „Rechtslehre"  in  seiner  Ideal- 
verfassung gemacht  werden.  Vor  allem  was  den  Ersatz  des 
Ephorats  angeht.  Fichte  kam  zu  der  Verwerfung  des  Epho- 
rats  als  Aufsichtsbehörde  und  der  Appellation  an  das  Volk 
nicht  nur  aus  der  Erkenntnis  der  sittlichen  Unzulänglichkeit  der 
Menschen,  die  eine  im  Fichteschen  Sinne  w^ahre  Demokratie  zur 
Utopie  macht,  sondern  aus  einem  ebenfalls  urdemokratischen 
Motiv,  das  seinerseits  an  die  Äußerungen  in  den  „Grundzügen" 
anknüpft.  Schon  dort  hatte  sich  Fichte  gegen  die  Trennung 
der  Gewalten  ausgesprochen;  jetzt  tritt  dieses  Moment  noch 
deutlicher  hervor.  „Der  souveräne  Wille  muß  alles  erzwingen 
können,  ohne  gezwungen  zu  werden.  Er  muß  also  das 
freie  Ermessen  dessen,  was  er  erzwingen  will,  in  sich  haben. 
Es  ist  eine  Teilung  desselben  nicht  möglich."2  Wenn  nämlich 
die  gesetzgebende  Gewalt  die  ausübende  zu  beeinflussen  ver- 
mag, so  ist  die  erstere  eben  nicht  bloß  gesetzgebend,  sondern 
auch  ausübend,  und  die  Terminologie,  die  dann  noch  von 
einer  Trennung  der  Gewalten  redet,  ist  unhaltbar.  Denn 
dann  ist  eben  die  gesetzgebende  Gewalt  souverän  und  die 
ausübende  ist  dem  souveränen  Willen  untergeordnet.  Während 

1  Siehe  Bd.  7,  S.  335,  430,  442,  wo  von  der  Bildung  derjenigen 
Klasse,  der  der  eigentliche  Boden  des  Menschengeschlechts  ist,  als  der 
die  höhere  Bildung  sich  immer  fort  ergänzt  und  auf  die  die  letztere  fort- 
dauernd zurückwirken  muß,  gesprochen  wird. 

2  Nachgelassene  Werke  Bd.  2,  S.  631/632. 
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in  den  „Grundzügen"  noch  die  Möglichkeit  der  Rechtfertigung 
der  Trennung  der  Gewalten  erörtert  wurde,  wird  sie  somit 
jetzt  unbedingt  verworfen.  Auch  aus  diesem  weiteren  Motiv 
erscheint  ihm  „die  Realisation  des  Ephorats  als  eines  Gliedes 
der  Konstitution  unausführbar" ;  die  Souveränität  des  Volkes 
erscheint  Fichte  durch  die  Schöpfung  neuer  Glieder  gefährdet. 

Somit  erstrebt  seine  Idealverfassung  auch  nicht  die  Ver- 
wirklichung des  Ephorats  und  die  Appellation  an  das  Volk,  son- 
dern eine,  „die  keines  wirklich  aufgestellten  Ephorates  bedarf", 
die  als  Ersatz  des  Ephorates  von  selbst  die  Denk-  und  Preßfrei- 
heit mit  sich  bringt.  Die  Preßfreiheit  war  schon  1793  in  seiner 
ersten  „Rede"  gefordert1.  „Was  eingeschränkt  wird,  ist  nicht 
so  sehr  das  Recht  zur  Denkfreiheit,  sondern  das  Recht  zur 
Mitteilung  und  Veröffentlichung."  „Das  Recht  des  freien 
geistigen  Empfanges  ist  unveräußerlich,  somit  auch  das  Recht 
des  freien  geistigen  Gebens.  Denkfreiheit  und  freie  Gedanken- 
mitteilung sind  in  Ansehung  des  Rechts  ein  und  dasselbe, 
beides  muß  gewährleistet  werden."  Dieser  dort  schon  geäußerte 
Gedanke  tritt  jetzt  wieder  deutlich  hervor;  die  negative  Funk- 
tion des  Ephorats  wird  durch  die  Gewährleistung  dieser 
Grundrechte  in  veredelterer  Form  aufrecht  erhalten.  „Nur  ein 
Umstand  ist  allen  entgangen,  dieser,  daß  dadurch  eine  Ver- 
fassung ausgesprochen  wird,  die  in  der  Tat  ohne  eine  besondere 
künstliche  Einrichtung  allenthalben,  wo  ein  gebildetes  und 
sich  bildendes  Publikum  ist,  sich  von  selbst  macht." 2  Durch 
die  Preßfreiheit  ist  ein  die  Regierung  beobachtendes  Kontroll- 
organ geschaffen,  das  die  Funktionen  des  Ephorats  zu  über- 
nehmen berufen  ist;  die  öffentliche  Meinung  ist  als  berechtigter 
Faktor  im  Staatsleben  anerkannt. 

Diese  politischen,  dem  letzten  Grunde  nach  einheitlichen, 
unter  sich  mannigfach  modifizierten  Äußerungen  geben  über 
die  Frage  auch  Aufschluß,  wie  die  Spitze  seiner  Verfassung 
organisiert  sein  soll.  Schon  bei  der  Untersuchung  der  For- 
derung Fichtes,  einen  Einheitsstaat  zu  schaffen,  trat  zutage, 
daß  nur  eine  betont  republikanische  Verfassung  diesem  Ver- 
langen genügen  kann;   seitdem  die  Prinzipien  des  „Natur- 

1  Bd.  6,  S  1—35. 

2  Nachgelassene  Werke  Bd.  2,  S.  633. 
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rechts'1,  denen  ja  bereits  der  republikanische  Volksstaat  zu- 
grunde gelegt  war,  von  Fichte  als  nicht  schlechthin  gültig 
mehr  anerkannt  waren,  also  seit  den  „Grundzügen**  läuterte 
sich  das  republikanische  Ideal  zu  immer  reineren  Formen 
empor,  um  prophetisch  im  „Vermächtnis"  von  1813  und  in  dem 
Fragment  „Die  Republik  der  Deutschen  zu  Anfang  des  22ten 
Jahrhunderts"  auszuklagen.  Alle  Verfassungen,  die  nicht 
diesen  republikanischen  Einschlag  haben,  sind  für  Fichte 
willkürlich;  die  Republik  ist  die  einzige  Konstitution,  die  sich 
dem  unendlichen  Zwecke  anzunähern  vermag,  „nur  sie  kann 
im  Kriege  das  Volk  begeistern1,  sie  ist  die  einzige  Quelle 
deutscher  Bildung  und  das  einzige  Sicherungsmittel  ihrer 
Eigentümlichkeiten".  So  sehr  Fichtes  Bestreben  dahin  ging, 
auch  den  realen  Verhältnissen  Rechnung  zu  tragen,  so  sehr 
er  selbst  monarchische  Elemente  mit  seinen  Prinzipien  zu  ver- 
einigen sucht,  die  Monarchie  hat  er  nie  als  zu  Recht  bestehend 
anerkennen  können;  das  Postulat  einer  deutschen  und  zwar, 
wie  aus  den  obigen  Ausführungen  hervorgeht,  einer  demo- 
kratischen Republik  steht  im  Mittelpunkt  seiner  „Staatslehre", 
die  in  der  „ Rechts-  und  Staatslehre"  von  1812  bei  Zeich- 
nung der  Idealverfassung  aufgegeben  und  einer  aristokratischen 
Ausgestaltung  weicht.  Es  offenbart  sich  hier  Fichtes  Ringen 
bei  der  letzthin  unlöslichen  Antinomie  immer  von  neuem: 
Die  Garantien,  die  eine  wahre,  d.  h.  aristokratisch  organisierte 
Demokratie  ermöglichen  sollen,  werden  einmal  aufgegeben  aus 
der  Erkenntnis  der  gegenwärtigen  Undurchführbarkeit  dieser 
Vorschläge,  die  die  Mehrheitsherrschaft  in  ihrer  Ausartung 
nicht  verhüten  kann,  und  weiter  um  der  Freiheit  und  Gleich- 
heit willen,  die  durch  eine  Trennung  der  Gewalten  illusorisch 
gemacht  wurde.  Der  Widerstreit  der  Tendenzen  offenbart 
sich  in  der  „Rechtslehre"  deswegen  so  stark,  weil  hier  die 
Grundprinzipien  Freiheit  und  Gleichheit  auf  der  einen  Seite, 
Herrschaft  der  Mehrheit  auf  der  anderen  am  folgerichtigsten 
gedacht,  am  reinsten  ausgeprägt  sind,  die  „Rechtslehre",  die 
um  der  Demokratie  willen  diese  Verfassungsprinzipien  preis- 
gibt und  die  Herrschaft  des  Gelehrten  postuliert. 


1  Bd.  7,  S.  553. 
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Diese  im  letzten  Grunde  wahrhaft  demokratische  Ver- 
fassung des  republikanischen  nationalen  Einheitsstaates,  der 
der  dem  Endzweck  nach  die  sittliche  Freiheit  verwirklichen 
soll,  erkannte  diesen  —  und  auch  ihn  nur  bedingt  —  als  die 
einzige  Organisation  an,  die  eine  Einwirkung  auf  die  mensch- 
lichen Verhältnisse  vorzunehmen  befugt  ist.  Damit  ist  Fichtes 
Stellungnahme  zu  den  andern  Gebilden,  die  ähnliches  erstreben, 
gegeben,  vor  allem  zu  der  Kirche.  Hier  ist  Fichte  bereits 
im  „Naturrecht"  zu  der  Forderung  der  Trennung  von  Kirche 
und  Staat  gekommen.  Es  ist  dort  eindeutig  dieses  Verlangen 
ausgesprochen.  „Die  Kirche  hat  ihr  Gebiet  in  der  unsicht- 
baren Welt  und  ist  von  der  sichtbaren  ausgeschlossen;  der 
Staat  gebietet  in  der  sichtbaren,  die  Kirche  in  der  unsicht- 
baren Welt."  Der  Austritt  aus  der  Kirche  kann  mit  dem 
Ausschluß  aus  der  kirchlichen  Gemeinschaft  geahndet  werden, 
aber  sie  darf  aus  diesem  Grunde  nicht  die  Tätigkeit  des 
Staates  in  Anspruch  nehmen;  während  umgekehrt  der  Staat 
seinerseits  sich  jeder  außerhalb  seiner  Sphäre  liegenden  Ein- 
griffe zu  enthalten  hat.  Kirche  und  Staat  haben  nichts  mit- 
einander gemeinsam,  selbst  der  äußere  Besitz  der  Kirche  ist 
ihr  nur  bedingungsweise  zu  überlassen,  so  daß  streng  genommen 
die  Kirchengüter  als  herrenloses  Gut  okkupiert  werden  könnten, 
„da  eine  Anstalt  aus  der  unsichtbaren  Welt  keine  Rechte  in 
der  sichtbaren  besitzen  kann"  und  jeder  das  Recht  habe,  den 
ihm  gebührenden  Teil  des  Vermögens  zurückzufordern.  Diesen 
Gedanken  der  Trennung  der  äußeren  Organisationen  hat  Fichte 
seither  nicht  mehr  aufgegeben,  vielmehr  stets  als  Konsequenz 
seines  demokratischen  Freiheitsprinzips  beibehalten. 

Ist  eine  Gemeinschaft,  die  aus  einem  Inbegriff  von  freien 
autonomen  Menschen  besteht,  die  keine  Differenzierung  in 
Hoch  und  Niedrig  kennt,  zu  einem  Reich  vereinigt,  so  spricht 
Fichte,  wie  gezeigt,  von  einem  Volke  oder  von  der  Nation 
schlechthin  und  bezeichnet  als  eines  der  Momente,  die  das 
Volk  in  die  höheren  Sphären  erheben  kann,  den  Krieg,  näm- 
lich dann,  wenn  die  freiheitliche  Entwicklung  innerhalb  der 
Gemeinschaft  beeinträchtigt  wird.  „Da  ist  ein  eigentlicher 
Krieg,  und  nicht  der  Herrscherfamilien,  sondern  des  Volkes; 
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die  allgemeine  Freiheit  und  eines  jeden  insbesondere  ist  be- 
droht."1 So  kommt  Fichte  zu  einem  immer  tieferen  Ausbau 
des  notwendig  auf  dieser  demokratischen  Grundlage  ruhenden 
Begriffs  des  Volkskrieges.  Denn  für  Fichte  ist  der  Volks- 
krieg ein  Krieg,  bei  dem  es  sich  handelt  um  die  Probe,  ob 
das  Volk  wert  ist,  für  die  Freiheit,  das  ist  für  die  nur  durch 
eigene  Initiative  beschränkte  Autonomie,  zu  leben,  ob  es  somit 
imstande  ist,  sich  siegend  durchzusetzen  oder  unterzugehen. 
„Hier  ist  kein  Interesse,  das  dem  Volk  erst  eingeimpft,  das, 
zur  Existenzfrage  erhoben,  einen  Zweck  vorschiebt,  der  das 
Volk  bewegen  soll,  zu  den  Waffen  zu  greifen,  sondern  es 
handelt  sich  hier  um  die  Lebensfrage,  und  der  eigentliche 
Zweck  ist  ein  Unendliches,  dem  man  sich  nur  annähern  kann. 
Das  ist  Sache  einer  Konstitution,  die  sich  mitentwickelt; 
Republik,  nicht  Willkür,  in  keinerlei  Hinsicht. u  2  Für  Fichte 
war  das  Volk  eine  freie  Gemeinschaft  der  der  Autarkie  teil- 
haftigen Menschen,  und  eine  mit  ihr  harmonisch  überein- 
stimmende Staatsform  konnte  nur  auf  republikanischer  Basis 
aufgebaut  sein,  womit  zugleich  der  Volkskrieg  seine  begriffliche 
Unterlage  findet. 

Aus  der  Rechtfertigung  des  Volkskrieges  darf  nicht  ge- 
folgert werden,  daß  Fichte  damit  auch  den  Krieg  als  Selbst- 
zweck im  Hegeischen  Sinne  anerkannt  hat;  es  ist  wieder 
ein  Punkt,  an  dem  Sein  und  Sollen  gewaltsam  trotz  der 
notwendig  in  ihnen  vorhandenen,  auseinandertreibenden  Diver- 
genzen ineinandergefügt  werden.  Fichte  hat  den  Völkerbund 
und  den  ewigen  Frieden,  den  Kant  nicht  wie  St.  Pierre  und 
Rousseau  bloß  als  wünschenswürdig,  sondern  als  die  durch 
die  Vernunft  geforderte,  sich  allmählich  verwirklichende  Not- 
wendigkeit hat  erweisen  wollen,  in  den  neunziger  Jahren  bei 
der  Rezension  des  Kantischen  Entwurfes  als  das  Ziel  der 
staatlichen  Entwicklung3  hingestellt  und  behauptet,  daß  die 

1  Bd.  6,  S.  461. 

2  Bd.  7,  S.  553  ff.,  567  ff.  aus  dem  Entwurf  zu  einer  politischen 
Schrift  im  Frühling  1813  mit  Bezug  auf  den  „Aufruf  an  mein  Volk". 

3  Bd.  8,  S.  436.  „Sobald  die  gute  Staatsverfassung  realisiert  ist, 
erfolgt  unter  den  nach  diesen  Grundsätzen  eingerichteten  Staaten  das 
Verhältnis  des  Völkerrechtes,  der  ewige  Friede  von  selbst,  weil  sie  bei 
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Idee  des  ewigen  Friedens  „eine  notwendige  Aufgabe  der  Ver- 
nunft und  die  Darstellung  derselben  ein  Naturzweck  ist1',  den 
dieselbe  über  „kurz  oder  lang"  erreichen  wird.  Selbst  noch  in 
den  „Grundzügen"  heißt  es:  „Während  des  Krieges  vermag  die 
Kunst  nicht  aufzuleben,  viel  weniger  aber  fortzuschreiten.  Nur 
der  wirkliche,  d.  h.  der  ewige  Friede  wird  die  Künste  so  wie 
wir  dieses  Wort  verstehen,  gebären."  Allerdings  finden  sich 
hier  und  vor  allem  noch  später  Worte,  die  an  den  „Machia- 
velli- Aufsatz"  anklingen,  die  für  eine  entgegengesetzte  Ansicht 
gedeutet  werden  können.  Auf  die  Lösung  auch  dieser  Anti- 
nomie ist  schon  oben  hingewiesen.  Durch  die  in  den  „Grund- 
zügen" gewonnene  Erkenntnis,  daß  der  Staat  auf  einer  Über- 
gangsstufe steht,  ergibt  sich,  daß  sich  neben  gegenwärtig  zu 
Recht  bestehenden  Thesen  solche  entgegengesetzter  Natur  ge- 
sellen. Die  Frage  des  Völkerbundes  und  ewigen  Friedens  ist 
eins  mit  der  Frage  nach  der  Bildung  der  kulturellen  Freiheit 
der  Menschheit.  So  wie  diese  sein  letztes  Ziel,  so  auch  der 
Völkerbund.  „Der  die  Sicherheit  der  Staaten  garantierende, 
mit  Zwangsgewalt  versehene  rechtliche  Wille  soll  im  Völker- 
bund verwirklicht  werden."1  Diese  Idee  des  Strebens  nach 
Verwirklichung  der  Völkerbundsgedanken  steht  auch  in  den 
späteren  Schriften  Fichtes  außer  Zweifel.  Noch  in  der 
„Staatslehre"  wird  betont,  daß  Völker,  die  sich  auf  die  höhere 
Stufe  geschwungen,  sich  dann  nicht  mehr  bekriegen  „und 
unter  ihnen  ist  ewiger  Friede  und  ewiges  Bündnis  da".  So 
wird  schließlich  das  ganze  Menschengeschlecht  umfaßt  werden 
auf  der  Erde  durch  einen  einzigen,  innig  verbündeten  christ- 
lichen Staat.  Fichte  hat  in  den  späteren  Jahren,  wenn  er, 
wie  die  Durchführung  dieses  Gedankens  beweist,  auch  den 


dem  Kriege  nur  verlieren  kann;  dahingegen  vor  Erreichung  einer  guten 
Staatsverfassung  an  die  Erreichung  des  ewigen  Friedens  nicht  zu  denken 
ist,  indem  der  Staat,  der  in  seinem  Innern  ungerecht  ist,  notwendig  auf 
Beraubung  der  Nachbarn  ausgehen  muß.  Nur  der  Weg  der  tatsächlichen 
Verwirklichung  erscheint  zweifelhaft.  Wie  soll  man  dazu  kommen?  Das 
ist  eine  unauflösliche  Aufgabe  an  die  göttliche  Weltregierung"  (Nach- 
gelassene Werke  Bd.  2,  S.  689).  Derselbe  Grundgedanke,  der  in  der 
Postulierung  seiner  Idealverfassung  zutage  tritt. 
1  Nachgelassene  Werke  Bd.  2,  S.  648  ff. 
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realen  Tendenzen  notwendig  Rechnung  getragen,  stets  an  der 
Idee  des  ewigen  Friedens  und  Völkerbundes  als  Endziel  fest- 
gehalten. 

Fichte  befand  sich  über  die  Möglichkeit  der  augenblick- 
lichen Durchführung  der  teilweise  im  einzelnen  ausgeführten 
Pläne  nicht  im  unklaren,  sprach  aber  seiner  Lehre  nur  dann 
Daseinsberechtigung  zu,  wenn  deren  Verwirklichung  angestrebt 
wurde;  das  ist  das  Leitmotiv,  wroraus  sich  Fichtes  innige  Be- 
schäftigung mit  einem  Problem  erklärt,  das  für  ihn  und  seine 
ganze  Zeit  von  einschneidender  Bedeutung  war,  nämlich  mit 
dem  Erziehungsproblem. 

Für  Romantik  und  Aufklärung  stellte  der  Erziehungs- 
roman einen  der  entscheidenden  Faktoren  dar,  der  die  ge- 
forderten Neuerungen  zu  ermöglichen  schien.  „Der  Mensch", 
sagt  Herder  in  den  Humanitätsbriefen,  „ist  ja  alles  durch  Er- 
ziehung oder  vielmehr  er  wird's  bis  ans  Ende  seines  Lebens. 
Nur  kommt  es  darauf  an,  wie  er  erzogen  werde?  Bildung 
der  Denkart,  der  Gesinnungen  und  der  Sitten  ist  die  einzige 
Erziehung,  die  diesen  Namen  verdient,  nicht  Unterricht,  nicht 
Lehre."  Diese  Sätze  weisen  schon  auf  die  Konsequenzen 
hin,  die  zu  der  Forderung  führten,  der  bisherigen  Erziehungs- 
methode durch  eine  von  ihr  wesentlich  verschiedene  Fundierung 
eine  andere  Einstellung  zu  geben.  Die  Erziehung  ist  für 
Fichte  das  Mittel  zur  Umsetzung  der  Forderung  eines  absolut 
neues  Lebens  in  die  reale  Tatsachenlage,  und  hat  mit  der 
von  Schiller  vertretenen  sich  fern  von  Religion  und  Staat 
entwickelnden  ästhetischen  Erziehung  durch  die  Kunst  nichts 
gemein.  Es  wird  noch  zu  zeigen  sein,  wie  tief  das  Postulat 
auf  vollständige  Erneuerung  des  Erziehungswesens  mit  seiner 
ganzen  Lehre  verknüpft  ist1.  Schon  vor  Kenntnisnahme  der 
Pestalozzischen  Gedanken2  ist  ausgesprochen,  daß  eine  voll- 
ständige Umkehr  von  dem  bisherigen,  veralteten  Erziehungs- 


1  „Das  Ich  als  freie  Tat  des  sich  selbst  Setzens  erscheint  dem  Indi- 
viduum als  die  plötzliche  Offenbarung  des  Selbstbewußtseins;  so  wird  auch 
vom  deutschen  Staate  eine  Art  von  spontaner  Selbserzeugung  erwartet." 

2  Pestall ozzis  Ansichten,  Erfahrungen  und  Mittel  zur  Beförderung 
einer  der  Menschennatur  angemessenen  Erziehungsweise,  Leipzig  1809. 
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System  stattfinden  muß  *,  so  daß  die  Konzeption  der  Pestalozzi- 
schen  Erziehungsmethode  bei  Fichte  auf  fruchtbaren  Boden 
fiel  und  erheblich  das  Interesse,  mit  dem  Fichte  bisher  diesen 
Problemen  gegenüberstand,  verstärkte,  weil  sich  für  ihn  jetzt 
die  Möglichkeit  bot,  auf  diesem  Wege  zum  Ziele,  nämlich  zur 
Verwirklichung  seiner  Lehre,  zu  gelangen. 

Pestalozzis  Vorschläge  sind  sichtlich  durch  Rousseau  geför- 
dert, vor  allem  dem  „Emil".  Diese  starke  Beeinflussung  war 
eines  der  Momente,  die  Fichte  persönlich  von  Pestalozzi  ent- 
fremdet.2 Für  Fichte  handelt  es  sich  nicht  um  den  Menschen, 
sondern  um  den  Gedanken.  „Pestalozzis  Gedanke  ist  unendlich 
mehr  und  unendlich  größer,  denn  Pestalozzi  selbst."  „Die 
Seele  des  Pestalozzischen  Lebens  war  die  Liebe  zu  dem  armen , 
verwahrlosten  Volke,  seine  Liebe  wurde  ihm  so  gesegnet,  daß 
er  mehr  fand  als  er  suchte,  das  einzige  Heilmittel  für  die 
gesamte  Menschheit." 3  Weil  es  sich  um  das  Heilmittel 
handelte,  an  dem  die  Menschen  genesen  konnten,  deswegen 
die  begeisterte  Aufnahme  von  seiten  Fichtes;  damit  ist  zu- 
gleich der  Grund  aufgedeckt,  warum  die  Methode  Pestalozzis 
Fichte  in  vielen  Punkten  so  fehlerhaft  erschien.  Der  Unter- 
richtsplan Pestalozzis  erscheint  Fichte  aus  dem  Grunde  ein 
Mißgriff,  weil  der  Zweck  viel  zu  eng  und  begrenzt  ist;  die 
Umstellung  der  Erziehung  soll  nicht  aus  Gefühlsmotiven, 
sondern  aus  der  Uberzeugung  der  Notwendigkeit  herausge- 
gefordert  werden,  ein  Postulat,  das  aus  sich  selbst  diesen 
Akt  der  Freiheit  erzeugt.  Für  ihn  bedeutete  die  Aufnahme 
dieses  Gedankens  eine  Intuition,  die  seinem  ganzen  System 

1  So  schon  in  der  Grundlage  des  Naturrechts  Bd.  3,  S.  363;  auch 
hier  wird  schon  die  Erziehung  der  Kinder  in  den  Vordergrund  geschoben, 
ohne  daß  allerdings  dem  Staate  die  Befugnis  eingeräumt  wird,  „einen 
Eingriff  in  Sachen  des  Gewissens  zu  tun". 

2  Mörikofer  S.  404  ff.  Ferner  Hunziker,  Rousseau  und  Pestalozzi, 
Vorträge  Bd.  8,  Heft  11,  Basel  1885. 

3  Nachgelassene  Werke  Bd.  3,  S.  265;  ferner  findet  diese  Ansicht 
ihre  Bestätigung  in  der  sachlichen  Kontroverse  zwischen  Fichte  und  Pesta- 
lozzi in  der  zehnten  Rede  an  die  deutsche  Nation  Bd.  7,  S.  414.  Der 
Kontrast  ist  an  dieser  Stelle  besonders  deutlich,  der  auf  eine  konträre 
Anschauung  Pestalozzis  schließen  läßt  und  als  das  einzig  verbindende 
den  Gedanken  anerkennt,  den  Fichte  bei  Pestalozzi  zuerst  entdeckt,  der 
aber  in  der  Neuerzeugung  Fichtes  einen  ganz  anderen  Charakter  erhält. 
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erst  das  Bindeglied  schaffen  konnte,  die  das  Bedürfnis  zur 
Erfüllung  zu  bringen  schien,  statt  der  vermorschten  Kultur 
eine  neue  und  freie  tatsächlich  herbeiführen  zu  können. 

Diese  Forderung  des  absoluten  Neuanfangs  in  der  Er- 
ziehungsmethode ist  bedingt  durch  das  Endziel  der  Entwick- 
lung der  Freiheit,  der  sittlichen  Autonomie  des  Menschen  *.  Die 
Aufgabe  des  Erziehers  als  des  tiefsten  und  schwersten  Berufes 
ist  es,  den  in  dem  Kinde  ruhenden  Trieb  nach  Freiheit  nicht, 
wie  es  zu  geschehen  pflegt,  zu  ertöten,  sondern  auszugestalten 
und  anderseits  die  Freiheit  des  Kindes  wieder  zu  beschränken, 
um  ebenso  wie  der  Freiheitsbegriff  der  Demokratie  nur  durch 
die  Beschränkung  sich  zur  wahren  Freiheit  erhebt,  dadurch 
gerade  die  Freiheit  des  Kindes  zu  erhalten  und  zu  wahren. 
., Willst  Du  etwas  über  ihn  vermögen,  so  mußt  Du  mehr  tun, 
als  ihn  bloß  anreden,  Du  mußt  ihn  machen,  also  machen, 
daß  er  gar  nicht  anders  wollen  könne,  als  Du  willst,  daß  er 
wolle."  2  Voraussetzung  ist  also,  daß  derjenige,  der  im  wahrsten 
Sinne  Pädagoge  —  in  der  „Rechts-  und  Staatslehre"  Ge- 
lehrter, Philosoph  —  ist,  die  Fähigkeit  und  den  freien  Trieb 
nach  Anschauung  hat,  um  somit  die  Freiheit  der  Anschau- 
ung im  Kinde,  die  in  demselben  noch  in  ihrer  vollen  Reinheit 
ruht,  entwickeln  zu  können.  „Wir  müssen  darum  an  die 
Stelle  jener  Selbstliebe,  an  die  nichts  Gutes  für  uns  sich 
länger  knüpfen  läßt,  eine  andere  Liebe,  die  unmittelbar  auf 
das  Gute  schlechthin  als  solche  und  um  seiner  selbst  willen 
gehe,  in  den  Gemütern  aller,  die  wir  zu  unserer  Nation 
rechnen  wollen,  setzen  und  begründen."3 

Es  stehen  sich  hier  zwei  Erziehungssysteme  gegenüber: 

1  Meines  Erachtens  ist  die  Würdigung  der  von  Fichte  vertretenen 
Erziehungsmethode  viel  zu  wenig  beachtet,  während  doch  hier  Vorschläge 
gemacht  und  erörtert  werden,  die  auch  heute  ihre  volle  Berechtigung 
in  sich  tragen.  Nur  darf  mit  der  Verschiebung  der  Betrachtungsweise 
nicht  auch  eine  Verschiebung  in  seinem  System  verbunden  sein.  Damit 
ist  nicht  Varnhagens  Ansicht  Bd.  3,  S.  48  gerechtfertigt,  der  eine  Ver- 
wirklichung der  Vorschläge  verlangt.  Sie  reichen  nicht  aus,  die  Erziehung 
auf  eine  veränderte  Basis  einzustellen;  die  ins  Detail  gehende  Ausführung 
ist  nicht  das  Wesentliche,  nur  die  Gesamtauffassung  kann  das  Grund - 
dement  abgeben,  die  als  leitendes  Prinzip  die  Methode  bestimmt. 

2  Bd  7,  S.  282.  3  Bd.  7,  S.  284. 
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das  der  intellektuellen  Erziehung,  wie  Fichte  es  nennt,  „die 
den  Zögling  durchaus  nicht  in  der  Anschauung  haften  und 
wurzeln  läßt",  und  das  der  freien  Anschauung,  die  an  dem 
wahrhaft  Realen  haftet.  Die  Bildung  ist  daher  ihrem  End- 
zweck nach  zwar  Bildung  des  Erkenntnisvermögens,  „aber 
keineswegs  die  historische  an  den  stehenden  Beschaffenheiten 
der  Dinge  haftende,  sondern  die  höhere  und  die  philoso- 
phische" 1.  In  diesem  Punkte  darf  auch  die  Freiheit  nicht  ein- 
geschränkt werden,  sonst  wäre  die  Möglichkeit  des  freien  Ent- 
schlusses gehemmt  und  die  Autonomie  des  Menschen  wäre 
nicht  möglich.  Die  alte  Erziehung  hielt  die  Menschennatur 
für  sündig,  ohne  das  Ewige,  das  im  Irdischen  sich  offenbart, 
erfassen  zu  können.  In  der  alten  Erziehung  lebte  das  Fleisch, 
die  neue  soll  dem  freien  Geist  zu  seinem  Rechte  verhelfen^ 
Es  wird  bei  der  Gestaltung  des  Erziehungswesens  gefordert, 
daß  an  Stelle  des  Wissens  als  solchem  der  innere  Geist  und 
Charakter,  ohne  den  alle  Fertigkeiten  und  Kenntnisse  keinen 
Wert  haben,  gesetzt  wird2. 

Diese  nur  auf  die  freie  Anschauung  hinzielende  Erziehung 
gewährt  die  Möglichkeit,  ein  Hauptpostulat  seiner  freiheitlich 
ausgestalteten  Verfassung  zu  verwirklichen,  nämlich  die  Auslese 
der  geistigen  Führer  eines  Volkes.  Während  der  Erziehung 
muß  es  sich  zeigen,  ob  die  Zöglinge  in  den  unteren  Sphären 
wandeln,  oder  ob  sie  sich  nicht  damit  begnügen  und  höher 
hinaufsteigen  wollen  „zur  Ahnung  der  höheren  Gründe"  und 
diese  fordern.  „So  scheiden  sich  die  Zöglinge  der  gemein- 
samen Bildung  selbst:  durch  ihre  ursprüngliche  Bildung."3 
Das  ideale  Ziel  ist,  daß  die  Führung  den  Philosophen  über- 
lassen wird,  dem  Gelehrten,  der  zugleich  als  Erzieher  und 
Lehrer  in  sittlicher  Beziehung  die  denkbar  reinste  Form  des 
Menschentums  verkörpert4,  und  Fichte  doziert  den  Nachweis 
an  der  Geschichte,  weil  sie  erst  die  Unbedingtheit  der  For- 
derung zu  erkennen  möglich  macht5.    Der  Gelehrte  ist  die 

1  In  den  Aphorismen  über  die  Erziehung  aus  dem  Jahre  1804  Bd.  8, 
S.  356  ff.  sind  seine  Grundzüge  des  neuen  Systems  klar  niedergelegt,  die 
alles  Wesentliche  enthalten. 

2  Bd.  7,  S.  284.  3  Bd.  4,  S.  454.  4  Bd.  6,  S.  314,  321,  328—333. 
5  Siehe  Bd.  6,  S.  354 ff.;  ferner  in  dem  deduzierten  Plan  einer  in 
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verwirklichte  Erscheinung  im  Gebiete  der  Freiheit,  die  das 
Höhere,  das  allem  Natürlichen  zugrunde  liegt,  verkörpert. 

Aber  dieses  Resultat,  die  geistige  Führerschaft  eines 
Volkes  aus  einer  vernunftgemäßen  Erziehung  zu  gewinnen, 
kann  nur  erzielt  werden  auf  Grund  einer  Voraussetzung,  die 
bedingungslose  Erfüllung  heischt,  die  die  soziale  Demokratie 
erst  bedingt,  nämlich  die  für  jedermann  bestehende  gleiche 
Zugänglichkeit  der  Bildungsanstalten,  in  denen  sich  selbst 
erst  je  nach  dem  im  Kinde  ruhenden  Trieb  entscheidet,  ob 
es  in  die  höheren  Regionen  zu  steigen  vermag.  Gerade  die 
niederen  Schichten  bilden  die  elementare  Quelle  des  stets  sich 
neu  bildenden  Volksgeistes,  und  eine  stillschweigende  Nicht- 
beachtung dieser  Verhältnisse  erscheint  Fichte  als  Billigung 
dieser  nicht  genügend  zu  verdammenden  Unsitte;  anderseits 
ist  seine  Forderung  eng  verflochten  mit  dem  demokratischen 
Gedanken  insofern,  als  das  von  ihm  konsequent  vertretene 
Gleichheitsprinzip  einen  derartigen  Eingriff  erforderlich  macht. 
Die  große  Mehrzahl,  aus  der  das  Gemeindewesen  recht  eigent- 
lich besteht,  das  Volk,  ist  vernachlässigt1;  jeder  Unterschied 
einer  ständischen  Differenzierung  innerhalb  einer  Volksgemein- 
schaft muß  aufgehoben  werden,  an  deren  Stelle  muß  die  freie 
Bewertung  der  geistigen  Qualitäten  treten,  eine  Forderung,  die 
keine  Einschränkung  verträgt,  die  insofern  rein  demokratisch 
ist,  als  sie  die  Demokratie  überhaupt  erst  ermöglicht2. 

Diese  heilige  Aufgabe,  die  die  breite  Masse  des  Volkes 
zu  freien  Menschen  machen  soll,  weist  Fichte  nach  Uberwin- 
dung seiner  in  den  neunziger  Jahren  vertretenen  naturrecht- 
lichen Doktrin  dem  Staate  zu3.    Diese   stellt,  solange  die 

Berlin  zu  errichtenden  höheren  Lehranstalt  1807  sind  die  Einzelheiten 
der  Gelehrtenbildung  erörtert  (Bd.  8,  S.  107  ff.). 

1  Bd.  4,  S.  28;  Bd.  7,  S.  276,  405. 

2  Deswegen  greift  das  Vermächtnis  Bd.  7,  S.  561  den  Fürsten,  der 
die  Erziehung  zu  hindern  trachtet,  als  eine  Person  an,  die  nicht  das  Recht, 
sondern  nur  die  Gewalt  im  Auge  habe,  weil  sie  damit  zugleich  jede  reine 
Einführung  einer  wahren  demokratischen  Konstitution  unmöglich  mache. 

3  Siehe  Bd.  3,  S.  39;  Bd.  7,  S.  353;  Bd.  8,  S.  344.  Notwendig  war  es, 
daß,  als  Fichte  sich  noch  nicht  zu  der  klaren  Auffassung  der  Notwen- 
digkeit einer  so  umfassenden  Aufgabe  des  Staates  durchgerungen,  als  er 
vielmehr  den  Staat  auf  die  Wahrung  der  Eigentumsrechte  beschränkte 
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Menschen  durch  ihre  innere  Entwicklung  eine  derartige  In- 
stitution nicht  überflüssig  gemacht  haben,  allein  einen  Recht- 
fertigungsgrund des  Staates  dar.  Nur  der  vernunftgemäße  Staat, 
der  diese  Mission  erfaßt  hat,  ist  auch  notwendig  in  der  Lage, 
die  Nation  zu  bilden  und  zu  erziehen,  eine  Funktion,  in  der 
Staat  und  Nation  zusammenfallen. 

Wenn  der  Staat  nur  insoweit  als  berechtigt  anerkannt 
ist,  als  er  die  Aufgabe  hat,  die  alleinseienden  Bedingungen 
der  sittlichen  Freiheit  zu  verwirklichen,  das  Rechtsgesetz  eben 
um  dieses  Zieles  willen  einen  absoluten  Charakter  tragen  muß, 
das  Zwangsmaßregeln  als  ein  notwendiges  Mittel  in  Anwen- 
dung bringt,  so  hebt  sich  der  Widerspruch,  daß  die  Freiheit 
das  Endziel,  der  brutale  Zwang  das  herrschende  Prinzip  ist, 
durch  die  Lösung  dieser  revolutionär  wirkenden,  umgestalteten 
Forderung  einer  neuen  Erziehungsmethode.  Gänzliche  eventuell 
mit  Gewalt  von  seiten  des  Staates  erfolgende  Absonderung 
der  Kinder  von  den  Eltern,  die  gemeinsam  erzogen  werden 
sollen,  ist  die  Grundbedingung  jeder  vernunftgemäßen  Erzie- 
hung, um  damit  Differenzierungen,  die  durch  die  Geburt  und 
die  soziale  Lage  der  Eltern  gegeben  wären,  auf  diese  Weise 
die  Spitze  abzubrechen,  während  in  der  „Sittenlehre"  und  im 
Naturrecht "  den  Mittelpunkt  dieser  Erziehung  die  Familie 
bildet  und  diese  gerade  den  Eltern  die  strenge  Pflicht  auf- 
erlegte, über  die  Erziehung  ihrer  Kinder  zu  wachen1.  Jetzt 
ist  jede  familienhafte  Pädagogik  aufgehoben,  und  diese  Bil- 
dung zur  Nation  führt  notwendig  zur  Bildung  des  Menschen- 
geschlechtes. So  gestaltete  sich  bei  Fichte  das  Erziehungs- 
problem zu  dem  Prüfstein,  an  dem  das  Volk  seine  Probe  ab- 
legen sollte.  „Rettet  nicht  der  Deutsche  den  Kulturzustand, 
so  wird  ihn  auch  keine  andere  europäische  Nation  retten."23 

und  ihn  mehr  als  eine  Sicherungsinstitution  vor  Gefahr  und  Krieg  faßt, 
er  diese  dem  Staate  später  zugewiesene  Aufgabe  der  Gesellschaft  auf- 
erlegte.   So   schon   in  der  Bestimmung  des  Gelehrten  (Bd.  6,  S.  31«X 

1  Bd.  3,  S.  360  ff.  2  Nachgelassene  Werke  Bd.  3,  S.  266. 

3  Fichte  macht  nun  bis  ins  Detail  gehend  Vorschläge,  die  die  äußeren 
Mittel  zur  Erreichung  des  Endzieles  darstellen,  die  im  einzelnen  abschweifen 
und  für  die  vorliegende  Erörterung  nicht  wesentlich  sind  und  auch  in  sich 
erhebliche  Variationen  aufweisen.  Im  einzelnen  sind  sehr  starke  Über- 
einstimmungen mit  den  platonischen  Vorschlägen  zu  konstatieren;  siehe 
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So  ist  das  Erziehungsproblem  notwendigerweise  in  den 
Mittelpunkt  der  Krörterung  gerückt,  weil  die  Lösung  dieses 
Problems  eben  die  eines  nocb  größeren  in  sieb  birgt,  nämlich 
daß  der  möglichen  Verwirklichung  des  Lebens  in  einer  reinen 
Freiheitssphäre,  das  die  Existentwerdung  seiner  idealen  Staats- 
form  mit  bedingt.  Die  soziale  Demokratie  als  die  freieste  und 
gerade  durch  die  Freiheit  beschränkteste  autonome  Staatsver- 
fassung, unter  der  die  Menschen  sich  zu  vereinigen  vermögen, 
kann  nur  unter  dieser  Voraussetzung  sich  lebensfähig  ent- 
wickeln und  muß  jeden  Kompromiß  mit  der  bisherigen  Er- 
ziehungsweise ablehnen.  Es  ist  hier  schon  angedeutet  worden, 
daß  die  in  dem  Fichteschen  Wesen  begründete  Relation  zum 
Metaphysischen  auch  diesen  Gedanken  notwendig  ergreifen 
und  diesbezüglich  umwerten  muß,  derart  daß  der  Gedanke 
einer  neuen  Erziehungsmethode  auf  eine  Zeit  bezogen  wird, 
in  der  die  ideale  Staatsform  bereits  verwirklicht  ist,  nicht 
aber  als  das  leitende  Bindeglied,  als  das  es  ursprünglich 
gefaßt1,  so  daß  die  Behandlung  des  Problemes  durch  die 
Verrückung  der  Basis  eine  notwendige  Verschiebung  er- 
leiden muß,  wobei  die  Einheit  der  eigentümlichen  Gestaltung 
dieses  Problems  durch  die  Freiheitsidee  gewährleistet  wird, 
als  deren  Annex  diese  Auswirkungen  erscheinen. 

Piaton,  Die  Gesetze  7.  und  8.  Buch,  788  A— 850  D,  Staat  376  E— 412  D, 
II  17 — III  18.  Seine  theoretischen  Auseinandersetzungen  haben  ähnliche 
Züge  mit  dem  Code  de  la  nature  Morellys,  der  die  Kinder,  sobald  das 
5.  Lebensjahr  erreicht,  unter  Staatsaufsicht  stellen  wollte.  Ferner  mit 
den  ProjekteD  St.  .Tustes,  siehe  insbesondere  Taine,  Les  origines  de  la 
France  contemporaine  1,  323. 

1  Eine  Auffassung,  die  in  den  Dialogen  und  in  der  Staatslehre  noch 
immer  nachklingt;  siehe  Nachgelassene  Werke  Bd.  3,  S.  265,  und  weiter 
Bd.  6,  S.  447,  wo  als  das  einzige  Mittel,  den  Zustand  aller  zu  eiaem  Rechts- 
zustand zu  erheben,  eine  Bildung  aller  für  diesen  Zweck,  eine  Erziehung,, 
gefordert  wird-,  ferner  Bd.  6,  S.  407,  wo  ausdrücklich  von  dem  trennenden 
Einschnitt  gesprochen  wird,  der  das  neue  Geschlecht  von  dem  bisherigen 
trennt;  ferner  das  Naturrecht  Bd.  3,  S.  39. 


IV.  Ergebnisse  und  Verhältnis  der  heutigen  deutsche 
demokratischen  Reichsverfassung  zu  den  Ideen  Fidhtes. 

Es  ist  hier  versucht  worden,  Fichtes  politische  Ideen  in 
Beziehung  zu  setzen  zu  seiner  Lehre,  zu  seinem  Freiheits- 
system. Sein  Postulat  der  Demokratie  ist  nicht  entstanden 
auf  einem  politisch  durchwühlten  Boden,  sondern  in  reineren 
Sphären;  nicht  die  nüchterne,  auf  der  Tagespolitik  fußende 
Abwägung  des  Für  und  Wider  der  Demokratie  entscheidet. 
Wenn  heute  ein  führender  Politiker  die  Worte  aussprechen 
kann:  „Auch  der  Demokratismus  ist  keine  ewige  Staatsform, 
sondern  nur  die  notwendige  Gegenposition  gegen  aristokratische 
Übergewalt.  Die  Stärke  des  Volkes  beruht  in  der  wachsenden 
Zahl.  Wir  werden  Millionen,  das  ist  der  Grundgedanke  der 
Politik;  unser  Leben  ist  demokratisch,  denn  es  ist  Massen- 
existenz. Was  ist  der  Einzelne  unter  Millionen?  Es  lebe  die 
Zahl!",  wenn  er  in  der  vorherigen  Erkenntnis,  daß  auch  die 
Demokratie  nicht  die  Lösung  der  ewigen  Kämpfe  bringen 
werde,  derselben  nur  relative  Existenzberechtigung  zuerkennt, 
so  ist  damit  der  Zusammenhang  mit  der  Fichteschen  Begrün- 
dung des  demokratischen  Gedankens  gelöst. 

Um  die  ethische  Begründung  des  demokratischen  Ge- 
dankens handelt  es  sich  bei  Fichte,  d.  h.  die  modernen  demo- 
kratischen Verfassungen  verhalten  sich  zum  Urbild  Fichtes 
wie  das  Nicht-Ich  zum  Ich,  wie  das  Sein  zum  Dinge  an  sich, 
wie  das  awjia  zum  etSos.  Das  einigende  Band  wird  um  sie 
geschlungen  durch  das  gemeinsame  Streben  zur  Idee,  das  alle 
aneinander  kettet.  Die  soziale  Demokratie  ist  die  einzige 
vernunftgemäße  Staatsform,  die  der  Bestimmung  des  Menschen 
gerecht  wird,  ein  Gebilde,  die  für  Fichte  letzthin  nur  insofern 
lebensberechtigt  war,  als  er  mit  derselben  die  Durchsetzung 
seines  universalen  Freiheitsideals,  die  Realisierung  des  Ver- 

Leibholz,  Fichte.  \  7 
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nunftreiches,  fordern  konnte.  Ficlite  hat  den  demokratischen 
Gedanken  durch  das  Einbeziehen  in  den  sich  steigernden 
metaphysischen  Freiheitsbegriff  zu  einer  Einheit  mit  den 
reinsten  Werten  zusammengeschlossen.  Von  keiner  anderen 
Staatsform  kann  in  gleicher  Ausdehnung  und  mit  gleicher 
Wirkung  das  Ethos  in  den  Vordergrund  gestellt  werden,  das 
den  Anspruch  erhebt,  die  einzige  dem  Wesen  des  Menschen 
entsprechende  Staatsform  zu  sein,  außer  der  demokratischen. 

Wenn  auch  die  politischen  Ideen  Fichtes,  vor  allem  der 
dieselben  vorwiegend  beherrschende  demokratische  Gedanke 
nur  durch  die  Inbezugsetzung  zu  der  Freiheitslehre  erfaßt 
werden  kann,  so  ist  doch  die  Forderung  der  politischen  Reali- 
sierung derselben  nicht  nur  möglich,  sondern  im  Fichteschen 
Sinne  —  und  zwar  aus  den  Konsequenzen  seiner  Philosophie 
heraus  —  direkt  geboten.  Fichte  hat  1800  in  der  Vorrede 
zum  „Geschlossenen  Handelsstaat"  ausdrücklich  betont,  daß 
die  theoretisch  aufgestellten  Vorschriften  nicht  unmittelbar 
ausgeführt  werden  könnten,  weil  sie  „in  ihrer  höchsten  All- 
gemeinheit auf  alles  passen  und  eben  darum  auf  nichts  Be- 
stimmtes", und  daß  sie  deshalb  für  einen  gegebenen  wirklichen 
Zustand  weiter  bestimmt  werden  müßten.  Sein  Vernunftreich, 
sein  Idealstaat  bezeichnen  solche  Vorschriften  von  höchster 
Allgemeinheit,  die  eben  um  der  Allgemeinheit  willen  eine 
praktisch  unmittelbare  aktuelle  Wirksamkeit  in  den  politischen 
Kämpfen  des  19.  Jahrhunderts  nicht  haben  konnten.  Und 
doch  tut  es  dem  Verlangen  nicht  Abbruch,  die  die  Ver- 
fassung eines  Staates  konkretisierenden  Gedanken  zur  Durch- 
führung bringen  zu  wollen;  vielmehr  entspricht  dieses  dem 
Grundprinzip  Fichtes,  der  in  der  Praxis,  der  Tathandlung, 
das  wahrhaft  Sittliche,  in  dem  rastlosen  Streben  die  erste 
Bedingung  für  Verwirklichung  eines  höheren  Lebens  sah. 

Somit  besteht  die  Behauptung  Gebhardts  und  Gertrud 
Bäumers,  soweit  Fichtes  System  in  Frage  steht,  zu  Recht,  daß 
der  organische  Staat  des  deutschen  Idealismus  die  soziale  Demo- 
kratie ist;  abgesehen  muß  werden  von  der  „Rechts-  und  Staats- 
lehre", in  denen  —  allerdings  aus  urdemokratischen  Motiven 
heraus  —  die  demokratischen  Verfassungsprinzipien  preisge- 
geben werden.   Und  weiterhin  ist  die  Begründung  eine  andere ; 
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Gebhardt  streift  nur  das  demokratische  Element,  stellt  in 
den  Vordergrund  den  Sozialisten  Fichte;  Fichte  ist  aber  vor 
allem  Demokrat,  und  insoweit  das  Gleichheitsprinzip  die  Lebens- 
und Entwicklungsmöglichkeiten  des  Einzelnen  gewährleisten 
soll,  auch  Sozialist;  die  sozialistischen  Einschläge  resultieren 
aus  den  die  Gesamtheit  der  politischen  Ideen  beherrschenden 
demokratischen  Grundauffassungen,  die  Gertrud  Bäumer  in- 
tuitiv erfaßt  hat. 

So  betrachtet,  erscheint  die  heutige  Reichsverfassung  den 
Fichteschen  Ideen  weitgehend  konform  oder  umgekehrt  Fichte 
in  der  Tat  als  der  Staatsphilosoph  der  in  der  heutigen  Reichs- 
verfassung  zur  Verkörperung  strebenden  Ideen. 

Die  Verfassung  des  Deutschen  Reiches  basiert  auf  dem 
nationalen  Einheitsstaat.  Die  unitaristischen  Tendenzen  gegen- 
über den  föderalistischen  überwiegen.  Der  neue  Reichstag 
ist  ein  noch  strenger  als  der  alte  geformtes  unitarisches 
Reichsorgan.  Die  ausschließliche  und  konkurrierende  Kompe- 
tenz des  Reiches  zur  Gesetzgebung  ist  erweitert  \  die  Pflege 
der  Beziehungen  zu  den  auswärtigen  Staaten,  nicht  nur  der 
allgemein  deutschen,  sondern  auch  der  partikularen,  steht 
jetzt  dem  Reiche  ausschließlich  zu,  die  gesamte  Heeresver- 
waltung ist  auf  das  Reich  übergegangen,  und  somit  hat  die 
Selbständigkeit  der  einzelnen  Staaten  in  dieser  Beziehung 
aufgehört,  die  Zoll-  und  Verbrauchssteuerverwaltung  ist  auf 
das  Reich  übergegangen.  Die  Verwaltung  des  Postwesens, 
die  in  einzelnen  Staaten  kraft  Reservatsrechts  Landesange- 
Jegenheit  war,  ist  ebenso  wie  das  Eisenbahnwesen  und  die 
dem  allgemeinen  Verkehr  dienenden  Wasserstraßen  auf  das 
Reich  vereinheitlicht  übergegangen.  Diese  in  der  neuen 
Reichsverfassung  stärker  als  in  der  alten  in  Erscheinung 
tretenden,  zum  Unitarismus  strebenden  Tendenzen  entsprechen, 
soweit  Fichte  überhaupt  dieser  äußeren  Gestaltung  einen  ent- 
scheidenden Wert  beilegt,  der  Forderung  des  Einheitsstaates. 

Die  Verfassung  legt  in  Art.  1  die  Regierungsform  des 
Reiches  fest,  wenn  sie  sagt:  „Das  Deutsche  Reich  ist  eine 
Republik."    Es  ist  die  „Republik  der  Deutschen  ohne  Fürsten 


1  Siehe  Art.  6,  Z.  3-,  Art.  7,  Z.  5,  8,  12,  13,  15  u.  a.  m. 
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und  Erbadel"  \  das  republikanische  Ideal,  das  Fichte  nie 
vertagt,  das  er  in  den  späteren  Jahren  mit  immer  größerer 
Bestimmtheit  als  das  Ziel  der  Gegenwart  verkündet  hatte. 
Und  weiter  ist  die  deutsche  Republik  nicht  eine  aristokra- 
tische oder  sonstwie  oligarchische  Republik,  sondern  die 
demokratische  Republik  Fichtes.  Das  geht  aus  Abs.  2  des 
Art.  1  hervor:  „Die  Staatsverfassung  geht  vom  Volke  aus."2 
Hiermit  ist  der  Fundamentalsatz  jeglicher,  auch  der  Fichte- 
schen Demokratie,  das  Prinzip  der  Volkssouveränität,  unum- 
wunden ausgesprochen;  das  Volk  ist  das  höchste  Staatsorgan, 
ist  die  letzte  Quelle  aller  Staatsgewalt  in  Deutschland. 

Die  das  deutsche  Volk  in  seiner  Gesamtheit  darstellende 
Repräsentativversammlung,  der  Reichstag,  verkörpert  den  Trä- 
ger der  Reichsgewalt.  Beruht  auch  die  neue  Verfassung  auf 
dem  Prinzip  der  von  Fichte  in  seinen  späteren  Schriften  ver- 
worfenen Gewaltenteilung,  so  ist  der  Reichstag  nicht  nur  der 
Gesetzgeber,  sondern  zugleich  auch  Aufsichtsorgan,  die  Homo- 
genität zwischen  Reichstag  und  Regierung  muß  gewährleistet 
sein,  die  Regierung  ist  ein  Geschöpf  des  Parlamentes.  Die 
Repräsentativversammlung  ist  also  eine  im  letzten  Grunde 
funktionen vereinigende  „exekutive  Körperschaft",  wenn  auch 
nicht  in  dem  Grade,  wie  es  in  der  Schweizer  Bundesverfas- 
sung in  der  Bundesversammlung  verwirklicht  ist.  Ist  diese 
Repräsentativ  Versammlung  auch  nicht  selbst  Träger  der  Reichs- 
gewalt, wie  es  Fichte  in  der  „Rechts-  und  Staatslehre"  von 
1812  gefordert  hat,  sondern  nur  Vertreter  derselben,  so  deckt 
sich  diese  Institution  nicht  nur  mit  der  stets  einheitlich  ver- 
tretenen Folgerung,  jede  ochlokratische  Tendenz  zu  vermeiden 
und  mit  dem  Bestreben,  veredelnd  den  demokratischen  Ge- 
danken zu  formen,  sondern  vor  allem  auch  mit  der  positiven 
Ausgestaltung  der  verfassungspolitischen  Ideen  im  „Natur- 
recht" und  insofern  auch  der  späteren  Jahre,  als  diese  Kör- 
perschaft die  einzig  mögliche  Verwirklichung  der  oben  im  ein- 
zelnen ausgeführten  Gedanken  und  ihre  denkbar  möglichste 
Annäherung  darstellt.  — 

1  Treitschke  a.  a.  0.  S.  136. 

9  Dieser  Satz  entspricht  der  Const.  beige  Art.  25  ..La  souverainite 
reside  essentiellement  dans  la  nation". 
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Es  fragt  sich  nun,  ob  in  dem  Reichstag  selbst  oder  der 
sonstigen  Organisation  des  Reiches  Garantien  gegeben  sind, 
die  eine  plumpe  Mehrheitsherrschaft  ausschließen,  kurz  eine 
ephoratsähnliche  Stellung  einnehmen.  Das  „monokratische 
Präsidialsystem"  der  heutigen  Verfassung  gibt  in  der  Gestalt 
des  Reichspräsidenten  eine  gewisse  Gewähr  für  die  Verwirk- 
lichung dieses  Gedankens.  Der  Reichspräsident  hat  heute 
wie  nach  altem  Recht  das  Gesetz  auszufertigen  und  zu  ver- 
künden; die  Legalität  des  Gesetzgebungsverfahrens  wird  hier- 
durch sanktioniert,  finden  sich  Mängel,  so  hat  der  Reichs- 
präsident die  Ausfertigung  bis  zur  Beseitigung  derselben  zu 
verweigern.  Der  Reichspräsident  kann  also  durch  stillschwei- 
gendes „Interdikt",  soweit  die  Voraussetzungen  vorliegen,  das 
Zustandekommen  des  Gesetzes  verhindern.  Und  noch  zwei 
weitere  Befugnisse  des  Reichspräsidenten  tragen  diesen  epho- 
rats ähnlichen  Charakter.  Dem  Reichspräsidenten  steht  näm- 
lich die  Befugnis  zu  (Art.  25),  den  Reichstag  aufzulösen  und 
an  das  Volk,  die  Wähler,  zu  appellieren.  Dieses  Recht  ge- 
sellt sich  heute  zu  jenem  anderen,  wonach  der  Reichspräsident 
gegen  gesetzgeberische  Beschlüsse  des  Reichstages  nach  Art.  73 
Abs.  1  den  Volksentscheid  herbeiführen  kann.  —  Neben  diesen 
Rechten  des  Reichspräsidenten,  die  ihre  im  Fichteschen  Sinne 
negative  Funktion  zu  erfüllen  vermögen,  stehen  in  Beziehung 
die  erschwerenden  Formen,  die  Art.  76  für  Verfassungsände- 
rungen vorsieht;  dieses  das  Zustandekommen  einer  Verfas- 
sungsänderung erschwerende  Verfahren  gibt  ebenfalls  die  Ge- 
währ, daß  nicht  Zufallskonstellationen  die  Regierungsform  des 
politischen  Gemeinwesens  zu  ändern  vermögen,  ist  somit  eben- 
falls vorwiegend  negativer,  vorbeugender  Natur.  —  Daneben 
tritt  als  Ersatz  des  Ephorates  die  von  Fichte  in  der  „Rechts- 
lehre" selbst  als  solche  behandelte,  obenerwähnte  Preßfrei- 
heit. Art.  118  gewährleistet  unter  Vorbehalt  der  gesetzlichen 
Schranken  die  Freiheit  der  Meinungsäußerung. 

All  diese  Maßnahmen,  die  diese  Funktion  erfüllen  und 
in  ihren  veredelnden  Grundgedanken  der  Mehrheitsherrschaft 
im  Fichteschen  Sinne  entgegenzuwirken  bestimmt  sind,  führen 
nur  anderseits  zu  der  Frage,  inwieweit  das  demokratische 
Gleichheitsprinzip  in  der  Reichsverfassung  realisiert  ist,  die 
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das  allgemeine  und  gleiche  Wahlrecht,  und  zwar,  was  neu 
ist  und  eine  von  Fichte  erhobene  Forderung  erfüllt,  auch 
für  die  Frauen  einführt.  Ergänzt  wird  diese  Norm  durch  den 
ersten  Artikel  der  „Grundrechte"  (Art.  109):  „Alle  Deutschen 
sind  vor  dem  Gesetze  gleich."  Die  Interpretation  führt  nicht 
zu  einer  absoluten  Gleichmacherei,  ist  keine  Richtschnur,  an 
die  sich  der  Gesetzgeber  zu  halten  hat,  sondern  bedeutet  nur 
„Gleichheit  vor  dem  Gesetz"  nicht  „Gleichheit  des  Gesetzes"  l. 
Nur  Absatz  2  und  3  führen  —  ganz  den  Fichteschen  Forde- 
rungen entsprechend  —  Rechtsgleichheit,  einmal  in  Ausübung 
der  staatsbürgerlichen  Rechte  für  Männer  und  Frauen  ein 
und  weiter  dadurch,  indem  erb  aristokrati  sche  Priviliegien  auf- 
gehoben werden. 

Die  Durchführung  des  Gleichheitsprinzipes  in  der  Reichs- 
verfassung führt  weiterhin  zur  Aufstellung  von  Programm- 
punkten formal  rechtlicher  Bedeutung,  wonach  die  Verwal- 
tungsorgane bei  Ausübung  ihrer  Tätigkeit  durch  die,  durch 
das  demokratische  Gleichheitsprinzip  bedingte,  auch  die  Frei- 
heit gewährleistenden  Bestimmungen  gebunden  sind.  Eine 
Folgerung  nicht  so  sehr  des  Gleichheits-  als  des  Freiheits- 
prinzipes  ist  die  von  Fichte  geforderte  Trennung  von  Kirche 
und  Staat;  es  ist  nicht  nur  wie  bisher  die  Religionsfreiheit 
gewährleistet,  sondern  Artikel  137  spricht  aus:  „Es  besteht 
keine  Staatskirche."  Ist  auch  dieser  Absatz  1  lediglich 
Richtschnur  ohne  abändernde  Kraft,  soll  auch,  wie  aus  Ab- 
satz 5  hervorgeht,  den  Religionsgesellschaften  nicht  ihre 
öffentlich-rechtlichen  Befugnisse  genommen  werden,  so  ist 
doch  das  Ziel,  alle  den  Kirchen  nicht  in  ihrer  Eigenschaft 
als  öffentliche  Korporationen  zustehenden  Rechte  zu  nehmen; 
vor  allem  ist  darin  das  Trennungsprinzip  gegenüber  der  engen 
Verbindung  zwischen  dem  Staat  und  der  Kirche  ausgesprochen, 
wie  es  bei  der  evangelischen  Kirche  bisher  üblich  war. 

Neben  diesen  Urelementen  jeder  Demokratie,  der  Volks- 
souveränität und  dem  Gleichheitsprinzip  in  seiner  aristokra- 
tischen Ausgestaltung,  ist  es  vor  allem  noch  das  sozialpoli- 
tische Moment,  das  Fichte  mit  der  Reichsverfassung  verbindet. 


1  Siehe  Anschütz,  Reichsverfassung  1921  S.  189. 
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Die  sozialistischen  Ideen  treten  in  der  Regelung  des  Wirt- 
schaftslebens (5.  Abschnitt)  deutlich  in  Erscheinung,  sie  sind 
scharf  ausgeprägt.  Die  soziale  Gerechtigkeit,  die  Forderung 
Fichtes,  ist  die  gedankliche  Grundlage,  die  der  individuellen 
Freiheit  Schranken,  die  durch  das  Interesse  der  Gesamtheit 
gefordert,  entgegensetzt.  Das  Reich  ist  ermächtigt,  wirt- 
schaftliche Unternehmungen  zu  sozialisieren  (Art.  156),  die 
Arbeitskraft  wird  unter  staatlichen  Schutz  gestellt,  die  soziale 
Fürsorgepflicht  des  Staates  wird  gefordert,  eine  Interessen- 
vertretung der  wirtschaftlich  arbeitenden  Kreise  ist  geschaffen. 
„Eigentum  verpflichtet"  (Art.  153  Abs.  3),  „die  Bearbeitung 
und  Ausnutzung  des  Bodens  ist  eine  Pflicht  des  Grundbe- 
sitzers gegenüber  der  Gemeinschaft"  (Art.  156  Abs.  3).  „Jeder 
Deutsche  hat  die  sittliche  Pflicht,  seine  geistigen  und  körper- 
lichen Kräfte  so  zu  betätigen,  wie  es  das  Wohl  der  Gesamt- 
heit erfordert"  (Art.  163).  All  diese  Sätze,  die  die  soziale 
Gebundenheit  des  Individuums  erkennen  lassen,  sind  nur 
Richtlinien,  von  denen  der  Gesetzgeber  bei  der  Regelung  der 
Eigentumsverhältnisse  sich  leiten  lassen  soll.  Rechtsnormen 
sind  sie  nicht.  Sie  können  nur  betrachtet  werden  als  die 
Gesichtspunkte,  die  der  künftigen  Gesetzgebung  zugrunde 
liegen  werden.  Die  sozialistischen  Grundgedanken,  die  in 
der  Reichsverfassung  heute  zur  Verkörperung  streben,  die 
die  demokratische  Republik  zu  einer  spezifisch  sozialen 
stempeln,  sind  den  Forderungen  Fichtes,  der  jedem  sein 
menschenwürdiges  Dasein  gewährleisten  will,  konform. 

Auch  ein  hiermit  verwandter,  für  Fichte  wesentlicher 
Punkt,  die  Erziehung  und  der  Unterricht,  die  die  Führer- 
auslese ermöglichen  soll,  die  die  stete  Entwicklung  zur  Frei- 
heit im  Fichteschen  Sinne  gewährleistet  und  die  höchste 
Kultur  verwirklichen  soll,  hat  eine  äußere  Regelung  erfahren, 
die  den  inneren  Aufbau  bedingt;  der  Staat  hat  Erziehung 
und  Unterricht  als  nationale  Angelegenheiten  erklärt  (Art.  10 
Ziff.  2,  Art.  120,  Art.  142  ff.).  Jetzt  erscheint  das  Reich  vor 
allem,  das  an  der  Gestaltung  des  öffentlichen  Unterrichts- 
wesens interessiert  ist;  es  kann  die  obersten  leitenden  Grund- 
sätze des  Unterrichtswesens  aufstellen.  Auch  die  Lehrer- 
bildung, der  höchste  Beruf  nach  Fichte,  soll  nach  den  Grund- 
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sätzen,  die  für  die  höhere  Bildung  allgemein  gelten,  für  das 
Reich  einheitlich  gestaltet  werden,  d.  h,  die  Bildung  der 
Volksschullehrer  soll  von  denen  der  höheren  Anstalten  nicht 
unterschieden,  soll  ihnen  gleichgestellt  werden.  Jede  soziale 
Differenzierung,  die  die  gesellschaftliche  Stellung  der  Eltern 
berücksichtigt,  wird  abgelehnt,  im  Gegenteil  sind  Reich, 
Länder  und  Gemeinden  angewiesen,  Minderbemittelte  durch 
Zuschüsse  zu  unterstützen.  Auch  diese  Regelung  des  Er- 
ziehungswesens gelangt  vom  Gleichheitsprinzip  unter  Ver- 
werfung wirtschaftlicher  und  gesellschaftlicher  Privilegien  zu 
dem  Prinzip  der  Auslese,  die  die  Menschen  qualifiziert. 

Nicht  nur  die  republikanische  Verfassungsform,  nicht 
nur  die  demokratischen  Grundprinzipien  der  Volkssouveränität 
und  des  allgemeinen  und  gleichen  Wahlrechts  in  der  ver- 
feinerten aristokratischen  Durchbildung,  durchsetzt  mit  sozia- 
listischen Einschlägen,  die  das  Individuum  der  Gattung  ein- 
ordnet, nein,  auch  die  Möglichkeit  der  geistigen  Erneuerung 
im  Fichteschen  Sinne  erscheint,  soweit  äußere  Momente  för- 
dernd wirken  können  —  und  jede  Organisation  erscheint  letzt- 
hin nur  als  bedingt  und  relativ  zu  Recht  bestehend  — ,  durch 
die  Verfassung  gewährleistet  zu  sein. 
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